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England und Deutſchland. 


Die internationale Politik der letzten 20 Jahre ſtand 
unter dem Zeichen des deutſch-engliſchen Gegenſatzes. 

Nach den Napoleoniſchen Kriegen gab es für die engli⸗ eg = 
ſche Weltſtellung nur mehr einen ernſten Feind, Rußland, Jahrhundert. 
deſſen gewaltige Volksmaſſen, von weitblickenden Herrſchern 
und Staatsmännern geführt, zum Meere drängten und Eng⸗ 
land an den vitalſten Stellen, an den Dardanellen, in Afghani⸗ 
ſtan und an der chineſiſchen Grenze bedrohten. Auf ſich ſelbſt 
angewieſen, konnte das Inſelreich nicht hoffen, dieſer Gefahr 
zu begegnen, es mußte trachten, die ſtärkſten europäiſchen 
Mächte in einem Bunde zu einigen und ſich ſo die Unterſtützung 
des Kontinents für den Falleiner kriegeriſchen Auseinanderſetzung 
mit Rußland zu ſichern. Solange Deutſchland, in Teilſtaaten zer⸗ 
fallen, keine militäriſche Macht vorſtellte, konnte für die engliſche 
Regierung nur ein Bündnis mit Frankreich und mit Öfterreich in 
Frage kommen. Schon Anfang der zo er Jahre des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ſagte ſich England von der Heiligen Allianz los, um zu 
Frankreich in ein engeres Verhältnis zu treten; die Beziehungen 
reiften zu dem im Krimkriege verwirklichten Bündnis aus und 
auch ſpäterhin bis zum Sturze des franzöfifhen Kaiſertums 
hielt für England die Notwendigkeit an, ſeine europäiſche Politik 
auf ein gutes Verhältnis zum franzöſiſchen Nachbarn aufzubauen. 
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Allerdings war Frankreich kein idealer Bundesgenoſſe und 
die Unruhe, welche die franzöſiſche Politik ſeit der erſten Revo⸗ 
volution beherrſchte, bereitete den engliſchen Staatsmännern 
unausgeſetzt Sorge. Erinnerungen an die napoleoniſche Tra⸗ 
dition waren in Paris lebendig und man hatte ſtets mit dem 
franzöſiſchen Imperialismus zu rechnen, der ſeiner Natur nach 
die Erbfeindſchaft gegen das Inſelreich in ſich barg. 

Noch ſchwieriger war es für England, den zweiten in Be⸗ 
tracht kommenden Bundesgenoſſen, Sſterreich, für feine Zwecke 
nutzbar zu machen, denn in Europa verfolgten ſowohl England 
wie Frankreich Ziele, welche jenen der öſterreichiſchen Mon⸗ 
archie direkt zuwiderliefen. Es ſchien für beide Mächte ſo gut 
wie ausgeſchloſſen, ein kontinentales Syſtem zu verwirklichen, 
in welchem SÖſterreich das Vorwerk Europas gegen Rußland 
werden ſollte, ſolange ſie in der italieniſchen und deutſchen 
Frage gegen die Donaumonarchie arbeiten mußten. Und doch 
gelang es den Weſtmächten am Ende des Krimkrieges, die 
letzten Reſte der heiligen Allianz, welche Oſterreich noch an das 
kaiſerliche Rußland feſſelten, zu ſprengen und Sſterreich zu 
einer Interbention zu bewegen, durch welche ein dauernder 
Bruch zwiſchen dem Wiener und Petersburger Kabinett her⸗ 
beigeführt wurde. Seither wurde die Rivalität Oſterreichs und 
Rußlands am Balkan zu einer unabänderlichen Tatſache, und 
England konnte dieſe als etwas Gegebenes vorweg in ſeine 
Berechnung einſtellen, ohne Rückſicht auf das, was die öſter⸗ 
reichiſchen Intereſſen anderswo von jenen der Weſtmächte trennen 
mochte. Die Schwerkraft dieſer Tatſache hat alle vorübergehenden 
Wechſelfälle der europäiſchen Politik überwunden, weder der 
unglückliche Ausgang des italieniſchen Feldzuges im Jahr 1859 
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noch die Niederlage Öfterreih8 in der deutſchen Frage konnte 
etwas daran ändern, daß Rußland für Sſterreich ebenſo wie 
für England der gefährlichſte Feind war und daß beide Mächte 
dieſer Gefahr gegenüber auf eine gemeinſame Politik ange⸗ 
wieſen waren. Was Frankreich betrifft, änderte ſich dagegen 
das Konzept für England nach der Begründung des Deutſchen 
Reichs. Durch das Werk Bismarcks war eine neue Groß⸗ 
macht entſtanden und die engliſchen Staatsmänner mußten 
ſich fragen, ob dieſe für ſie nicht größere Sicherungen Rußland 
gegenüber bieten könne, als das militäriſch geſchwächte und für 
Jahrzehnte durch den Revanchegedanken gebundene Frank⸗ 
reich. Hätte ſich Öſterreich-Ungarn im Jahre 1870 entſchloſſen, 
die deutſche Frage wieder aufzuwerfen und Frankreich bei⸗ 
zuſtehen, wäre es hierdurch zu einem franzöſiſchen Siege ge⸗ 
kommen, fo wäre England wohl der franzöſiſchen Orientierung 
treu geblieben. So aber erſchien der gangbarſte und mit dem 
ruſſiſchen Ziel vor Augen auch der ſicherſte Weg, der neuen 
deutſchen Kraft freien Lauf zu laſſen und eine Entwicklung nicht 
zu ſtören, welche Europa eine andere Geſtaltung geben und das 
engliſche Ziel der Errichtung eines Walles gegen den Oſten 
am wirkſamſten erfüllen konnte. 

Ein engliſcher Politiker, Lord Dunſany, hat ſchon im 
Jahre 1874 unter dem Titel „Gaul or Teuton“ eine Bro⸗ 
ſchüre veröffentlicht, worin er für das Bündnis mit dem Deut⸗ 
ſchen Reiche eintrat. Dunſany erblickt die größte Gefahr für 
den europäiſchen Frieden in dem ruſſiſchen Expanſionsdrange 
und in der franzöſiſchen Revanchepolitik. Er weiſt nach, daß 
der Revanchegedanke, den er als die logiſche Entwicklung des 
napoleoniſchen Imperialismus betrachtet, ein gedeihliches Zur 
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ſammenarbeiten Englands und Frankreichs unmöglich machen 
müſſe. Für England hätten die deutſchen Siege einen Erfolg 
über den franzöſiſchen Imperialismus bedeutet, leider aber 
hätten ſie den Nachteil gehabt, daß Europa von da ab in zwei 
feindliche Lager geteilt ſei und deſſen Widerſtandskraft gegen 
die ruſſiſche Bedrohung gelähmt werde. Zur Verwirklichung 
ſeiner Pläne auf Konſtantinopel werde Rußland europäiſche 
Bundesgenoſſen ſuchen. Trotz der traditionellen Freund- 
ſchaft Preußen⸗Deutſchlands zu Rußland ſei es höchſt un⸗ 
wahrſcheinlich, daß Bismarck die Beſetzung der Meerengen 
durch Rußland zugeben und fein Land einer ſlaviſchen Um; 
klammerung ausſetzen werde. Dagegen wäre nichts natür⸗ 
licher, als daß Frankreich ſich bei Hintanſetzung ſeiner Orient⸗ 
intereſſen mit dem ruſſiſchen Koloß verbünde. So könnte es 
am leichteſten Revanche üben und die verlorenen Provinzen 
wiedererobern. Zur Abwehr der ruſſiſch-franzöſiſchen Gefahr 
für den europäiſchen Frieden will Dunſany einen großen 
mitteleuropäiſchen Block unter Teilnahme Englands ins Leben 
rufen, dieſer Block müſſe Deutſchland, Sſterreich-Ungarn und 
Italien in ſich ſchließen und ſtark genug ſein, um nach Oſten 
und Weſten hin den Frieden zu gebieten. Frankreich werde 
auf dieſe Weiſe der napoleoniſchen Tradition und dem Re⸗ 
vanchegedanken entwöhnt und allmählich auch in den euro; 
päiſchen Friedensbund hineingezogen werden. 

Im Lichte der ſeitherigen tragiſchen Ereigniſſe beſehen, 
müſſen die Ausführungen des weitblickenden Engländers Be⸗ 
wunderung erwecken. Die geniale Staatskunſt des Fürſten 
Bismarck hat den Plan Dunſanys faſt vollſtändig verwirklicht 
und der durch ihn geſchaffene mitteleuropäiſche Block trug 
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zweifelsohne die Möglichkeiten für eine dauernde friedliche 
Konſolidierung Europas in ſich. 

Solange England in Rußland den gefährlichſten Feind Englands 
ſah, war es auf die Anlehnung an den Dreibund angewieſen, ren: 
und wenn es demſelben auch nie formell beigetreten ift, ſo nd. 
wirkten hier die Imponderabilien ſtärker als jedes formelle 
Bündnis. Wir wiſſen jetzt aus den Memoiren Baron Eckhard— 
ſteins und Hamanns, daß die Gleichheit der beiderſeitigen 
Intereſſen trotz aller Reibungen, die in der nach⸗bismarckiſchen 
Periode aufgetaucht waren, die engliſchen Staatsmänner noch 
an der Jahrhundertwende zu dem Verſuche bewogen hat, ihrer 
deutſchen Politik durch einen Vertrag Dauer zu verleihen. Man 
hatte in England das richtige Gefühl dafür, daß das zwanzig⸗ 
jährige freie Verhältnis nicht mehr lange halten könne und daß 
man zur Ehe ſchreiten müſſe, wenn der Bruch vermieden wer⸗ 
den ſolle. Chamberlain ſprach ſich damals ganz offen dahin 
aus, England müſſe aus den unklaren Verhältniſſen heraus⸗ 
treten und die „splendid isolation“ aufgeben, es werde ge⸗ 
nötigt ſein, den Anſchluß an Rußland⸗Frankreich ſelbſt um 
den Preis großer Opfer zu erkaufen, wenn ſeine Angebote 
in Berlin nicht angenommen würden. Für den Uneingeweihten 
iſt es nicht leicht, darüber ein Urteil zu fällen, warum die deut; 
ſche Regierung dieſes Angebot abgelehnt hat. Herr von Hol 
ſtein wird allgemein als der Inſpirator der Ablehnung angeſehen. 

Es heißt, er habe ſeine Politik hauptſächlich auf die Annahme 
aufgebaut, daß eine Verſöhnung Rußlands mit England für 
immer unmöglich wäre und daß die engliſche Regierung daher 
auch weiterhin genötigt ſein werde, ihren Kurs im deutſchen 
Fahrwaſſer fortzuſetzen. Deutſchland aber würde durch ein 


formelles Bündnis mit England fein Verhältnis zu Rußland 
in nicht wieder gut zu machender Weiſe trüben, es würde in 
ein Vaſallenverhältnis zu England geraten und den engliſchen 
Landsknecht in Europa ſpielen müſſen. Solange die erſte Prä⸗ 
miſſe Holſteins aufrechtzuerhalten war, lag es gewiß im Inter⸗ 
eſſe Deutſchlands, die beherrſchende Rolle, welche Fürſt Bis⸗ 
marck ſeinem Lande in Europa gerade dadurch geſichert hatte, 
daß er die traditionellen Beziehungen zu Rußland trotz des 
Dreibundes nicht ganz erkalten ließ, nicht ohne weiteres preis⸗ 
zugeben, ſeit dem Sturze des Fürſten war aber auf ruſſiſcher 
und deutſcher Seite alles geſchehen, um den Draht mit Peters, 
burg abzuſchneiden und, wie die ſpäteren Ereigniſſe bewieſen 
haben, war das Holſteinſche Axiom des unüberbrückbaren 
Gegenſatzes zwiſchen England und Rußland an ſich falſch. 
Es erſcheint mir aber auch fraglich, ob dieſe Vorſtellung allein 
für die Ablehnung des engliſchen Angebots maßgebend war. 
Aus der Lektüre der Memoiren des Fürſten Bülow gewinnt 
man vielmehr den Eindruck, daß es nicht allein Bedenken be⸗ 
züglich der kontinentalen Stellung Deutſchlands waren, welche 
das Auswärtige Amt bewogen, ſich in keine Bindung mit 
England einzulaſſen, ſondern vielmehr auch die Suggeſtion der 
deutſchen Weltpoltik, wie ſie ſich in Flottenbau und kolonialer 
Expanſion objeftivierte. Fürſt Bülow betont in feinem Buche, 
es ſei ſein hauptſächlichſtes Verdienſt geweſen, dieſe neue Welt⸗ 
politik trotz des wachſenden Mißtrauens Englands ohne kriege⸗ 
riſche Verwicklungen begründet zu haben. Wenn dem ſo iſt, 
ſo muß man ſich fragen, ob das Problem, dem neuen Deutſch⸗ 
land einen gebührenden Platz am Weltmarkt zu ſichern, nicht 
leichter und dauernder im Rahmen eines Bündniſſes mit Eng⸗ 


land hätte gelöft werden können. Jedenfalls wäre die euro, 
päiſche Atmoſphäre eine günſtigere geblieben. England wäre, 
in ſeinem Gegenſatze zu Rußland eingefangen, genötigt ge⸗ 
weſen, vieles ruhig hinzunehmen, was unter geänderten Ver⸗ 
hältniſſen als direkte Bedrohung ſeiner Machtſtellung in Er⸗ 
ſcheinung trat. Es iſt möglich, daß es auf dieſe Weiſe früher 
zu einer kriegeriſchen Auseinanderſetzung zwiſchen Deutſchland 
und Rußland gekommen wäre, der Krieg wäre dann aber unter 
weit günſtigeren Bedingungen geführt worden. 

Bei Beurteilung der deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen muß 
man ſich vor Augen halten, daß der Hintergrund der politiſchen 
Schaubühne Europas ſeit der franzöſiſchen Revolution durch 
die der Demokratie zuſtrebende revolutionäre Bewegung der 
heranwachſenden bürgerlichen Intelligenz ausgefüllt war. Nir⸗ 
gends hat dieſer Umſtand auf die politiſche Entwicklung ſtärker 
gewirkt als in Rußland. Die ruſſiſche Geſchichte des 19. Jahr⸗ 
hunderts iſt ein fortgeſetztes Rückzugsgefecht der Autokratie 
gegen die Revolution. In dieſem Kampfe war das Deutſch⸗ 
tum in und außerhalb Rußlands der wertvollſte Bundes⸗ 
genoſſe der Krone. Rußland iſt durch deutſche Organiſation, 
durch deutſchen Geiſt, in eine europäiſche Form gepreßt worden, 
im Gegenſatz zum ruſſiſchen Volke, das ſtets nach Aſien gra⸗ 
vitierte. Die wachſenden Reifeerſcheinungen des aufſtrebenden 
ruſſiſchen Bürgertums haben ihre Ausdrucksform immer 
mehr im Kampfe gegen die deutſchen Eindringlinge gefunden. 
Auch ein Alleinherrſcher muß mit der öffentlichen Meinung 
ſeines Reiches rechnen, und wenn auch kraftvolle Herrſcher— 
naturen, wie Nikolaus der Erſte, den von unten heraufdrängen⸗ 
den antideutſchen Strömungen zeitweilig zu widerſtehen ſuchten, 
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ſo waren Kompromiſſe auf die Dauer doch unvermeidlich. 
Es erſchien der Autokratie weniger gefährlich, dieſe auf außer⸗ 
politiſchem und national⸗chauviniſtiſchem Gebiete zuzugeſtehen 
als auf jenem der freiheitlichen Reformen im Innern. So 
fand die ruſſiſche Bourgenifie einen auch von höchſter Stelle 
begünſtigten Ausweg für ihre brachliegenden politiſchen Ener; 
gien im Panſlavismus, deſſen Spitze ſich naturgemäß in erſter 
Reihe gegen Deutſchland richten mußte. Fürſt Bismarck hat 
die nationale Bewegung in Rußland ſchon während ſeines 
Aufenthaltes in Petersburg mit wachſender Sorge verfolgt, 
er mag ſchon damals vorausgeſehen haben, daß die politiſchen 
Richtungslinien Deutſchlands und Rußlands auf die Dauer 
nicht parallel laufen könnten, ſeine Dreibundpolitik iſt aus 
dieſer Erwägung hervorgegangen, und wenn er es auch ſpäter 
mit meiſterhafter Virtuoſität verſtand, die monarchiſche Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft und die traditionelle Freundſchaft der Dy⸗ 
naſtien für ſeine Zwecke nutzbar zu machen, ſo iſt doch ſein ganzes 
politiſches Syſtem auf der Überzeugung aufgebaut, daß der ruf 
ſiſche Nationalismus früher oder ſpäter die dynaſtiſch konſer va⸗ 
tiven Hemmungen der Krone durchbrechen und dieſe zu einem 
Vorſtoß gegen Europa zwingen werde. Solange Rußland mit der 
Feindſchaft Englands zu rechnen hatte, war aller dings dafür ge⸗ 
ſorgt, daß kein ruſſiſcher Kaiſer das Unmögliche wagen werde, 
gleichzeitig gegen Deutſchland und England loszugehen. Die große 
Kunſt der Bismarckiſchen Politik beſtand dar in, die Notwendigkeit 
der deutſchen Rückendeckung für Rußland und für England auf⸗ 
rechtzuerhalten und politiſchen Abenteuern auf dieſe Weiſe vorzu⸗ 
beugen. Die Nachfolger des erſten Kanzlers haben das Gleichge⸗ 
wicht in dem komplizierten politiſchen Syſteme, das er ihnen hinter⸗ 


ließ, nicht aufrechterhalten können, fie ſchwächten es nach beiden 
Seiten hin, einerſeits weil der Rückverſicherungsvertrag mit 
Rußland nicht mehr erneuert wurde und noch mehr dadurch, 
daß fie England durch Ablehnung der Chamberlainſchen An; 
gebote ins feindliche Lager trieben. 

Den Auftakt zur Neuorientierung der engliſchen Politik bildete die Entente 
das Bündnis mit Japan, ohne welches Japan den Krieg gegen a 
Rußland wohl nie begonnen hätte. Wie bekannt, hat dieſer 
Krieg der ruſſiſchen Expanſionspolitik im fernen Oſten ein Ende 
bereitet und damit auch den britiſchen Beſitz in Aſien geſichert. 
An ſich aber konnte dieſes Bündnis allein den Bedürfniſſen 
der engliſchen Politik nicht genügen, England mußte auch die 
Annäherung an Frankreich und Rußland ſuchen, um das Werk 
zu vollenden. 

Ich weilte im Jahre 1903 in Paris, als König Eduard nach 
Beendigung des Burenkrieges ſeinen Antrittsbeſuch bei der fran⸗ 
zöſiſchen Republik machte und dort den Grundſtein zur Entente 
legte. Der König kannte die Franzoſen beſſer als die meiſten 
ſeiner Untertanen es taten. Er hegte lebhafte Sympathien 
für Frankreich und die Entente iſt inſofern ſein Werk geweſen, 
als es vor allem ſeiner geſchickten und taktvollen Behandlung 
der franzöſiſchen Staatsmänner gelang, die großen Hinderniſſe 
aus dem Wege zu räumen, die einer Verſtändigung im Wege 
ſtanden. Im Burenkriege hatten ſich die franzöſiſche Regierung 
und das franzöſiſche Volk auf die Seite der ſüdafrikaniſchen Re⸗ 
publiken geſtellt. Frankreich hatte ſogar im Vereine mit Ruß⸗ 
land den Verſuch gemacht, das Berliner Kabinett zu einer 
gemeinſamen Inter vention zugunſten der Buren zu bewegen. 
Man hatte Faſhoda und Agypten in Paris nicht vergeſſen 
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und niemand konnte damals vorausſehen, daß es ſo bald 
zu einer Verſtändigung und in der Folge zu engſter Freund⸗ 
ſchaft kommen werde. Jedenfalls beurteilte man in London 
die Möglichketen einer Annäherung noch mit größter Skepſis. 
Der Unterſtaatsſekretär im Foreign Office, Sir Charles Har⸗ 
dinge, welcher den König nach Paris begleitete, ſprach ſich einem 
meiner Freunde gegenüber über den Zweck des Beſuchs dahin 
aus, man ſei in England nicht beſonders optimiſtiſch, hoffe 
aber doch zu erreichen, daß Frankreich ſich verpflichte, neutral 
zu bleiben, für den Fall, daß der unvermeidliche Krieg Eng⸗ 
lands mit Rußland ausbreche. So ſtark war eben noch die 
Überzeugung, daß die Gefahr von Rußland her drohe und 
daß das engliſche Volk ſich vor allem auf einen Krieg in Aſien 
vorbereiten müſſe. 

Zwar wurde die Entente von einer konſervativen engliſchen 
Regierung abgeſchloſſen, ſie hat aber erſt eigentliches Leben 
gewonnen, als in England die Liberalen ans Ruder kamen. 
Für die politiſche Geſchichte des britiſchen Reiches bedeutete der 
damalige Regierungswechſel mehr als eine einfache Rollenver⸗ 
tauſchung zwiſchen Tories und Whigs, er bedeutete den de⸗ 
finitiven Eintritt Englands in die Reihe der von revolutionärem 
Geiſte beſeelten bürgerlichen Demokratien Europas. Eine neue 
Geſellſchaftsſchicht kam durch dieſen Syſtemwechſel in England 
ans Ruder und ihre ganze Einſtellung auf die Politik erleichterte 
mehr als irgend etwas anderes den Ausgleich mit der franzöſiſchen 
Bourgeoiſie. Es lag in der Natur der Verhältniſſe, daß jede 
Annäherung an Fraukreich die Beziehungen Englands zu 
Deutſchland verſchlechtern mußte, war doch die ganze Entente⸗ 
politik der Erwägung entſproſſen, daß das urſprünglich gewünſchte 
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deutſche Bündnis ſich als undurchführbar erwieſen hatte. Und 
doch glaube ich nicht, daß die Vorausſicht eines unvermeid⸗ 
lichen und nahe bevorſtehen den Zuſammenſtoßes mit Deutſch⸗ 
land ſchon damals, als die Wege der beiden germaniſchen Mächte 
ſich trennten, als treibender Faktor zum Anſchluß an Frank⸗ 
reich genötigt hatte. Allerdings hatte die Haltung der deutſchen 
öffentlichen Meinung im Burenkrieg Erbitterung hervorgerufen. 
Ich habe Anzeichen wachſenden Mißtrauens wegen der zum Teil 
rückſichtslos vordrängenden deutſchen Handelskonkurrenz ſchon 
im Jahre 1900 unter engliſchen Kaufleuten in China wahrnehmen 
können, das unbeſtimmte Phantom einer neuen, ſich immer 
ſtärker dokumentierenden aggreſſiven Weltpolitik Deutſchlands 
war ſchon aufgetaucht, aber die Beziehungen der beiden Re⸗ 
gierungen waren noch durchaus korrekte und die antideutſchen 
Strömungen wurden keineswegs an maßgebender Stelle hoch 
eingeſchätzt. Die auf naher Verwandtſchaft beruhende lang⸗ 
jährige Familientradition der beiden Höfe trug auch viel dazu 
bei, wenigſtens die Faſſade der alten Freundſchaft aufrecht⸗ 
zuerhalten und fo den Bruch, der ſich vorbereitete, zu ver; 
zögern. 

Solange England keinen Ausgleich mit Rußland gefunden 
hatte, konnte das gute Verhältnis zu Frankreich allein ihm 
keine Sicherheiten bieten, es war gezwungen, wenigſtens äußer⸗ 
lich die Beziehungen zu Deutſchland nicht ganz preiszugeben. 

Erſt der für Rußland unglückliche Ausgang des japani⸗ 
ſchen Krieges hat die Vorausſetzungen für einen engliſch⸗ruſſi⸗ 
ſchen Intereſſenausgleich in Aſien geſchaffen und damit auch 
für die Tripleentente, die dann geſchloſſen als die ſtärkſte euro⸗ 
päiſche Koalition gegen den Dreibund Front machen konnte. 
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Die noch während des Krieges in Rußland entbrannte re; 
volutionäre Bewegung hat viel dazu beigetragen, die ruſſi⸗ 
ſche Regierung zu einer Verſtändigung mit England zu nötigen. 
Wie bekannt, hat der deutſche Kaiſer während des Krieges den 
Verſuch gemacht, den Zaren für eine konſervative, den Intereſſen 
des monarchiſchen Erhaltungsprinzips Rechnung tragende Neu⸗ 
orientierung zu gewinnen; in neuer Form ſollte das Dreikaiſer⸗ 
bündnis wieder entſtehen. Im Vertrage von Björkö hatte Kaiſer 
Nikolaus auch tatſächlich diesbezügliche Verpflichtungen auf ſich 
genommen, der Vertrag wurde aber von der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung desavouiert. Die durch die innerpolitiſche Lage ge; 
botene Entwicklung der ruſſiſchen Politik war nicht mehr auf⸗ 
zuhalten. Der Zarismus war durch den unglücklichen Krieg 
und durch die Revolution in ſeinen Grundfeſten erſchüttert, 
er hatte nicht mehr die guten Nerven, die nötig geweſen wären, 
um ſein Lebensprinzip gegen die anſtürmenden revolutionären 
Wogen in einem Dreikaiſerbündnis neuerlich zu bekräftigen. 
Man entſchied ſich in Petersburg für den Weg des geringeren 
Widerſtandes und dieſer lag in der Begünſtigung der anti⸗ 
deutſchen panſlaviſtiſchen Bewegung und in der Annäherung 
an England. Durch eine liberale, nach den Weſtmächten hin 
orientierte Politik hoffte man das nationale ruſſiſche Bürger⸗ 
tum von der Revolution wieder einmal ablenken zu können. 
Den Panfſlaviſten aber war die oſtaſiatiſche ruſſiſche Politik 
niemals genehm geweſen, nach ihrem Kredo lag Rußlands 
Miſſion am Balkan und in Europa. 

Nach dem Portsmouther Friedensſchluß wurde der anglo⸗ 
phile ruſſiſche Diplomat Iswolſki zum Außenminiſter ernannt. 
Iswolſki, der vor dem Kriege den Geſandtenpoſten in Tokio 
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innegehabt hatte und ſtets ein Gegner des japaniſchen Aben⸗ 
teuers geweſen war, führte die ruſſiſche Politik nach Europa 
zurück. Er verdankte ſeine Karriere dem Einfluſſe der däniſchen 
Königsfamilie am ruſſiſchen Hofe und war ein überzeugter 
Anhänger eines Ausgleichs mit England, nicht nur weil er 
die liberalen Strömungen in Rußland ſeinen Zwecken dienſtbar 
machen wollte, ſondern insbeſondere auch, weil er hoffte, engli⸗ 
ſches Kapital für den Wiederaufbau der ruſſiſchen Volkswirt; 
ſchaft gewinnen zu können. Das franzöſiſche Kapital war 
damals faſt nur für ſtaatliche ruſſiſche Anleihen erhältlich. 
Herr Iswolſki fand überdies eine Befriedigung feines ſozialen 
Ehrgeizes in dem neuen europäiſchen Kurſe, der ihm in Paris 
und London eine führende geſellſchaftliche Rolle ſicherte. Wie 
ſehr er mit der Hypothek perſönlicher Eitelkeit belaſtet war, 
hat er im Jahre 1908 bewieſen, als er ſich in London und 
Paris in der Dardanellenfrage mit Schlagworten über höhere 
europäiſche Intereſſen abfertigen ließ, wogegen er die Freiheit 
der Meerengen vorausſichtlich mit Unterſtützung Sſterreich⸗ 
Ungarns und Deutſchlands vor dem europäiſchen Areopag 
hätte erreichen können, wenn er ſich in der Annexionskriſe 
nicht ganz auf ſeiten Englands und Frankreichs geſtellt hätte, 
vielmehr den in Buchlau übernommenen Verpflichtungen treu 
geblieben wäre. Ein ruſſiſcher Diplomat, der im Jahre 1908 
im Außenminiſterium in Petersburg tätig war, erzählte mir 
nach Beendigung des Weltkrieges, Iswolſki habe nach der 
Buchlauer Entrevue aus Baden-Baden am Wege nach London 
an das Miniſterium telegraphiert, er ſei über ſeine Unterredung 
mit Ahrenthal ſehr befriedigt. Alles ſei geregelt worden, Sſter— 
reich werde Bosnien annektieren und Rußland als Entſchädi⸗ 
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gung die freie Durchfahrt durch die Meerengen erhalten. Später 
hat Iswolſki die Vorgänge ſtets ſo darzuſtellen verſucht, als 
ſei er von Ahrenthal hintergangen worden, als habe unſer 
Vorgehen in der Annexionskriſe zum definitiven Bruch der 
öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Entente geführt. Tatſächlich hatte Ruß⸗ 
land ſchon vor der Buchlauer Entrevue das Revaler Abkommen 
mit England abgeſchloſſen und damit formell für die engliſche 
Orientierung optiert. Richtig iſt, daß Iswolſki den einſeitigen 
Gewinn, den die Buchlauer Verabredungen dem Grafen 
Ahrenthal eintrugen, perſönlich als Kränkung empfand, daß 
er ſich rächen wollte und die antiöſterreichiſche Politik um ſo 
mehr als Herzensſache auffaßte. In ihren Grundlinien war 
er aber auf dieſe ſchon vor den Buchlauer Unterredungen mit 
Ahrenthal eingeſchworen geweſen, denn das Syſtem, das er 
vom erſten Tage an anſtrebte, führte zur Tripleentente und 
damit zur offenen Feindſchaft dem Dreibunde gegenüber. 
Iswolſki hat kurz vor ſeinem Tode in der „Revue des 
Deux Mondes“ Memoiren veröffentlicht, die in dieſem Belange 
ſehr lehrreich ſind. In einem der erſten Kapitel faßte er die 
internationale Lage, wie er ſie bei ſeinem Amtsantritt als Mi⸗ 
niſter des Außeren vorgefunden habe, zuſammen. Der Augenblick 
ſei, ſo ſagt er, für Rußland höchſt kritiſch geweſen. Durch den 
unglücklichen Krieg und die Revolution geſchwächt, habe das 
Land vor allem an die Konſolidierung der inneren Verhält⸗ 
niſſe und an eine Reviſion ſeiner auswärtigen Politik denken 
müſſen. Durch das formelle Bündnis mit Frankreich ſei die 
Politik Rußlands in Europa ſeit 15 Jahren umſchrieben ge; 
weſen. Kaiſer Nikolaus habe allerdings während des japani⸗ 
niſchen Krieges in einem Moment der Schwäche den perfiden 


Beſtrebungen des deutſchen Kaiſers nachgegeben und in Biörkö 
einen Vertrag unterſchrieben, der geeignet war, wenn auch nicht 
die Verbindung mit Frankreich ganz zu löſen, fo doch die ruſſi⸗ 
ſche Außenpolitik in eine ſchwierige Lage zu bringen. Den Be⸗ 
mühungen des Grafen Lamsdorf ſei es gelungen, durch einen 
Appell an das Ehrgefühl und den geſunden Menſchenverſtand 
des Zaren, die Politik von Björkö zu vereiteln und Rußland dieſer 
deutſcherſeits gelegten Falle zu entziehen. 

So habe er, Iswolſki, das Bündnis mit Frankreich bei 
ſeinem Amtsantritt noch intakt vorgefunden. Während des japa⸗ 
niſchen Krieges ſeien aber in der europäiſchen Politik große Ver⸗ 
änderungen vor ſich gegangen. Die engliſch⸗franzöſiſche En⸗ 
tente ſei abgeſchloſſen worden, ſie ſei auch für Rußland im 
Kriege nützlich geweſen; um aber aus der neuen Entente 
dauernden und nachhaltigen Vorteil ziehen zu können, habe 
Rußland ſelbſt eine Annäherung an England ſuchen müſſen. 
Dies allein hätte jedoch noch nicht genügt, als Ergänzung ſei 
auch eine ehrliche Ausſöhnung mit Japan unbedingt nötig 
geweſen. Durch eine ſolche Politik habe Rußland ſeine Stellung 
Frankreich gegenüber ſtärken und der franzöſiſchen Allianz eine 
breitere Grundlage geben können. Hätte Rußland damals 
es verſäumt, die logiſchen Konſequenzen aus der internationalen 
Lage zu ziehen und wäre es in geſpanntem Verhältnis zu Eng⸗ 
land und Japan geblieben, ſo wäre es früher oder ſpäter in 
eine ſchiefe Stellung zwiſchen feinem franzöſiſchen Bundes; 
genoſſen und den beiden anderen Mächten geraten. Deutſch⸗ 
land hätte den Verſuch wieder aufgenommen, Rußland von 
Frankreich zu trennen und es neuerdings im fernen Oſten 
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den Weltfrieden gefährlicher geweſen, als eine ſolche „Umkehr 
der Bündniſſe“. Wenn Rußland ſich von Frankreich abwendete 
und den Kampf um die Vorherrſchaft in Aſien wieder auf⸗ 
nahm, fo war es nicht nur gezwungen, auf feine „hiſtoriſche 
Rolle in Europa“ zu verzichten, es hätte überdies noch jede 
moraliſche und ökonomiſche Unabhängigkeit gegenüber Deutſch⸗ 
land verloren. Wäre aber Rußland auf dieſe Weiſe zum Va⸗ 
ſallen Deutſchlands geworden, ſo hätte ganz Europa an den 
Folgen leiden müſſen. Von jeder Sorge Rußland gegenüber 
befreit, hätte das Deutſche Reich nur die Stunde zum Angriff 
auf Frankreich und England zu wählen gebraucht, um ſich die 
Weltherrſchaft zu ſichern. 

Dies, fo fließt Iswolſki den Artikel, ſei das ſchwerwiegende 
Dilemma geweſen, das ſich ihm bei Übernahme der Geſchäfte 
entgegenſtellte und eine ſofortige unwiderrufliche Stellungnahme 
herausforderte. Er habe das Problem noch bevor er zum 
Miniſter ernannt worden ſei, in Paris und London mit Nelidow 
und Benckendorff beſprochen und ſie ſeien alle drei einig dar⸗ 
über geweſen, daß die auswärtige Politik Rußlands auf der 
unabänderlichen Grundlage des franzöſiſchen Bündniſſes 
fortzuführen ſei, daß dieſes Bündnis aber durch neue Ab⸗ 
machungen mit England und Japan geſtärkt und erweitert 
werden müſſe. 

Wenn man auch in Betracht zieht, daß Iswolſki dieſe 
Memoiren veröffentlichte, als er in Paris als ruſſiſcher Emi⸗ 
grierter in ſehr ſchwierigen Vermögensverhältniſſen lebte und 
ein Intereſſe daran hatte, ſeine Politik als eine deutſchfeindliche 
à outrance hinzuſtellen, ſo muß man ſeinen Ausführungen 
doch Glauben ſchenken, denn er hat das hier ſkizzierte Aktions⸗ 


programm als Minifter tatſächlich durchgeführt. Als Graf Ahren⸗ 
thal im Jahre 1906 öſterreichiſch⸗ungariſcher Taniſter des 
Außeren wurde und ſich in Petersburg von Iswolſki verab⸗ 
ſchiedete, war dieſer für die engliſche Politik ſchon ſo ſehr ein⸗ 
genommen, daß er jede Diskuſſion über die Möglichkeit einer 
Neuorientierung Rußlands im Sinne eines Dreikaiſerbünd⸗ 
niſſes ablehnte. 

Die endgültige Verſtändigung mit England iſt erſt im 
Jahre 1907 bei der Revaler Zuſammenkunft erreicht worden. 
Schon früher hatte aber England den Weg hiezu vorbereitet, 
indem es die neue Freundſchaft zu Frankreich durch ſeine Unter⸗ 
ſtützung der franzöſiſchen Politik in der Marokkofrage vitali⸗ 
ſiert und ihr jene gegen Deutſchland gerichtete Spitze gegeben 
hatte, welche gerade für Herrn Iswolſki ein beſonderes ar- 
gumentum ad hominem bilden mußte. 

Die Marokko⸗Affäre war das erſte Ergebnis der engliſch⸗ 
franzöſiſchen Entente. Durch das Mittelmeerabkommen hatte 
England ſich Agypten definitiv geſichert und dafür den Fran⸗ 
zoſen ohne Rückſicht auf die beſtehenden internationalen Ver⸗ 
träge Handlungsfreiheit in Marokko zugeſagt. In merito hatte 
die deutſche Regierung gewiß Recht, gegen dieſe einſeitige Löſung 
einer internationalen Frage aufzutreten und ihre Anſprüche 
geltend zu machen. In der hieraus entſtandenen Auseinander⸗ 
ſetzung wurden aber deutſcherſeits in taktiſcher Hinſicht große 
Fehler begangen. Auf die anfängliche Intranſigenz folgte, 
als die Kriegsgefahr imminent wurde, ein Zurückweichen auf der 
ganzen Linie; die Algecirasakte trugen den Stempel der Un⸗ 
zulänglichkeit an ſich, ſie konnten keinen dauernden Beſtand 
haben. Durch die ſchwankende und wechſelvolle Haltung des 
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Auswärtigen Amtes wurde die internationale Lage verſchlechtert 
und der Weltfrieden gefährdet, ohne daß Deutſchland ſelbſt 
entſprechenden Nutzen aus der Aktion gezogen hätte. Die ge⸗ 
ringen Rechte, welche es ſich noch in Marokko ſichern konnte, 
wären auch wohl durch direkte Verhandlungen mit Frankreich, 
wie ſie der Nachfolger Delcaſſes, Rouvier, vorgeſchlagen hatte, 
erhältlich geweſen. 

9510 Im Marokko⸗Abenteuer ſpiegelt ſich eine Politik wieder, 

deréntlaſſung welche, der Bismarckiſchen Tradition zuwiderlaufend, ſich allzu⸗ 

Demand ſehr in den Dienſt des Handels und der Großbanken geſtellt hatte. 
Die neue deutſche Großmacht, welche Bismarcks Staatskunſt 
geſchaffen hatte, mußte von allem Anfang an mit der Eifer⸗ 
ſucht der Nachbarn rechnen. Bismarcks fortdauernde Sorge 
vor Koalitionen, „le cauchemar des coalitions“, war eine 
vollkommen berechtigte. Deutſchland konnte nur geduldet 
werden, ſolange es in dem europäiſchen Syſtem eine funktio⸗ 
nelle Friedens miſſion beſſer erfüllte als irgendeine andere 
Großmacht, ſolange es der Verſuchung widerſtand, in engli⸗ 
ſche oder ruſſiſche Intereſſenſphären hinüberzugreifen. Wenn 
es dieſer kontinentalen Miſſion treu blieb, durfte es wenigſtens 
auf die Unterſtützung Englands rechnen. Fürſt Bismarck war ein 
Landjunker, der den in drei Kriegen erworbenen deutſchen Beſitz⸗ 
ſtand mit bäuerlicher Zähigkeit und Liebe pflegte und die deutſche 
Macht nur mehr als Gleichgewichts⸗ und Friedensfaktor in 
der internationalen Politik einſetzen wollte. In der Wilhelmini⸗ 
ſchen Ara verlor die deutſche Politik dieſen bodenſtändigen 
Charakter, ſie wurde in den Dienſt kapitaliſtiſcher Intereſſen 
geſtellt und erzielte zwar manche Augenblickserfolge, büßte 
aber ihre Beſtändigkeit ein, weil ihre Endziele nicht immer 
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mit Lebens⸗Intereſſen des deutſchen Volkes zuſammenfielen. 
Wegen marokkaniſcher Bergwerke oder chineſiſcher Eiſenbahn⸗ 
konzeſſionen konnte kein verantwortlicher deutſcher Staatsmann 
einen europäiſchen Krieg entfeſſeln, es mußten daher Situationen 
eintreten, wo ein Rückzug die einzige Löſung bot. Die ab⸗ 
wechſelnd aggreſſive und nachgiebige deutſche Politik wirkte 
dem Auslande gegenüber als unſtetes Element, das bald die 
Angſt vor einem Weltkriege, bald wieder ein allzugroßes Sicher; 
heitsgefühl gegenüber den deutſchen Drohungen herausforderte. 
Sie verletzte, ohne Reſpekt einflößen zu können, erſchütterte 
das Vertrauen der Freunde im Auslande und bot anderer; 
ſeits den aktiveren Feinden durch ihre Schwankungen das Ar⸗ 
gument, man könne gegen Deutſchland unternehmen, was man 
wolle, zum Kriege werde es doch nie kommen, dazu würde ſich 
Kaiſer Wilhelm nie entſchließen. Die Marokkokriſe hat bez 
ſonders in England die noch vorhandenen Freundſchaftsgefühle 
für Deutſchland ſtark erſchüttert, die deutſche Partei verlor 
dort an Bedeutung, und man ſchenkte immer mehr jenen Stim⸗ 
men Gehör, welche in der aufſtrebenden deutſchen Weltkon⸗ 
kurrenz die größte Gefahr für den Frieden erblickten und der 
Überzeugung Ausdruck verliehen, daß die deutſche Begehrlich⸗ 
keit, die ſich gegen Englands Weltſtellung richte, nur durch eine 
mächtige Koalition in Schach gehalten werden könne. Selbſt 
in eingeweihten Kreiſen fühlte man ſich vor einem deutſchen 
Angriff nicht ſicher und begann man mit der Möglichkeit einer 
kriegeriſchen Auseinanderſetzung zu rechnen. Man wünſchte 
den Krieg in England gewiß nicht; der beatus possidens hat 
keinen Grund zu den Waffen zu greifen, ſolange er ſich in ſei⸗ 
nem Beſitzſtand ſicher fühlt. Sir Edward Grey war nicht 
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der Mann, einen Präventiofrieg heraufzubeſchwören, er be; 
trieb die Einkreiſungspolitik, um den Frieden zu erhalten und 
um Deutſchland zu einem Ausgleich in der Flottenfrage zu 
zwingen. Und doch führte ſeine Politik zuletzt zum Weltkriege, 
denn um die Koalition lebenskräftig zu erhalten, mußte er 
ſich in Frankreich und Rußland die Unterſtützung jener Kreiſe 
ſichern, welche die Tripleentente zur Verwirklichung ihrer ehr⸗ 
geizigen Pläne benutzen wollten. Der Fehler der engliſchen 
Politik lag darin, daß die liberalen Miniſter glaubten, durch 
die Tripleentente dieſelben Bürgſchaften für die Erhaltung des 
europäiſchen Friedens ſchaffen zu können, welche Disraeli und Sa⸗ 
lisbury durch ihre Unterſtützung der konſervativen Politik Bis⸗ 
marcks erreicht hatten. Darin lag eine große Täuſchung: Greys 
Politik führte, ohne daß er es wollte, zum Weltkrieg, und die ver⸗ 
ſpätete Erkenntnis dieſes Fehlers mag viel zu der Erbitterung beis 
getragen haben, mit der die engliſche Regierung die deutſche Un⸗ 
terſtützung unſerer Aktion gegen Serbien aufgenommen hat. 

Durch das im Jahre 1907 abgeſchloſſene Revaler Ab: 
kommen wurde die von Herrn Iswolſki angeſtrebte Verſtändi⸗ 
gung Rußlands mit England erzielt und damit die Tripleentente 
begründet. Ein Jahr darauf mußte dieſe neue Koalition in 
der Annexionskriſe die erſte Feuerprobe beſtehen. Graf Ahren⸗ 
thals kraftvoller und bedachter Politik gelang es damals, 
den in dem Dreiverbande vertretenen Mächten eine diplomati⸗ 
ſche Niederlage zu bereiten, ſein feſtes Auftreten gegenüber 
den von England mit Nachdruck unterſtützten ſerbiſchen und 
ruſſiſchen Prätentionen brachte ihm einen vollen, wenn auch 
nicht dauernden Erfolg. Die Löſung der bosniſchen Frage 
war für Sſterreich⸗-Ungarn nach dem Ausbruch der jung⸗ 
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türkiſchen Revolution eine Notwendigkeit geworden, und die 
ſpäteren Ereigniſſe haben bewieſen, daß Ahrenthal das ſich 
zuungunſten der Zentralmächte entwickelnde europäiſche Kräfte⸗ 
verhältnis richtig einſchätzte und daß er die letzte Gelegenheit 
benutzte, um die Aktion durchzuführen, bevor noch der Zu⸗ 
ſammenhalt der neu begründeten Tripleentente ein ſo ſtarker 
geworden war, daß jeder Vorſtoß Sſterreich-Ungarns in der 
orientaliſchen Frage eine kriegeriſche Auseinanderſetzung mit 
Rußland nach ſich ziehen mußte. In ſeinen Folgen hat aber 
unſer Erfolg in der bosniſchen Kriſe ſehr nachteilig auf die all⸗ 
gemeine politiſche Lage gewirkt, vor allem hat er die Triple⸗ 
entente befeſtigt. Die Annexionskriſe war die erſte einer Reihe 
von Kraftproben zwiſchen Dreibund und Tripleentente, die 
nicht zum geringſten Teile auf der in beiden Lagern vorherr; 
ſchenden falſchen Anſchauung beruhten, daß es der einen oder 
anderen Mächtegruppe gelingen werde, durch konſequentes 
Handeln die gegneriſche Koalition zu ſprengen und einen der 
Teilhaber zu einer Verſtändigung zu zwingen. Ebenſo 
wie Sir Edward Grey durch die Einkreiſungspolitik Deutſch⸗ 
land zu einem Nachgeben in der Flottenfrage zu bewegen hoffte, 
erblickte Ahrenthal in der intranſigenten und ſelbſt eine krie⸗ 
geriſche Auseinanderſetzung nicht ſcheuenden Politik des mittel; 
europäiſchen Blocks das Mittel, um Rußland zu überzeugen, 
daß es ſeine Ziele mit Hilfe der Weſtmächte nicht erreichen könne 
und ſich mit Sſterreich⸗-Ungarn und Deutſchland verſtändigen 
müſſe. Bei den hohen ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften Ahren⸗ 
thals iſt es ſchwer zu glauben, daß er dieſer Politik des Biegens 
oder Brechens treu geblieben und nicht eine andere Löſung 
für die wachſende Anſpannung der europäiſchen Situation 
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gefunden hätte. Kein Staatsmann, der in der aktiven Politik 
ſteht und durch dringende Tagesfragen außer⸗ und inner⸗ 
politiſcher Natur überbürdet iſt, kann ſich von der ihn um⸗ 
gebenden Atmoſphäre ganz freimachen. Ahrenthal war Neal; 
politiker, für ihn mußte ſich als einzige „Forderung des Tages“ 
das Poſtulat ergeben, ungeachtet momentaner Verſtimmungen 
der Gegner hart zu bleiben und zu handeln. Daß dieſe Politik 
auf die Dauer ohne Krieg durchführbar geweſen wäre, be; 
zweifle ich, jedenfalls erkannte Ahrenthal am Ende ſeines Le⸗ 
bens die ganze Gefahr des deutſch-engliſchen Gegenſatzes und 
rechnete mit der Wahrſcheinlichkeit eines Krieges, in dem auch die 
orientaliſche Frage „an den Vogeſen“ entſchieden werden würde. 

Faſt mehr als auf die Beziehungen Rußlands zu Sſter⸗ 
reich⸗Ungarn wirkte die bosniſche Kriſe auf das deutſch⸗ruſſiſche 
Verhältnis ein. In Petersburg war man nur zu ſehr geneigt, 
den Erfolg der öſterreichiſchen Aktion auf die uns in Berlin 
gewährte weitgehende diplomatiſche Unterſtützung zurückzu⸗ 
führen. Dieſer ungünſtige Eindruck wurde noch beſonders 
durch die übereilte Intervention der deutſchen Regierung ver⸗ 
ſtärkt, durch welche Rußland im Frühjahr des Jahres 1909 
zur bedingungsloſen Anerkennung der erfolgten Annexion ge⸗ 
zwungen wurde. Der damals unternommene Schritt der 
deutſchen Regierung wurde als Herausforderung aufgefaßt; er 
war inſofern nicht gerechtfertigt, als die Kriſe auch ohne dieſe 
Intervention auf friedlichem Wege hätte gelöſt werden können. 
Die von der italieniſchen Regierung in Vorſchlag gebrachte 
internationale Konferenz, auf welcher die Tatſache der Annexion 
einfach regiſtriert und von den Signatarmächten des Berliner 
Vertrages anerkannt worden wäre, hatte bereits die prin⸗ 
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zipielle Zuſtimmung des Grafen Ahrenthal gefunden. Durch 
eine ſolche Konferenz wäre das Problem in formeller Hin; 
ſicht wohl auf eine für Rußlands Selbſtgefühl weniger ver⸗ 
letzende Weiſe zu löſen geweſen als durch das direkte Dazwiſchen⸗ 
treten Deutſchlands, vor allem aber hätte die deutſche Regierung 
noch die Möglichkeit gehabt, zu einem ſpäteren Zeitpunkt ver⸗ 
mittelnd aufzutreten, wenn ſie es vermieden hätte, ſich, ohne 
daß ein zwingender Anlaß vorlag, ſchützend vor Sſterreich⸗ 
Ungarn zu ſtellen und Rußland durch eine peremptoriſche 
Sommation zum Nachgeben zu zwingen. Ich habe ſtets den 
Eindruck gehabt, daß dieſe Intervention ein Fehler war, auch 
aber, daß ſie in ihrer Wirkung ganz anders ausfiel, als dies 
damals in Berlin beabſichtigt wurde. Man hatte geglaubt, 
der ruſſiſchen Regierung durch die Betonung der Solidarität 
Deutſchlands mit Oſterreich⸗Ungarn den Rückzug aus einer ohne; 
dies verlorenen Situation erleichtern zu können, die Demarche ſollte 
in durchaus freundſchaftlicher Weiſe erfolgen, tatſächlich aber wirkte 
ſie in Petersburg wie ein Ultimatum, und Herr Iswolſki hat es 
in ſehr geſchickter Weiſe verſtanden, ihre Tragweite zu übertreiben 
und ſie der öffentlichen Meinung gegenüber als Vergewaltigung 
Rußlands zu deuten. Hatte man aber vielleicht in Berlin gehofft, 
die von Iswolſki und ſeinem panſlawiſtiſchen Anhang inaugu⸗ 
rierte Politik hierdurch zu Fall zu bringen, ſo erreichte man das 
Gegenteil, denn der Einfluß der Panſlawiſten wurde von dies 
ſem Zeitpunkt an auch am ruſſiſchen Hofe ausſchlaggebend, 
und obwohl Iswolſki ſelbſt bald darauf die Leitung des Außen⸗ 
miniſteriums aufgab und als Botſchafter nach Paris verſetzt 
wurde, ſo wurde Rußland doch endgültig auf die von ihm an⸗ 
geſtrebte außenpolitiſche Orientierung feſtgelegt. 
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Möglicherweiſe war es die Erkenntnis des hier begangenen 
Fehlers, welche den Nachfolger des Fürſten Bülow, Herrn 
von Bethmann Hollweg, dazu bewogen hat, den Verſuch zu 
machen, das geſtörte Verhältnis zu Rußland wieder einzu⸗ 
richten und hierbei die ſtarke taktiſche Poſition zu räumen, welche 
der diplomatiſche Erfolg der Jahre 1908-1909 den Mittels 
mächten geſichert hatte. Anläßlich eines Beſuches Herrn 
Sazonoffs in Berlin kam es im Jahre 1910 zu den ſogenannten 
Potsdamer Vereinbarungen, durch welche Rußland die Sicher; 
heit erhielt, daß die orientaliſche Frage von den Zentralmächten 
nicht aufgerollt werden würde. Die ruſſiſche Regierung ge⸗ 
wann auf dieſe Weiſe ohne eine Gegenleiſtung Ellbogenfreiheit, 
um die Armee wieder ſchlagkräftig zu machen und den Um⸗ 
ſchwung am Balkan zu dem den ruſſiſchen Intereſſen genehmen 
Zeitpunkte vorzubereiten. Ahrenthal verfolgte dieſe Wendung 
der deutſchen Politik mit großer Sorge, er erkannte ſehr klar, 
daß hierdurch die Unternehmungsluſt der ruſſiſchen Panſlawiſten 
nur geſtärkt werden könne. Der Verſuch, Rußland durch Kon⸗ 
zeſſionen von der Ententepolitik abzuwenden und wieder für 
eine Annäherung an Deutſchland zu gewinnen, kam zu ſpät, 
dafür waren die dem ruſſiſchen Imperialismus in der Triple⸗ 
entente gebotenen Perſpektiven zu verlockend. 

Hatte man in Deutſchland gehofft, das Gefüge der Entente 
durch die Potsdamer Vereinbarungen zu lockern, ſo vertraute 
man in Petersburg nach der Rückkehr Herrn Sazonoffs aus 
Berlin darauf, daß eine Entfremdung zwiſchen den beiden Zen⸗ 
tralmächten durch das Abſchwenken der Wilhelmſtraße von 
der Ahrenthaliſchen Politik eintreten und Sſterreich⸗Ungarn 
am Balkan iſoliert bleiben würde. Dies iſt auch bis zu einem 


gewiſſen Grade geſchehen, denn nach der Potsdamer Zuſammen⸗ 
kunft hat das Auswärtige Amt die diplomatiſche Tätigkeit 
Oſterreich⸗Ungarns am Balkan nicht mehr voll indoſſiert, es 
ergaben ſich Divergenzen in dem Vorgehen der beiden Ka; 
binette, welche das Spiel unſerer Gegner förderten. An ſich 
mag das Beſtreben der deutſchen Regierung berechtigt ge; 
weſen fein, ſich wegen öſterreichiſch⸗ungariſcher Balkanintereſſen 
nicht in einen Konflikt mit Rußland hineinziehen zu laſſen 
und wieder die „Aa cheval“ Stellung zu gewinnen, welche Fürſt 
Bismarck eingenommen hatte, um das Gewicht des Deutſchen 
Reiches nach beiden Richtungen hin als Friedensfaktor ein⸗ 
ſetzen zu können. Der Politik des „ehrlichen Maklers“ war aber 
die Grundlage entzogen, ſobald England mit Deutſchland ver⸗ 
feindet war, Rußland aber ſich mit England verſtändigt hatte 
und auf engliſche Unterſtützung rechnen konnte. Jeder Ver⸗ 
ſuch, die Vermittlerrolle wieder zu übernehmen, war bei der 
durch die anglo-ruſſiſche Freundſchaft geſchaffenen Situation 
nicht nur ausſichtslos, er mußte vielmehr ſchädlich wirken. 

Es wird immer eine offene Frage bleiben, ob nicht eine die degehun, 
weniger ausſchließlich auf das Bündnis mit Deutſchland ein ans ens m 
geſtellte Politik Sſterreich⸗ Ungarns größere Chancen gehabt A 
hätte, die ſcharfe Scheidung der beiden Mächtegruppen abzu⸗ borechungen. 
ſchwächen und ſo eine Entſpannung in der europäiſchen Si— 
tuation herbeizuführen. Wenn wir den engliſchen Staats; 
männern hinſichtlich der Grenzen unſerer Unterſtützung der 
deutſchen Politik ähnliche Zuſicherungen gemacht hätten wie 
ſie Herr Sazonoff in Potsdam bezüglich des Balkans erhielt, 
ſo wäre es dem Wiener Kabinett in der Folge vielleicht möglich 
geworden, eine vermittelnde Rolle zwiſchen Deutſchland und 
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England einzunehmen. Ein ſolches Abrücken unſererſeits von 
Deutſchland hätte nicht dieſelben Gefahrenmomente für den 
Weltfrieden in ſich geborgen, wie es die deutſch-ruſſiſchen Ver⸗ 
abredungen taten. Durch dieſe wurden die aggreſſiven Pläne 
Rußlands gefördert, wogegen eine öſterreichiſch-ungariſche Anz 
näherung an England die Stellung der am wenigſten kriegsluſtigen 
Macht in der Entente geſtärkt und möglicherweiſe in der weite⸗ 
ren Folge einen Ausgleich zwiſchen Deutſchland und England 
in der Flottenfrage angebahnt hätte. Gegen eine ſolche Po⸗ 
litik ſprachen allerdings, zu dem Zeitpunkte, wo ſie noch möglich 
geweſen wäre, ſehr ernſte Bedenken. Graf Ahrenthal war 
ſich der Notwendigkeit bewußt, der öſterreichiſch-ungariſchen 
Politik auch Deutſchland gegenüber einen gewiſſen Grad von 
Unabhängigkeit zu bewahren, während der bosniſchen Kriſe 
arbeitete er vielfach im Einvernehmen mit Frankreich, immer 
aber nur innerhalb des Rahmens, der ihm durch den Bündnis⸗ 
vertrag mit Deutſchland geſtellt war. An ein Abſchwenken 
von Deutſchland hat er nie gedacht und konnte er auch nicht 
denken. Neben der Notwendigkeit für jeden öſterreichiſch— 
ungariſchen Miniſter des Äußeren, auf die Sympathien der 
Deutſchen in Sſterreich und der Ungarn für das Deutſche 
Reich Rückſicht zu nehmen, mußte er ſich bei der damaligen 
internationalen Lage die Möglichkeit vor Augen halten, daß 
eine zu weit gehende Annäherung der Monarchie an England 
und Frankreich in Petersburg dazu benutzt werden konnte, 
um ſich auf Koſten Oſterreich⸗ Ungarns mit Deutſchland wieder 
zu einigen. Italien wäre für eine ſolche neue Mächtegruppierung 
zu haben geweſen. Das Vertrauen auf die Unbezwingbarkeit 
der deutſchen Armee, welches damals ein allgemeines war, 
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ſpielte in Ahrenthals Berechnung eine große Rolle. Darum 
hat er im Jahre 1907 die anläßlich eines Beſuches König 
Eduards in Iſchl von Lord Hardinge in ſehr vorſichtiger Weiſe 
vorgebrachte Anregung, Sſterreich⸗Ungarn möge auf Deutſch⸗ 
land in der Flottenfrage einwirken, abgelehnt. So ſehr dieſer 
Refus unter den gegebenen Umſtänden berechtigt erſcheinen 
mochte, ſo hatte er doch den Nachteil, daß man in England jede 
weitere Hoffnung, durch uns mit Deutſchland verhandeln zu 
können, aufgab, an unſerer Bewegungsfreiheit zweifelte und 
Oſterreich⸗-Ungarn nur mehr als gebundenes Element in dem 
von Deutſchland beherrſchten mitteleuropäiſchen Block behan⸗ 
delte. Von da an iſt vermutlich die Schwenkung in der Haltung 
Englands der Monarchie gegenüber, wie ſie kurz darauf in der 
Frage der Sandſchakbahn in Erſcheinung trat, in Downing⸗ 
ſtreet beſchloſſen worden. Man trat für ruſſiſche Intereſſen am 
Balkan ein, förderte die ſerbiſche Irredenta und die ſlawiſche 
Bewegung in Sſterreich, nicht weil man Sſterreich⸗Ungarn an 
ſich zerſtören wollte, ſondern weil man hoffte, die deutſche 
Machtſtellung hier am empfindlichſten treffen zu können. 

Der deutſch⸗engliſche Gegenſatz iſt in den Jahren vor Der deutſch⸗ 
Ausbruch des Weltkrieges fo ſehr im Energiezentrum der euro⸗ dea a 
päiſchen Politik verankert geweſen, daß die in dem Kriege kul' ane den 
minierenden Ereigniſſe nur durch ihn zu erklären find. Man gegen den Bes 


hat Öfterreich und namentlich Ungarn wiederholt den Vorwurf . 
gemacht, es habe den Konflikt mit Serbien und damit auch mn 
mit Rußland durch ſeine egoiſtiſche Nationalitäten⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftspolitik herausgefordert. Es ſind gewiß in dieſer Be— 
ziehung Fehler begangen worden, die komplizierten ethno—⸗ 
graphiſchen und ſozialen Verhältniſſe in der öſterreichiſch— 
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ungariſchen Monarchie machten eine allſeits genehme, klare 
Nationalitätenpolitik zur Unmöglichkeit. Ich glaube aber nicht, 
daß eine der inneren Fragen in der Monarchie, ſei es die ſerbi⸗ 
ſche, rumäniſche, italieniſche oder rutheniſche, jemals in ein ſo 
akutes Stadium getreten wäre und einen Krieg herauf; 
beſchworen hätte, wenn der deutſch-engliſche Gegenſatz nicht 
hinter all den wechſelnden Geſchehniſſen als Dauerndes fort⸗ 
beſtanden und den Beſtrebungen der zentrifugalen Elemente 
in Sſterreich-Ungarn ein realpolitiſches Relief gegeben hätte. 
Man wußte in Belgrad wie in Petersburg, daß man in allem, 
was man gegen Sſterreich⸗Ungarn unternehme, auf die Unter; 
ſtützung Englands rechnen könne, und dieſe Sicherheit verlieh 
den Treibereien der Großſerben und der Panſlawiſten erſt ihren 
gefährlichen Gehalt. Ob man ſich in London allmählich über 
die Gefährlichkeit der Mittel, mit welchen man die Einkreiſung 
Deutſchlands betreiben mußte, klar wurde, ob man dort ein⸗ 
zuſehen begann, daß die geweckten Geiſter ſchwer zu bannen 
ſein würden, iſt heute, wo uns die engliſchen Geheimarchive 
noch nicht geöffnet ſind, nicht leicht zu ſagen. Ich glaube nicht, 
daß man in London bewußt auf den Krieg hinarbeitete. Als 
er ausbrach, war die Enttäuſchung in England eine ſehr große. 
Die in den letzten Jahren faſt ohne Stockung fortgeſetzten 
Verhandlungen mit Berlin, die in ihrem letzten Stadium zu 
einem befriedigenden Abkommen über Kolonial⸗ und Bagdad⸗ 
fragen geführt hatten, laſſen jedenfalls vermuten, daß die 
engliſchen Staatsmänner das Eiſen nicht bis zur Weißglut 
anheizen wollten und in ihrer Politik nur ein Mittel ſahen, 
um Deutſchland zu einem Ausgleich zu zwingen. 


Der Balkankrieg. 


Die Beſtrebungen der ruſſiſchen Diplomatie, alle Balkan⸗ 
ſtaaten in einem unter ruſſiſcher Agide ſtehenden Bunde zu 
vereinigen, waren uns ſchon einige Monate vor Ausbruch 
des Balkankrieges bekannt geworden. Es handelte ſich für den 
damaligen Miniſter des Außeren Grafen Berchtold darum, 
den Schlag, den man in Petersburg gegen uns vorbereitete, 
in wirkſamer Weiſe zu parieren. Beſonders ſchwierig geſtaltete 
ſich das Problem für ihn durch den Umſtand, daß Bulgarien, 
deſſen Intereſſen am Balkan mit den öſterreichiſch⸗ungariſchen 
vielfach parallel liefen, mit Rußland eine Militärkonvention 
abgeſchloſſen hatte und dem Balkanbunde angehörte. Wir 
liefen Gefahr, jede Möglichkeit, in der Zukunft wieder einen 
Stützpunkt in Sofia!) zu finden, zu zerſtören, wenn wir die 
Verwirklichung der nationalen Aſpirationen Bulgariens ver⸗ 


1) In der Broſchüre des früheren ſerbiſchen Geſchäftsträgers in 
Berlin Bogitſchevitſch über die Urſachen des Weltkrieges iſt der Text der 
ſerbiſch-bulgariſchen Militärkonvention abgedruckt. Es wird vielleicht 
Kritik herausfordern, wenn ich im nachſtehenden Satz von Bulgarien 
als einem neuen Stützpunkt am Balkan ſpreche, wo es mit Rußland noch 
verbündet war. Auch hier wäre aber politiſches Intereſſe ſtärker als Bünd— 
niſſe. Bulgarien hatte alles Intereſſe daran, Mazedonien mit Hilfe Ruß⸗ 
lands und der Balkanländer zu erobern, nicht aber Serbien auf unſere 
Koſten zu groß werden zu laſſen. Daher mußte es früher oder ſpäter für 
uns wiederzugewinnen ſein, wenn wir der bulgariſchen Politik nicht in 
den Weg traten. 


Nuſſiſche 
Balkanbund⸗ 
Beſtrebun⸗ 
gen. 
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hinderten. Möglicherweiſe hätten wir den tatſächlichen Aus⸗ 
bruch des Balkankrieges im Verein mit Rumänien aufhalten 
können, wenn wir ſofort nach der Kriegserklärung der Balkan⸗ 
länder mobiliſiert hätten. Von maßgebender militäriſcher 
Seite wurde dies damals befürwortet, jedoch mit der Ein⸗ 
ſchränkung, eine ſolche Aktion wäre nur dann möglich, wenn 
wir vor einem ruſſiſchen Angriff und auch Italiens ſicher ſeien. 
Dieſe Garantie konnte nicht gegeben werden. Es iſt möglich, 
daß Rußland, welches den Balkanblock damals zwar geſchmiedet 
hatte, keineswegs aber die Aufteilung der Türkei und das 
Aufwerfen der Frage von Konſtantinopel in einem lokaliſierten 
Balkankriege wünſchen konnte, ſich einer Aktion unſererſeits 
zur Aufrechterhaltung des status quo im nahen Orient nicht 
widerſetzt hätte !), bis Klarheit darüber geſchaffen worden wäre, 
ob unſer Vorgehen die Balkankoalition zur Einſtellung der 
Mobiliſierung zwingen würde. In Petersburg wäre man viel⸗ 
leicht nicht unzufrieden geweſen, wenn die Drohungen Sſter⸗ 
reich⸗Ungarns und Rumäniens die Ruhe am Balkan wieder⸗ 
hergeſtellt hätten, weil man die Koalition für eigene Zwecke 
in Bereitſchaft halten wollte. Für den Preis der Erhaltung 
der europäiſchen Türkei hätten wir den Balkanblock dauernd 
zuſammengeſchweißt und Rußland damit ein gefügiges Werk⸗ 
zeug geſchaffen. Der militäriſche Wert der Balkanſtaaten 
wurde von unſerem Generalſtabe hoch eingeſchätzt, wir hätten 
eine Armee von über einer Million gut ausgerüſteter Soldaten 


1) Nach den von Bogitſchevitſch publizierten geheimen Klauſeln des 
ſerbiſch-bulgariſchen Vertrages wäre dieſe paſſive Haltung Rußlands, 
welches nach dem Vertrage von der Abſicht der Balkanländer, die Türkei 
anzugreifen, informiert ſein mußte, allerdings ſchwer möglich geweſen. 


gegen uns gehabt. Hätten die verbündeten Balkanländer aber 
den Kampf gegen unſere Intervention aufgenommen, wozu 
ſie, wie jetzt bekannt iſt, vertragsmäßig verpflichtet waren, 
ſo hätte auch Rußland nicht lange neutral bleiben können, 
das Eingreifen der zum Teil ſchon mobiliſierten ruſſiſchen Ar⸗ 
mee wäre dem Ausbruch der Feindſeligkeiten bald nachgefolgt. 
Dieſe Bedenken allein hätten genügt, um den Grafen Berchtold 
gegen den Wunſch der militäriſchen Ratgeber der Krone für 
eine friedliche Politik zu beſtimmen. Er wußte aber auch, daß 
eine Intervention unſererſeits nicht die erforderliche Unter; 
ſtützung in Berlin finden würde. Getreu den in Potsdam feſt⸗ 
gelegten politiſchen Richtlinien hatte man bei Ausbruch des 
Balkankrieges in der Wilhelmſtraße nur die eine Sorge, die 
Intervention Oſterreichs am Balkan hintanzuhalten. Das 
ganze Beſtreben der deutſchen Staatsmänner ging dahin, den 
Krieg zu lokaliſieren und den europäiſchen Frieden zu erhalten. 
Wenn auch die Stellungnahme der deutſchen Regierung da; 
mals bis zu einem gewiſſen Grade der vom Grafen Berchtold 
vertretenen, unſeren Intereſſen entſprechenden Politik des Zu— 
wartens entſprach, ſo kann doch kein Zweifel darüber beſtehen, 
daß unſere Aktionsfreiheit durch den kategoriſchen Friedens— 
willen unſeres ſtärkſten Bundesgenoſſen ſehr erheblich einge; 
ſchränkt wur de und daß wir in der Folge bei Geltendmachung 
unſerer berechtigten Intereſſen an der Aufteilung des türkiſchen 
Gebietes durch die Stellungnahme des Berliner Kabinetts 
behindert waren. Dieſen Umſtand muß man ſich vor Augen 
halten, um ein richtiges Urteil über die vom Grafen Berch— 
told während des Balkankrieges befolgte Politik gewinnen zu 
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Berchtolds Politik war eine defenſive und entbehrte a priori 
jeder aggreſſiven Tendenz. Der Balkan galt uns als wirt⸗ 
ſchaftliches und nicht als politiſches Expanſionsgebiet, die na⸗ 
türlichen ethnographiſchen und kulturellen Grenzen der Mon: 
archie waren ſchon durch die Angliederung Bosniens und der 
Herzegovina bis zu einem gewiſſen Grade überſchritten worden. 
Wir hatten weder den Wunſch noch die Aſſimilationskraft, 
weitere Gebiete im nahen Orient zu erwerben, und konnten 
die Balkanſtaaten gewähren laſſen, ſolange ſie durch ihr Vor⸗ 
gehen die Sicherheit unſeres Beſitzſtandes nicht gefährdeten. 
Bei Ausbruch des Balkankrieges wurde unſere diplomatiſche 
Aktion durch zwei Poſtulate beſtimmt: die Stabiliſierung eines 
uns feindlich gegenüberſtehenden Balkanblocks mußte hintan⸗ 
gehalten werden, und Serbien durfte im Kriege keinen ſo weit⸗ 
gehenden Machtzuwachs erhalten, daß es als ſüdſlawiſches 
Piemont die großſerbiſche Propaganda mit größeren Aus⸗ 
ſichten auf Erfolg fortſetzen konnte. Graf Berchtold hat einige 
Wochen nach Kriegsausbruch in der Delegation erklärt, daß 
Oſterreich⸗Ungarn bereit ſei, jede Gebietsveränderung am Balkan 
anzuerkennen, durch welche unſere ſpezifiſchen (defenſiven) Inter⸗ 
eſſen keine Einbuße erlitten. In ihren hauptſächlichſten Richt⸗ 
linien entſprach feine Politik den öſterreichiſch⸗ungariſchen Inter⸗ 
eſſen vollkommen; wenn ſie nicht zum vollen Erfolge führte, 
ſo war dies in erſter Linie Umſtänden zuzuſchreiben, die außer 
ſeinem Machtbereich lagen. Andererſeits haben wir bei der 
Durchführung der Aktion nicht immer mit der nötigen Kon⸗ 
ſequenz gehandelt. Man konnte uns vielfach vorwerfen, in 
einzelnen Fällen viel Lärm um nichts geſchlagen zu haben 
und dann zurückgewichen zu ſein. Von dem Gedanken ausgehend, 


daß die Erhaltung des Beſtehenden im oberſten Intereſſe der 
Monarchie gelegen ſei, haben wir es unterlaſſen, gleich bei Aus⸗ 
bruch des Krieges ein beſtimmtes, klar definiertes territoriales 
Programm für den Balkan aufzuſtellen und dasſelbe den Groß⸗ 
mächten mitzuteilen. Als wir nach mehreren Wochen angeſichts 
der Waffenerfolge der Balkanſtaaten das albaneſiſche Projekt 
lanzierten, war dasſelbe auch nicht, was die Grenzen Albaniens 
betraf, genau umſchrieben. Wir mußten ſpäter auf der Lon⸗ 
doner Konferenz über dieſe Grenzen verhandeln und ſie wurden 
dann durch die Tripleentente unter ruſſiſcher Preſſion in einer 
Weiſe zugeſchnitten, welche die Lebensfähigkeit des neuen Lan⸗ 
des von vornherein in Frage ſtellte. Dabei hatte unſere Preſſe 
durch ihre gereizte Sprache die öffentliche Meinung des Aus⸗ 
landes beunruhigt und die Welt wegen einiger für das zu 
ſchaffende Staatengebilde unentbehrlicher, der großen Allge⸗ 
meinheit aber unbekannter albaneſiſcher Marktflecken vor die 
Eventualität eines europäiſchen Krieges geſtellt. All dies hätte 
vielleicht vermieden werden können, wenn wir unſere ſchwer⸗ 
wiegenden Intereſſen an der Aufteilung der Balkanhalbinſel 
gleich bei Kriegsausbruch geltend gemacht hätten. So paradox 
es auch klingen mag, die öffentliche Meinung Europas hätte 
damals größeres Verſtändnis für unſere Wünſche gezeigt, 
wenn wir von Anfang an mehr verlangt hätten. In England 
und Frankreich glaubte man noch an unſere Abſichten auf 
Saloniki, die am Ballplatze nie beſtanden haben; um den 
Frieden zu erhalten, wäre man zu weitgehenden Zugeſtänd— 
niſſen bereit geweſen. Als wir aber nichts verlangten, begriff 
man unſere Aufregung wegen einiger albaneſiſcher Dörfer nicht. 
Wir wurden mit dem Hunde verglichen, der ſein Futter ſelbſt 
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nicht freſſen aber keinen anderen Hund zum Troge zulaſſen 
will. Durch weitgehende Forderungen hätten wir nicht nur 
das Gleichgewicht zwiſchen dem zur Verwirklichung unſerer 
Ziele in Bewegung geſetzten publiziſtiſchen und diplomatiſchen 
Apparat und ihrer tatſächlichen Bedeutung hergeſtellt, wir 
hätten damit auch auf der Londoner Botſchafterkonferenz eine 
größere Marge für Konzeſſionen an Rußland in der Hand ge; 
habt, wogegen wir tatſächlich in London am erſten Verhand— 
lungstage ein an ſich ſchon unzulängliches Minimalprogramm 
für die Grenzen Albaniens vorbrachten und dann noch im 
Laufe der Verhandlungen auf die Hälfte verzichten mußten. 

Der hier relevierte Fehler iſt die Folge einer ſeit Jahr⸗ 
zehnten befolgten paſſiven und auf die Erhaltung des Ber 
ſtehenden bedachten Balkanpolitik geweſen. Die Frage, auf 
welche Weiſe der Balkan unter die Balkanvölker aufgeteilt 
werden könnte, iſt am Ballplatz niemals aktuell geweſen, weil 
das ganze Beſtreben der maßgebenden Faktoren auf die Er; 
haltung der Türkei gerichtet war. 

Der Bukareſter Friede, der in Berlin gebilligt wurde 
und gegen den wir deshalb nur platoniſch auftreten konnten, 
hat Serbien einen unſere Lebensintereſſen gefährdenden Macht; 
zuwachs gebracht. Er hat außerdem eine nationale Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft zwiſchen Serbien und Rumänien hergeſtellt, 
die in der Folge zum Abſchwenken Rumäniens in das uns 
feindliche Lager führte. Der rumäniſche Miniſter des Außeren 
Herr Majorescu hat mir noch kurz vor dem Abſchluſſe des 
Bukareſter Friedens geſagt, Serbien dürfe auch im Intereſſe 
der rumäniſchen Politik nicht zu mächtig werden, denn wenn 
der großſerbiſche Gedanke damit größere Ausſicht auf Ver⸗ 
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wirklichung feiner Ziele gewinne, werde die rumäniſche Re; 
gierung den Irredentismus der Rumänen Ungarn gegenüber 
nicht mehr im Zaume halten können. Herr Majorescu hat 
die Konſequenzen aus dieſer ganz richtigen Erwägung nicht 
gezogen; im Gegenteil, die rumäniſche Regierung hat bei 
Abſchluß des Bukareſter Friedens unſere Intereſſen in der 
ſerbiſchen Frage nicht berückſichtigt und nur an die größt⸗ 
mögliche Schwächung Bulgariens gedacht. Die Verſuchung, 
das Zunächſtliegende zu erreichen und ſich vor allem, ohne 
Rückſicht auf Sſterreich⸗Ungarn und die europäiſche Politik, 
gegen den bulgariſchen Nachbarn zu ſichern, war für die ru— 
mäniſchen Staatsmänner eine zu große. 

Unſer Bundesverhältnis zu Rumänien war nicht auf ae 
Dauer verfprechenden Unterlagen aufgebaut, es entſprang dem m Rumänten. 
gemeinſamen Intereſſe beider Teilhaber, den status quo am 
Balkan aufrechtzuerhalten und die ruſſiſche Expanſion gegen 
Süden zu verhindern. Im Herzen ſchwärmte jeder Rumäne 
für die Vereinigung mit den Stammesgenoſſen in Ungarn. 
Die korrekte und zum Teil auch wirklich bundestreue Haltung 
einiger Politiker beruhte auf der bewußten und gewollten 
Unterdrückung natürlicher Sympathien. Das Bündnis war 
ein Friedensbündnis par excellence, es entſprang der eigenſten 
Initiative König Karls, der deſſen politiſche Vorteile für Ru— 
mänien würdigte und perſönlich als deutſcher Fürſt den Bund 
mit den Zentralmächten hoch einſchätzte, wenn er auch als er— 
fahrener Politiker wiſſen mochte, daß die Intereſſen feines 
Landes nicht immer mit ſeinen Bundesverpflichtungen über— 
einſtimmen konnten. Der König hatte im Anfang feiner Nez 
gierung die ſchwere Hand Rußlands zu fühlen bekommen, 


er wollte Rumänien vor weiteren Demütigungen durch den 
nördlichen Nachbar bewahren und erblickte in der orientali⸗ 
ſchen Politik der Zentralmächte eine Garantie für die ruhige 
Fortentwicklung ſeines Landes, ſolange dieſe Politik eine kon⸗ 
ſervative blieb und Veränderungen am Balkan entgegen⸗ 
arbeitete. Er legte auch Wert darauf, dem Königreiche durch 
die Anlehnung an Deutſchland und Sſterreich-Ungarn einen 
europäiſchen Charakter aufzuprägen, und hörte es gern, wenn 
man von Rumänien als etwas Beſonderem, nicht zum Balkan 
Gehörigen ſprach. Die in richtiger Erkenntnis der einer Ande⸗ 
rung zuſtrebenden Situation am Balkan vom Grafen Ahren⸗ 
thal angebahnte Annäherung unſerer Politik an Bulgarien 
erfüllte den König mit großem Mißtrauen. Das kunſtvolle 
Syſtem ſeiner auswärtigen Politik, welches er durch den An⸗ 
ſchluß an die Zentralmächte aufgebaut hatte, mußte eben zu⸗ 
ſammenbrechen, ſobald die orientaliſche Frage aufgerollt und 
die Aufteilung der europäiſchen Türkei aktuell wurde. 
en König Karl hatte noch bis zum Ende feines Lebens alles 
Friedens, getan, um den Bruch zu vermeiden; er wußte aber in den 
Aicher, letzten Jahren, daß unſere Wege ſich früher oder ſpäter trennen 
tung Au- würden und daß er den von ihm übernommenen Bündnis⸗ 


mäniens. 


ee verpflichtungen nicht unter allen Umſtänden treu bleiben könne. 
rafen i . 1 
Berchtold, In Berlin hat man ſehr lange mit dem großen perſönlichen 
Bulgarien zu 


gewinnen. Einfluß des Königs auf die auswärtige Politik ſeines Landes 


nd gerechnet und unbedingt auf feine Bundestreue vertraut. 
Kußlands. Zwiſchen Deutſchland und Rumänien gab es auch nach dem 
Bukareſter Frieden keine Meinungsverſchiedenheiten; erſt die aus 
dieſem Friedensſchluß hervorgegangene Lage am Balkan hat den 


deutſchen Staatsmännern zwei Jahre ſpäter die Augen dar⸗ 
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über geöffnet, daß Rumänien in das Lager der Tripleentente 
hinübergleite. In Wien hat man dieſe Entwicklung ſchon 
früher vorausgeſehen, man rechnete ſeit längerer Zeit damit, 
daß der rumäniſche Vertrag im Ernſtfalle nicht aufrechtzu⸗ 
erhalten ſein werde. Um ſo wichtiger mußte es dem Grafen 
Berchtold erſcheinen, die Beziehungen zu Bulgarien auszu⸗ 
geſtalten. Bulgarien hatte im Balkankriege das meiſte ge⸗ 
leiſtet und den geringſten Nutzen aus dem Feldzuge gezogen, 
es war durch Rumänien zu einem ſchmachvollen Frieden ge⸗ 
zwungen worden und konnte nur hoffen, das Verlorene wieder— 
zugewinnen, wenn es an uns eine Stütze fand und darauf 
bauen konnte, daß Sſterreich-Ungarn die Aufteilung des Balz 
kans, wie ſie im Bukareſter Frieden vorgeſehen war, nicht als 
definitiv betrachten werde. Erwies ſich dieſe Hoffnung als 
trügeriſch, ſo blieb nur mehr die eine Möglichkeit, die 
ruſſophile Orientierung wieder aufzunehmen, ſich mit den 
gegebenen Verhältniſſen vorläufig abzufinden und den Er⸗ 
mahnungen der ruſſiſchen Diplomatie Gehör zu ſchenken, welch 
letztere gleich nach dem Bukareſter Frieden ihre Bemühungen 
wieder aufnahm, einen neuen Balkanbund mit Einſchluß Ru⸗ 
mäniens ins Leben zu rufen. Der Zweck dieſes Bundes konnte 
nur der Angriff auf Sſterreich⸗Ungarn fein, die Bulgaren 
ſollten Serbien und Rumänien einen Gebietszuwachs auf 
unſere Koſten erkämpfen und dafür in Mazedonien entſchädigt 
werden. Daß die bulgariſche Regierung bis zum Weltkriege 
auf dieſe Verlockung nicht eingegangen iſt, muß als Verdienſt 
unſerer Diplomatie und namentlich unſeres damaligen Ver⸗ 
treters in Sofia, des Grafen Adam Tarnowſki, bezeichnet 
werden. Die ruſſiſchen Balkanbundbeſtrebungen und die un— 
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fihere Lage Bulgariens bildeten aber für uns in den zwei 
Jahren nach dem Balkankriege eine ſtändige Sorge, und Rück⸗ 
ſichten auf Bulgarien haben nicht zum wenigſten dazu bei⸗ 
getragen, daß wir nach der Mordtat von Serajewo eine krie— 
geriſche Aktion gegen Serbien ins Auge faſſen mußten. Hätten 
wir damals den Frieden bewahrt, ſo wäre Bulgarien für uns 
verloren geweſen, man hätte in Sofia an unſerer Bündnis⸗ 
fähigkeit verzweifelt und wäre in das ruſſiſche Lager über— 
gegangen. Der neue Balkanbund wäre für uns der Vorläufer 
zu einem Kriege mit Rußland geweſen und wir hätten den— 
ſelben unter weit ungünſtigeren Verhältniſſen als den von 
uns verlorenen führen müſſen. Nach menſchlicher Vorausſicht 
wäre dann unſer Zuſammenbruch viel früher eingetreten. 


Unſere Beziehungen zu Serbien bis zur Kata⸗ 
ſtrophe von Serajewo. 


Die Spannung in unſerem Verhältniſſe zu Serbien da⸗ 
tierte von der Ermordung König Alexanders Obrenovic und 
dem Regierungsantritt König Peters Karageorgevic. Es war 
der öſterreichiſch-ungariſchen Diplomatie in den letzten Jahr⸗ 
zehnten des vorigen Jahrhunderts gelungen, freundſchaftliche 
Beziehungen zu Serbien anzubahnen und die großſerbiſche 
Bewegung jenſeits der Save in erträgliche Grenzen einzu— 
dämmen. König Milan war nie ruſſophil, und fein Sohn Alexan⸗ 
der wurde es auch erſt, als ihn ſeine Heirat mit Draga Maſchin 
dazu zwang, im Lande durch Anlehnung an die radikale Partei 
Popularität zu ſuchen. In Petersburg hatte man Serbien 
ſeit dem Reichsſtädter Abkommen mehr oder weniger als öfter; 
reichiſch-ungariſche Intereſſenſphäre betrachtet. Außerdem trug 
unfere Entente mit Rußland in den goer Jahren viel dazu 
bei, die Gegenſätze in der Balkanpolitik vorübergehend 
abzuſchwächen und in ihrer Rückwirkung auf Serbien 
weniger empfindlich zu machen. Rußland hätte nach der 
Ermordung König Alexanders einer öſterreichiſch-ungariſchen 
Strafexpedition gegen Serbien keinen Widerſtand entgegen— 
geſetzt und uns auch die dauernde Beſetzung Belgrads gegen 
anderweitige Konzeſſionen geſtattet. Es iſt damals von ver— 
ſchiedenen Seiten gegen den Grafen Goluchowſki der Vorwurf 
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erhoben worden, er habe eine nie wiederkehrende Gelegenheit 
verſäumt. Der Grund ſeiner Untätigkeit lag meiner Anſicht 
nach hauptſächlich in unſerer traditionellen Scheu vor jedem 
politiſchen Abenteuer. Die Überzeugung, daß Sſterreich⸗-Ungarn 
ſaturiert ſei und an keinen Gebietserwerb im Südoſten denken 
könne, war, trotz der weitverbreiteten Legende unſerer Ab; 
ſichten auf Salonik, in maßgebenden Kreiſen eine ſo allge⸗ 
meine, daß einer Expedition zur Beſtrafung der Königsmörder 
jede realpolitiſche Unterlage gefehlt hätte und ſie als Don Qui⸗ 
choterie betrachtet worden wäre. Die Dynaſtie Obrenovic 
hätte durch öſterreichiſch-ungariſche Bajonette gerächt und das 
montenegriniſche Fürſtengeſchlecht etwa an ihre Stelle geſetzt 
werden können, ob aber eine ſolche Intervention unſererſeits 
dauernde Zuſtände geſchaffen hätte, iſt ſehr fraglich. Die na⸗ 
tionaliſtiſche Bewegung war hierfür zu ſtark, beſonders in der 
ſerbiſchen Armee. Eine radikale Löſung wäre durch die An⸗ 
nexion Serbiens möglich geweſen, dieſe entſprach aber keines⸗ 
wegs den Intentionen des Wiener Kabinetts, und es iſt auch 
fraglich, ob Rußland in ſeinem Entgegenkommen ſo weit ge⸗ 
gangen wäre, uns die vollſtändige Vernichtung der Gelb; 
ſtändigkeit Serbiens zu geſtatten. Unſere Bewegungsfreiheit 
war ſtets durch Rückſichten auf ruſſiſche und italieniſche Empfind⸗ 
lichkeiten beſchränkt. Dazu kam noch der Widerſtand der ungari⸗ 
ſchen Regierung gegen jeden Erwerb neuer, von Slaven bewohnter 
Gebiete. Serbien hätte ſich auf die Dauer ohne eine föderaliſti⸗ 
ſche oder wenigſtens trialiſtiſche Umgeſtaltung der dualiſtiſchen 
Verfaſſung in den Rahmen der Monarchie nicht eingliedern 
laſſen. Dieſe Beweggründe dürften den Grafen Goluchowſki 
zu einer paſſiven Rolle gegenüber dem in Belgrad begangenen 
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Verbrechen veranlaßt haben. Die Einſicht aber, daß man der 
natürlichen Entwicklung der Verhältniſſe am Balkan im Sinne 
der nationalen Beſtrebungen der Balkanvölker nicht für immer ſo 
ſchroff entgegenarbeiten könne, hat ihn vermutlich auch beein⸗ 
flußt. Wir hatten durch Jahrzehnte status quo-Politik um 
jeden Preis zugunſten der Türkei betrieben, und alle Ber; 
änderungen, welche der Nationalismus auch am Balkan mit 
ſich bringen mußte, waren uns widerwillig abgerungen worden 
Als einziges Axiom unſerer Außenpolitik ließ ſich dieſe kon⸗ 
ſervative Weltanſchauung auf die Dauer nicht aufrechterhalten, 
die Geſchehniſſe ſtraften uns immer wieder Lügen. Die ver; 
antwortlichen Staatsmänner konnten nicht anders als darauf 
bedacht ſein, allmählich den Übergang zur neuen Zeit zu finden 
und an Stelle der status quo-Politik etwas anderes zu ſetzen, 
ohne hierdurch die Grundlagen, auf welche die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie aufgebaut war, zu erſchüttern. Für 
einen Nationalitätenſtaat mit dualiſtiſcher Staatsform, wie es 
Oſterreich⸗Ungarn war, mußte die Erhaltung des Beſtehenden 
jenſeits ſeiner Grenzen das Günſtigſte und ſeinen Intereſſen 
Entſprechendſte ſein. Sobald aber dieſe auf Metternichſchen 
Traditionen beruhende Orientpolitik ſich als unhaltbar er⸗ 
wies, blieb nichts anderes übrig, als ſie durch etwas Neues 
zu erſetzen, die Rolle des Schutzmanns am Balkan aufzu⸗ 
geben und die wirtſchaftlichen und politiſchen Vorteile aus— 
zunutzen, welche ſich aus der neuen Lage der Dinge ergaben. 
Das Prinzip der Nichtintervention am Balkan, wie es ſich in 
unſerer Paſſivität gegenüber der Ermordung König Alexanders 
dokumentierte, iſt fpäter vom Grafen Ahrenthal und mit 
noch größerem Nachdruck vom Grafen Berchtold während des 
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Balkankrieges in unfer politifches Kredo aufgenommen worden. 
An ſich muß dieſe Schwenkung als Verſuch angeſehen werden, 
die auswärtige Politik der Monarchie auf ein neues, der Evo⸗ 
lution der Welt in nationaliſtiſcher Richtung Rechnung tragen, 
des Geleiſe hinüberzuführen, ein Beginnen, das aber nur 
dann von Erfolg begleitet ſein konnte, wenn auch in der inneren 
Politik Konzeſſionen an die neue Zeit gemacht und die heran⸗ 
wachſende Reife der ſlawiſchen Nationalitäten Oſterreich-Ungarns 
anerkannt wurde. Mit Rückſicht auf die Verhältniſſe in Ungarn 
war dies eine ſchwierige Aufgabe, fie ließ ſich nur dann reali⸗ 
ſieren, wenn jede von außen kommende Irredenta unterdrückt 
und damit auch die Aſpirationen unſerer Nationalitäten in 
erfüllbaren Grenzen erhalten werden konnten. Ohne die dem 
Weltkriege zuſtrebende europäͤiſche Konſtellation wäre dies viel; 
leicht gelungen, nach Beendigung der bosniſchen Kriſe ſchien 
es einen Augenblick, als würde das durch die Erfolge des Grafen 
Ahrenthal geſtärkte Vertrauen und Kraftbewußtſein die Mon⸗ 
archie verjüngen und fie in die Möglichkeit verſetzen, die Treibe⸗ 
reien ihrer Gegner von innen heraus zu überwinden; aber 
auch dieſe Hoffnung erwies ſich in der Folge als eine trüge⸗ 
riſche. 

Die Opuaſie Mit der Dynaſtie Karageorgevic iſt in Belgrad eine Clique 


Karageorge⸗ 

725 5 von Politikern zur Macht gelangt, die ihre Jugend in aben⸗ 

Politik dem teuerlichen Verſchwörungen verbracht hatten und die Regierung 

bende Serbiens mit der wenig verhüllten Abſicht antraten, die groß⸗ 
ſerbiſche Bewegung zum Angelpunkt ihrer Politik zu machen. 
Ich kann aus eigener Erfahrung bezeugen, daß unſere Diplo; 
matie die Anfänge des neuen Regimes mit viel größerem Wohl⸗ 


wollen begleitete als beiſpielsweiſe England, das den Diplo; 
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matiſchen Verkehr abgebrochen hatte und die neuen Männer 
in Belgrad als gemeine Verbrecher behandelte. Der Gedanken⸗ 
gang, der die Haltung des Wiener Kabinetts Serbien gegenüber 
damals beeinflußte, war etwa folgender: 

Oſterreich-Ungarn habe die Beziehungen zu Serbien durch 
mehrere Jahrzehnte vielfach im Widerſpruch zu den Wünſchen 
des ſerbiſchen Volkes auf dem perſönlichen Verhältnis zur 
Dynaſtie beruhen laſſen. Dieſe Politik ſei unmöglich geworden, 
ſeitdem ein auf ſeine Popularität im Volke und beſonders in 
der Armee angewieſener Herrſcher in Belgrad regiere. Nachdem 
man auf eine Intervention gegen die Königsmörder verzichtet 
habe, gebe es nur mehr die eine unſeren Intereſſen entſprechende 
Politik, einen Ausgleich mit der radikalen Partei in Serbien 
anzuſtreben und das Savekönigreich durch wirtſchaftliche Zu— 
geſtändniſſe ſo ſehr an uns zu binden, daß es kein Intereſſe 
mehr daran habe, politiſch gegen uns zu agitieren. Dieſe Po— 
litik wurde vom damaligen öſterreichiſch-ungariſchen Geſandten 
in Belgrad, Dr. Konſtantin Dumba, wärmſtens befürwortet 
und auch in Wien gutgeheißen. Ihre erfolgreiche Durchführung 
ſcheiterte aber ſehr bald an dem Widerſtand der ſerbiſchen 
Staatsmänner, die auf ihre ehrgeizigen Pläne in keiner Weiſe 
verzichten wollten und, um politiſche Ellenbogenfreiheit zu 
gewinnen, auch in wirtſchaftlicher Beziehung nur den einen 
Wunſch hatten, ihr Land von dem ökonomiſchen Abhängig— 
feitsverhältnis zu Sſterreich-Ungarn zu emanzipieren. Auch 
unſererſeits ſind als Folge der ungariſchen Agrarpolitik in 
wirtſchaftlichen Fragen Fehler begangen worden, ihre Be— 
deutung für die weitere Entwicklung darf aber nicht über— 
ſchätzt werden, unſere Intranſigenz erleichterte die antiöſter— 
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reichiſche Politik des ſerbiſchen Miniſterpräſidenten, fie hat 
dieſelbe jedoch gewiß nicht verurſacht. 
Bruch unferer Solange unſere Entente mit Rußland und der hierdurch 
eagle. erreichte Verzicht der ruſſiſchen Regierung auf eine aktive Bal⸗ 
in kanpolitik andauerte, konnten die immer offenkundiger auf⸗ 
9 2 tretenden aggreſſiven Tendenzen der ſerbiſchen Außenpolitik 


Englands un⸗für uns nur eine latente Gefahr bilden. Der rege Verkehr 

belglben. ſerbiſcher Politiker mit chauviniſtiſchen Kreiſen in England 
und Frankreich deutete allerdings ſchon damals die Entwick⸗ 
lungsmöglichkeiten an, die eine an ſich für eine Großmacht 
ungefährliche, von einem militäriſch faſt belangloſen und po—⸗ 
litiſch diskreditierten Nachbarn ausgehende Bewegung in ſich 
barg. Auf unſere Südſlawen wirkten die verworrenen Ver⸗ 
hältniſſe in Belgrad zu jenem Zeitpunkte noch abſtoßend, und 
kein vernünftiger Serbe in Ungarn oder Bosnien nahm die 
großtuenden nationalen Phraſen der Machthaber in Belgrad 
ernſt. 

Die Situation änderte ſich erſt nach Ausbruch des durch 
das Sandſchakbahn Projekt heraufbeſchworenen Konfliktes mit 
Rußland, der unſere Entente virtuell beendete. Rußland ak⸗ 
zentuierte von da ab wieder die antiöſterreichiſche Tendenz 
ſeiner traditionellen Balkanpolitik und wurde beſonders in 
Belgrad von England in wirkſamer Weiſe unterſtützt. Während 
der Annexionskriſe iſt die Erregung über die Angliederung 
Bosniens an Sſterreich-Ungarn engliſcherſeits in Serbien zum 
mindeſten ebenſo geſchürt worden wie ſeitens der ruſſiſchen 
Agenten. Von dieſem Zeitpunkte an wurde die großſerbiſche 
Bewegung als eine europäiſche, mit der Politik der Großmächte 
aufs engſte verknüpfte Frage behandelt. Zwar hat dann die 


friedliche Löfung der Annexionskriſe wieder eine Entſpannung 
der internationalen Lage herbeigeführt, und es fehlte in der 
Folge öſterreichiſch-ungariſcherſeits, namentlich während der 
Amtszeit des Grafen Berchtold, der die Gefahren der Feind⸗ 
ſchaft Englands klar erkannte, nicht an Verſuchen, neue Fäden 
zum Foreign⸗Office anzuknüpfen; die neue Richtung der engli⸗ 
ſchen Politik war aber ſchon zu ſehr eingewurzelt, und man war 
auch in London durch ganz andere Erwägungen gebunden, 
als daß eine Rückkehr zu der traditionellen auſtrophilen Orient⸗ 
politik, wie fie Disraeli und Salisbury geübt hatten, möglich 
geweſen wäre. Englands Haltung war für uns beſonders 
deshalb gefährlich, weil fie Beſtrebungen förderte, welche dar; 
auf ausgingen, das Netz, welches unſere außenpolitiſche Ak- 
tionsfreiheit hemmen ſollte, noch enger zu ziehen. Solche 
Beſtrebungen waren nicht nur in Petersburg und Belgrad, 
ſondern vor allem auch in Rom vorhanden, unſer italieniſcher 
Bundesgenoſſe war ſchon ſeit Jahren in konſequenter und 
ſehr geſchickter Weiſe an der Arbeit, uns am Balkan einzu⸗ 
ſchnüren, weil er eine Situation herbeizuführen hoffte, welche 
dem italieniſchen Volke die Realiſierung ſeiner Aſpirationen 
auf „unerlöſtes“ öſterreichiſches Gebiet ermöglichen ſollte. 


Italieniſche 
Außenpolitik 
im XIX. 
Jahrhundert. 


Italien. 


Die Memoiren Francesco Criſpis enthalten ein von dieſem 
im Jahre 1877 an den damaligen italieniſchen Miniſter des 
Außeren Depretis gerichtetes vertrauliches Schreiben, in dem 
Criſpi über eine ihm von König Victor Emanuel gewährte 
Audienz berichtet. Der König, ſo heißt es in dieſem Schreiben, 
erhoffe nichts von einer Kombination infolge des Orientkrieges. 
Auch er glaube, daß der richtige Moment verſäumt worden 
und dort kein Platz mehr für Italien ſei. Trotzdem habe er 
Criſpi empfohlen, das Möglichſte zu tun, um noch mit einigem 
Nutzen eintreten zu können. Im weiteren Verlaufe des Schrei, 
bens ſagt Criſpi, der König fühle das Bedürfnis, ſeine Lebens⸗ 
tage noch mit einem Siege zu krönen, um dem italieniſchen 
Heere Kraft und Anſehen zu verleihen, die ihm beide vor der 
Welt noch fehlten. Criſpi teilt dieſe Auffaſſung ſeines könig⸗ 
lichen Herren, er ſchließt ſeinen Brief mit der Bemerkung, wenn 
Italien im Jahre 1866 in Venetien und auf der Adria ſieg⸗ 
reich geweſen wäre, ſo hätte das italieniſche Heer in Europa 
die Autorität, die ihm jetzt verlorengegangen ſei, und das Wort 
Italien würde in Europa größere Autorität genießen. 

Der Brief ift charakteriſtiſch für die Mentalität des jungen 
Italien. Die durch dieſe gewonnene Einſtellung der auswärtigen 
Politik gegenüber hatte eine Freiheit von Vorurteilen und 
moraliſchen Hemmungen zur Vorausſetzung, welche nach außen 
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hin vielfach als Treuloſigkeit wirken mußte. Ohne fie hätten 
die italieniſchen Staatsmänner ſich nicht von dem Abhängig⸗ 
feitsverhältnis zu Frankreich befreien können, das auf ihr 
junges Staatsweſen lähmend wirkte und jede ſelbſtändige 
Entwicklung behinderte. Die Befreiung Italiens konnte keine 
vollſtändige fein, fo lange es das Paſſivſaldo der franzöſiſchen 
Kuratel zu tragen hatte. Für Italien bedeutete das Bündnis 
mit Preußen im Jahre 1866 den erſten glücklich verlaufenen 
Verſuch, die italieniſche Politik auf eigene Füße zu ſtellen. 
Die katholiſche Politik Napoleons III. und auch der reaktionären 
franzöſiſchen Republik der 70er Jahre hat den Italienern die 
Schwenkung erleichtert, welche ihr Land dann durch mehr als 
50 Jahre an den mitteleuropäiſchen Friedensblock feſſeln ſollte. 
Fürſt Bismarck hat es ſeinerſeits verſtanden, die in Italien 
durch die franzöſiſche Mittelmeerpolitik hervorgerufenen Ver⸗ 
ſtimmungen zu benutzen und fo ſchon in den 70er Jahren den 
Boden für den Dreibund vorzubereiten, welch letzterer von 
Anfang an als Bündnis Italiens mit den beiden Zentral⸗ 
mächten unter beſonderer Betonung des Verhältniſſes zu 
Deutſchland als des ſtärkſten Partners gedacht war. 
Betrachtet man die politiſchen Richtlinien der italieniſchen 
Außenpolitik, welche die letzten Dezennien des 19. Jahrhunderts 
beherrſchten, fo treten vor allem zwei Leitmotive in der Vorder; 
grund. Das eine entſpringt dem Beſtreben, Italien in Europa 
als Großmacht gebührende Geltung zu verſchaffen, wogegen 
das zweite, mehr realpolitiſcher Natur, dem Irredentismus 
gegen Öfterreich Gevatter ſtand, weil die Alpengrenze Italiens 
eine ſtrategiſch ungünſtige war und der Beſitz Venetiens nicht 
geſichert ſchien, ſolange Sſterreich das Trentino beherrſchte. 
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Die Preſtigepolitik Italiens, wie fie aus dem erſten Poſtu⸗ 
late hervorging, brachte die italieniſchen Staatsmänner natur⸗ 
gemäß häufig in würdeloſe Situationen; wer im Leben überall 
dabei ſein will, ſetzt ſich Kränkungen aus. Im Grunde muß 
aber zugegeben werden, daß die konſequente Verfolgung des 
geſteckten Zieles gute Früchte getragen hat und daß es der 
italieniſchen Staatskunſt trotz mancher Zurückſetzungen und 
Enttäuſchungen bei kluger Ausnützung der jeweiligen Kon⸗ 
junktur gelungen iſt, die politiſche und wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung des Königreichs in aufſteigender Linie ſicherzuſtellen, 
ohne die Feindſchaft eiferſüchtiger Konkurrenten auf ſich zu 
ziehen. Viel ſchwerer war es für Italien, die öſterreichiſche 
Grenzfrage zu löſen, zumal ja europäiſche Intereſſen den An⸗ 
ſchluß des Königreichs an die Zentralmächte notwendig machten. 
Der Weg, der hierzu eingeſchlagen wurde, wies viele Windungen 
auf, er führte Italien auf den Balkan, ließ die adriatiſche und 
albaneſiſche Frage in den Vordergrund treten und hat ſo den 
Italienern in dieſen Gebieten neue Perſpektiven eröffnet, welche 
das Hauptziel zwar niemals ganz verſchwinden ließen, wohl 
aber im Zuſammenhange mit der europäiſchen Politik zeit⸗ 
weiſe das, was urſprünglich als taktiſches Mittel aufgegriffen 
worden war, zum Selbſtzweck machte. 

Am klarſten geht der Grundgedanke der italieniſchen Ab⸗ 
ſichten aus einer ebenfalls im genannten Memoirenwerke zi⸗ 
tierten Unterredung Criſpis mit Bismarck in Gaſtein vom Jahre 
1877 hervor. Schon hier wird das Axiom ausgeſprochen, das 
ſpäter aus dem Dreibund ein Werkzeug zur Einſchnürung 
Oſterreich⸗Ungarns machen ſollte, Oſterreich dürfe keinen neuen 
Gebietserwerb im Orient erhalten, ohne Italien Kompen⸗ 
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ſationen an der Alpengrenze zu gewähren. Es wäre verfehlt, 
wollte man die ganze Orient⸗ und Albanienpolitik Italiens 
als einfachen Vorwand anſehen, um das Trentino zu erhalten. 
Dieſe Politik hat nicht nur vom Standpunkte des europäiſchen 
Anſehens Italiens ihre Rechtfertigung erhalten, ſie hat auch 
aus ſich ſelbſt heraus neue Probleme geſchaffen, neue Ri⸗ 
valitäten mit den Südſlawen, mit Griechenland hervorgerufen; 
wie oben bemerkt, wurde das Mittel zum Zwecke, ſo daß Italien 
ſpäter auch hier vitale Intereſſen vertreten zu müſſen glaubte. 
Männer wie Tittoni oder San Giuliano hätten ſich kaum der 
Auffaſſung Criſpis angeſchloſſen, der Bismarck in Gaſtein auf 
deſſen Anerbieten, er möge ſich Albanien nehmen, wenn Sſter⸗ 
reich Bosnien okkupiere, erklärte, Italien habe kein Intereſſe 
an Albanien. 

Trotz alledem haben aber alle italieniſchen Staatsmänner 
bis zum Ausbruch des Weltkrieges in erſter Linie an den Er; 
werb des Trentino gedacht, und für dieſen Preis wären ſie 
auch noch im Jahre 1914 bereit geweſen, einer Gebietserweite⸗ 
rung Sſterreich⸗-Ungarns am Balkan zuzuſtimmen. Ob Italien 
gegen dieſes damals kaum erfüllbare Opfer zur Einhaltung 
ſeiner Bündnisverpflichtungen und zu einer aktiven Teilnahme 
am Weltkriege auf ſeiten der Zentralmächte zu bewegen ger 
weſen wäre, iſt eine andere Frage. Die Kriegserklärung Eng: 
lands hat dies meiner Anſicht nach à priori ausgeſchloſſen, 
wenigſtens in den Anfangsſtadien des Krieges, und nur ein 
entſcheidender Erfolg der deutſchen Waffen in Frankreich hätte 
in dieſer Beziehung etwas ändern können. 

Um die italieniſche Dreibundpolitik richtig deuten zu kön— 


nen, muß man ſich die Entſtehungsgeſchichte des national⸗ 
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geeinten Italiens vor Augen halten. Das italieniſche König: 
reich iſt aus der Revolution hervorgegangen, ſein Lebens⸗ 
prinzip iſt der auf freimaureriſch⸗liberaler Grundlage fußende 
Kampf gegen die legitimen Rechte der Vergangenheit. Es 
kann ſeinen Urſprung nicht verleugnen, wenn auch jetzt An⸗ 
zeichen dafür ſprechen, daß die nationalliberale Ara der italieni⸗ 
ſchen Bourgeoiſie ihrem Ende naht. Solange das Deutſche Reich 
noch im Werden war, gab es viele Anknüpfungspunkte zwiſchen 
den beiden Mächten. Der Dreibund wurde zu einem Zeit; 
punkte abgeſchloſſen, wo die von Bismarck geſchmiedete deutſche 
Maſſe noch kaum abgekühlt war. Erinnerungen an die in enger 
Verbindung mit Preußen durchkämpfte Vergangenheit waren 
im italieniſchen Volke noch wach, fie trugen dazu bei, das Bünd⸗ 
nis mit dem Deutſchen Reiche dem Lande ſympathiſch zu machen. 
Dagegen konnte die Verbindung mit Sſterreich italieniſcherſeits 
ſtets nur als eine durch die Verhältniſſe aufgezwungene po⸗ 
litiſche Notwendigkeit, nie aber als eine Herzensſache aufgefaßt 
werden. Zwei Weltanſchauungen ſtanden ſich hier ſchroff gegen⸗ 
über. Unſere Monarchie war auf dem Legitimitätsprinzip, 
auf der Kontinuität einer im katholiſchen Glauben wurzelnden 
Entwicklung aufgebaut, die italieniſche hatte der von freimaure⸗ 
riſchen Elementen im Kampfe gegen den Katholizismus durch; 
geführten Revolution ihr Dafein zu verdanken. Ein dauer⸗ 
verſprechendes Bündnis war unter dieſen Umſtänden unmög⸗ 
lich, die europäiſche Situation der Soer Jahre brachte es aber 
mit ſich, daß Italien in den erſten Vertragsjahren feine Ver; 
pflichtungen zweifellos ernſt nahm und dieſelben erfüllt hätte, 
wenn es zum Kriege mit Rußland oder Frankreich gekommen 
wäre. England ſtand damals dem Dreibunde ſehr nahe, es 


war bereit, die Zentralmächte in einem Kriege gegen Ruß⸗ 
land zu unterſtützen. Die militäriſchen Verabredungen zwiſchen 
Rom und London waren ſo weit gediehen, daß ein Teil der 
italieniſchen Flotte, nämlich die Schiffe der Umbertoklaſſe, 
von der engliſchen Marine bemannt worden wären, weil man 
ſie ſo beſſer ausnützen zu können glaubte. 

Solange die deutſch-engliſchen Beziehungen ſich günſtig 
entwickelten und man in der Weltpolitik mit der Rivalität 
Englands zu Frankreich und Rußland rechnen mußte, gab 
es für Italien keine beſſere Orientierung als den Anſchluß 
an die Mittelmächte, den es aus eigener Initiative geſucht hat. 
Mit der Ergänzung der engliſchen Freundſchaft bedeutete 
der Dreibund für Italien die Sicherſtellung ſeiner Unabhängig⸗ 
keit und territorialen Integrität, er eröffnete dem jungen 
Staatsweſen eine angeſehene Stimme im europäiſchen Kon⸗ 
zerte und bot die Möglichkeit, die Alpengrenze durch eine güt⸗ 
liche Vereinbarung mit Sſterreich im Falle des Aufrollens 
des Balkanproblems zu verbeſſern. Aber das Bündnis verlor 
an Wert, je mehr England ſich von der Politik des mitteleuro⸗ 
päiſchen Blocks abwendete; die Entwicklungslinie der italieni⸗ 
ſchen Politik mußte der engliſchen folgen, und ſobald die Triple⸗ 
entente ſich bildete, wurde der Dreibund für Italien nur mehr 
zum techniſchen Hilfsmittel für die Realiſierung ganz beſtimmter 
Ziele. Sſterreich⸗Ungarn hat die Folgen dieſer durch die ver; 
änderte Konſtellation aufgedrungenen Neuorientierung am 
ſtärkſten zu fühlen bekommen, ohne Abhilfe ſchaffen zu kön⸗ 
nen, denn die verſchiedenen latenten Streitfragen zwiſchen 
den beiden benachbarten Monarchien mußten ſofort akut wer⸗ 
den, ſobald man in Italien den Glauben an den Wert des 
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Bündnisvertrages verloren hatte und ihn nur mehr als vor⸗ 
läufigen Behelf am Leben erhielt. 

Wenn die erſten Jahre des Dreibundvertrages den Höhe⸗ 
punkt des Bündnisgedankens darſtellen, ſo war dies nicht zum 
geringſten Teil das Verdienſt Francesco Criſpis, der ſeinem gan⸗ 
zen Temperamente nach zum treibenden Faktor des Bündniſſes 
wurde und dieſes in Italien populär zu machen wußte. Criſpi war 
ein geſchworener Gegner Frankreichs, er fühlte ſich nie vor einem 
franzöſiſchen Angriff und vor einem Wiederaufleben der klerikalen 
Velleitäten des Pariſer Kabinetts ſicher. Zu Bismarck hegte er 
großes Vertrauen, und die achtungsvolle Berückſichtigung, welche 
ſeine Worte in Friedrichsruh fanden, mußte auch dazu beitragen, 
den ehrgeizigen und für gute Behandlung ſehr empfänglichen 
italieniſchen Staatsmann dem deutſchen Planetarſyſtem treu 
zu erhalten. Aber auch Criſpi hätte dieſe Treue nur ſo lange 
bewahren können, als England dem Syſteme nicht feindlich 
gegenüberſtand. Er hat ebenſo wie ſeine Nachfolger es ſpäter 
taten, wiederholt darauf hingewieſen, daß Italiens Außen⸗ 
politik von der Haltung Englands abhänge, weil die italieniſche 
Küſte den Angriffen der engliſchen Flotte ausgeſetzt ſei. Der 
Dreibund wurde für Italien zu einer Gefahr, ſobald die Mög⸗ 
lichkeit vorlag, daß England ſich der ihm gegenüberſtehenden 
Gruppe anſchließen könnte. Im deutſch⸗engliſchen Gegenſatze, 
wie er ſich nach der Entlaſſung Bismarcks entwickelte, liegt 
der hauptſächliche Grund für die Lockerung des Dreibundes 
und für die Schaukelpolitik, die die italieniſchen Staatsmänner 
ſpäter aufnahmen. Man kann dieſe Politik als eine treuloſe 
brandmarken, tatſächlich aber hätte Italien keinen Grund ge⸗ 
habt, der Orientierung Criſpis untreu zu werden, wenn die 
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deutſche Flottenpolitik nicht alle Vorausſetzungen des Bünd⸗ 
niſſes für Italien ins Wanken gebracht hätte. 

Über die Entſtehungsgeſchichte des Dreibundvertrages iſt 
die Sffentlichkeit durch die lehrreiche Arbeit des Wiener Hi⸗ 
ſtorikers Profeſſor Pribram unterrichtet worden, auch 
über die ſchweren Bedenken, welche den Grafen Kalnoky zu 
der größten Zurückhaltung den erſten italieniſchen Angeboten 
gegenüber veranlaßten. Italien ſelbſt hatte die Initiative 
ergriffen, um zu einem Vertragsverhältnis mit Deutſchland 
und Sſterreich⸗Ungarn zu gelangen. Selbſt Bismarck ſcheint 
anfangs gezögert und die Angelegenheit dilatoriſch behandelt 
zu haben. Dies wohl nur aus taktiſchen Gründen. Er mußte 
in dem italieniſchen Anerbieten einen Erfolg ſeiner Politik 
erblicken und den Anſchluß Italiens an ſein Syſtem wünſchen, 
aber er mag gewußt haben, daß Italien, um ſich von der po⸗ 
litiſchen Iſolierung zu befreien, damals keinen anderen Aus; 
weg hatte, als ſich mit den Mittelmächten zu verbinden, und 
durfte daher nach außen hin eine zögernde Haltung einnehmen. 
Unter dieſen ungünſtigen Verhältniſſen konnten die italieniſchen 
Unterhändler nicht hoffen, viel zu erreichen, der erſte Vertrag 
enthält generelle Beſtimmungen, die der ſpezifiſch italieniſchen 
Politik wenig Wertvolles brachten. 

Die Situation änderte ſich aber im Jahre 1887. Bei der 
damals erfolgten Erneuerung des Vertrages gelang es der 
italieniſchen Diplomatie, dieſen durch den Abſchluß eines Son; 
derabkommens mit Deutſchland über Tripolis und mit Sſter⸗ 
reich-Ungarn über den Balkan gehaltvoller zu geſtalten. Pro, 
feſſor Pribram verweiſt mit Recht darauf, daß die internationale 
Lage die Bemühungen der italieniſchen Regierung zu dieſem 
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Zeitpunkte begünſtigte und den Fürſten Bismarck dazu ver; 
anlaßte, ihre Poſtulate in Wien zu unterſtützen. Das Ver⸗ 
hältnis Öſterreich-Ungarns zu Rußland war wegen der bul⸗ 
garifhen Frage ein geſpanntes, die Erneuerung des Drei; 
kaiſerbündniſſes war nicht erfolgt und Bismarck legte daher 
dem italieniſchen Bündniſſe weit größere Bedeutung bei, als 
dies anfangs der Fall geweſen war. Darum drängte er in 
Wien zur Erneuerung und Annahme der über den erſten Ver⸗ 
trag hinausgehenden italieniſchen Prätenſionen. Im Sonder⸗ 
abkommen, das Italien mit Sſterreich über die Balkanfragen 
abſchloß und das ſpäter in Form des Artikel VII im Vertrage 
aufgenommen wurde, hat es ſich ein wirkſames Werkzeug ge⸗ 
ſchaffen, um die öſterreichiſche Orientpolitik kontrollieren und 
aus jeder Veränderung am Balkan Nutzen ziehen zu können. 
Die folgende Entwicklung hat bewieſen, wie berechtigt die Be⸗ 
denken des öſterreichiſch⸗ungariſchen Außenminiſters gegen 
dieſes Abkommen waren und welch weitgehende Interpre⸗ 
tationsmöglichkeiten es enthielt. Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß die ſüdtiroler Frage den italieniſchen Staats⸗ 
männern vorgeſchwebt hat, als ſie ſich eine Kompenſation für 
etwaige öſterreichiſche Gebietsbeſetzungen am Balkan ausbe⸗ 
dangen. Zwar wurde dem Grafen Kalnoky deutſcherſeits die 
Zuſicherung gegeben, daß Italien an die Erwerbung des Tren⸗ 
tino nicht denke, aber der Verſuch, die italieniſche Regierung 
ſelbſt zu einer diesbezüglichen Erklärung zu bewegen, hatte 
keinen Erfolg und ſcheint dann nicht weiter verfolgt worden 
zu ſein. 

Merkwürdigerweiſe war es, wie Profeſſor Pribram hervor⸗ 
hebt, Graf Kalnoky, der dem Abkommen über die Balkanfragen 


durch eine Ergänzung der Robilantſchen Vorſchläge feinen 
gefährlichen Charakter verlieh. Robilant hatte urſprünglich 
nur das türkiſche Küſtengebiet und die türkiſchen Inſeln in der 
Adria und im Agäiſchen Meere als Gegenſtand des Abkommens 
bezeichnet, Kalnoky aber, der damals vor allem die Zuſicherung 
der aktiven Teilnahme Italiens an einem Kriege gegen Ruß⸗ 
land erreichen wollte, korrigierte das Robilantſche Konzept, 
indem er die Worte „Dans les régions des Balcans“ vor „des 
cötes et iles Ottomans“ einfügte, eine Ergänzung, die damals 
wegen der drohenden ruſſiſchen Kriegsgefahr berechtigt ger 
weſen ſein mag, ſpäter aber Italien die Möglichkeit bot, den 
Artikel VII in einer unſere vitalſten Intereſſen berührenden 
Weiſe zu interpretieren. Profeſſor Pribram veröffentlicht eine 
bedeutſame Unterredung des damaligen öſterreichiſch-ungari⸗ 
ſchen Botſchafters in Berlin Grafen Széchényi mit dem 
deutſchen Unterſtaatsſekretär Grafen Berchem über dieſe Frage, 
in welcher Berchem den Standpunkt vertrat, Öfterreich werde 
ſich durch die Aufnahme der von dem Grafen Kalnoky ge 
wünſchten Ergänzung ſeiner Aktionsfreiheit am Balkan be⸗ 
geben, falls es einmal dort ſelbſtändig vorgehen wolle. 
Die nachfolgende Entwicklung hat gezeigt, daß dieſe Auf; 
faſſung richtiger war als jene der öſterreichiſch⸗ungariſchen Dis 
plomatie, die vor allem darauf bedacht geweſen zu ſein ſcheint, 
die Parität der Verpflichtungen Italiens gegenüber den ſelbſt 
übernommenen zu erlangen. Damals aber war Italien noch 
weit davon entfernt, die Kreiſe der öſterreichiſch-ungariſchen 
Orientpolitik ernſtlich ſtören zu können, und es iſt erklärlich, 
daß man am Ballplatz vor allem daran dachte, die Verteidi— 
gungsſtellung Rußland gegenüber möglichſt zu ſtärken. 
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Die Entente, welche Graf Goluchowſki am Ende der goer 
Jahre des vorigen Jahrhunderts mit Rußland über die Balkan⸗ 
fragen abſchloß, mußte automatiſch die Möglichkeiten für die 
italieniſchen Staatsmänner vermindern, unſer geſpanntes Ver⸗ 
hältnis zu Rußland dazu zu benutzen, um die Vorteile, welche 
Italien aus dem Dreibunde ziehen konnte, zu vergrößern. 
Denn der Wert des Dreibundes wurde für Sſterreich geringer, 
ſobald die Kriegsgefahr mit Rußland nicht mehr aktuell war. 

Die öſterreichiſch-ruſſiſche Entente iſt von den flawiſchen 
Parteien in Sſterreich akklamiert worden, weil ſie die Ausſicht 
zu eröffnen ſchien, daß das Bündnis mit Deutſchland und 
Italien durch eine neue ſlawophilere Orientierung Sſterreich⸗ 
Ungarns erſetzt werden könnte. Für Außenſtehende liegt immer 
die Verſuchung vor, die letzten Möglichkeiten jedes neuen di⸗ 
plomatiſchen Zuges, die der verantwortliche Leiter der äußeren 
Politik zwar überſehen mag, aber im Rahmen der ihm ge⸗ 
gebenen Realitäten weder verwirklichen will noch kann, als 
ſchon erreicht zu eskomptieren und über alles, was ihnen hin⸗ 
dernd im Wege ſteht, hinwegzugehen. Kein Gebiet menſch⸗ 
lichen Handelns iſt durch die gegebenen Verhältniſſe bedingter, 
determinierter, als das der Diplomatie; für dieſe gibt es kein 
Schema, kein „entweder oder!“, das an ſich Geltung hätte. 
Sie kann ihren Zielen durch Anpaſſung, durch fortgeſetzte Kor⸗ 
rekturen näherkommen; realiſieren laſſen ſich dieſe faſt nie in 
ihrer Gänze. Es iſt dies eine für den Laien ſchwer verſtändliche 
Tatſache, denn in jedem anderen Berufe haben Grundprin⸗ 
zipien ihre abſolute Geltung. Daher kommt es, daß politi⸗ 
ſierende Militärs, welche die in der Schule des Generalſtabes 
geforderte Klipp und Klarheit in der Beurteilung jeder Si⸗ 
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tuation und die ihnen reglementmäßig vorgeſchriebenen Ent⸗ 
ſchlüſſe auf die auswärtige Politik übertragen wollen, kein 
Verſtändnis für Nuancen, für Abſtufungen haben, ohne welche 
die Diplomatie nicht beſtehen könnte. 

Graf Goluchowſki erkannte die Vorteile eines guten Ver⸗ 
hältniſſes zu Rußland für die internationale Stellung der Mon⸗ 
archie, er hat aber mit der ruſſiſchen Entente niemals den Zweck 
verfolgt, den Dreibund, wie Dr. Kramar, der Führer der 
Tſchechen, es wünſchte, als abgeſpieltes Klavier beiſeite zu ſchieben 
und eine neue Politik zu inaugurieren. Gewiß hat ihn in ſeinen 
Entſchließungen auch die ganz richtige Auffaſſung beeinflußt, 
daß Sſterreich⸗Ungarn dem Berliner und römiſchen Kabinett 
gegenüber eine größere Unabhängigkeit erlangen müſſe und 
nicht vollſtändig in der Dreibundpolitik aufgehen dürfe. Fürſt 
Bismarck hat mit dem ruſſiſchen Rückverſicherungsvertrage den 
Weg gewieſen, auf welchem die Gefahren einer zu einſeitigen 
Bindung ausgeglichen werden konnten. Für die europäiſche 
Friedenspolitik war es ein großer Schaden, daß man nach 
Bismarcks Entlaſſung in der Wilhelmſtraße vielfach die Grund⸗ 
prinzipien, auf welche der erſte Reichskanzler im Verein mit 
dem Grafen Andraſſy das Bündnis der Mittelmächte aufge⸗ 
baut hatte, außer acht ließ und das ſchon mit Rückſicht auf 
die nationalen Sympathien des größten Teiles der Völker 
oſterreich⸗Ungarns hinlänglich geſicherte, aber auf beſtimmte 
Eventualitäten beſchränkte Bündnis in eine allgemeine po; 
litiſche Intereſſenſolidarität umwandeln wollte. Nach dem 
Rücktritt des Fürſten Bismarck hat man in Berlin jeden Ver; 
ſuch einer ſelbſtändigen Regung der öſterreichiſch-ungariſchen 
Politik mit Mißtrauen aufgenommen und vielfach zu wenig 
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Verſtändnis für die durch die verſchiedenen nationalen Pro⸗ 
bleme und die beſonderen Intereſſen Oſterreich-Ungarns am 
Balkan hervorgerufenen Notwendigkeiten unſerer Außenpolitik 
gezeigt. 

Wenn aber unſere Verſtändigung mit Rußland ſchon 
dem Berliner Kabinett nicht ſympathiſch war, fo mußte fie 
um ſo mehr in Rom Bedenken hervorrufen, wo man mit den 
öſterreichiſch-ruſſiſchen Gegenſätzen im nahen Orient als mit 
einem Aktivpoſten der italieniſchen Politik rechnete und durchaus 
nicht geſonnen war, ſich durch ein bilaterales Abkommen der 
beiden meiſtintereſſierten Mächte vom Balkan abdrängen zu 
laſſen. In der Tat ſtimmt der Zeitpunkt, zu welchem ſich die 
italieniſche Politik eingehender mit der albaneſiſchen und ma⸗ 
zedoniſchen Frage zu beſchäftigen begann, annähernd mit dem 
Abſchluß unſerer Entente mit dem Petersburger Kabinett über⸗ 
ein. Graf Goluchowſki ſah ſich ſpäter genötigt, bei Einführung 
der internationalen Gendarmerie in Mazedonien auf die Emp⸗ 
findlichkeiten Italiens Rückſicht zu nehmen, er wies der italieni⸗ 
ſchen Gendarmerie das wichtigſte Vilajet, jenes von Monaſtir, zu. 

Durch das Sonderabkommen mit Sſterreich⸗Ungarn über 
die Balkanfragen, das ſpäter in Form des oft genannten Art. VII 
in den Vertrag ſelbſt aufgenommen wurde, iſt den italieniſchen 
Staatsmännern ein wirkſames Werkzeug in die Hände gelegt 
worden, um die öſterreichiſche Orientpolitik ihren Zwecken nutz⸗ 
bar zu machen. Der Artikel bot Italien die Sicherheit, bei der 
Liquidierung der europäiſchen Türkei als gleichberechtigter 
Prätendent auftreten zu können. Er wurde ſpäter, beſonders 
in und nach dem Balkankriege, italieniſcherſeits in ſo weit⸗ 
gehender Weiſe interpretiert, daß uns jede Bewegungsfreiheit 
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benommen war, auch Serbien gegenüber. Urſprünglich dem 
Sinne und den Intentionen der Kontrahenten nach nur für 
den Fall der Liquidierung der europäiſchen Türkei formuliert, 
wurde ſein Wortlaut von Italien ſpäter dahin umgedeutet, 
daß alles ehemals türkiſche Gebiet, alſo daher auch das ſeit 
der Unterzeichnung des Vertrages von einem der Balkan⸗ 
ſtaaten erworbene, unter ſeine Beſtimmungen falle und Italien 
zu einer Kompenſation berechtigt ſei, ſobald wir auch nur vor; 
übergehend zur militäriſchen Beſetzung ſolcher Gebietsteile ge⸗ 
nötigt wären. In dieſer Form gedeutet war der Artikel für 
uns eine Unmöglichkeit, er ſicherte unſerem ſerbiſchen Nachbar 
die Unantaſtbarkeit ſeines territorialen Beſitzſtandes und gewährte 
den Serben Narrenfreiheit für jeden gegen uns unternommenen 
feindlichen Akt. Wir mußten uns bei jeder Abwehraktion vor 
Augen halten, daß Italien Entſchädigungsanſprüche erheben 
wür de, und wußten, daß dieſe auf die Abtretung des Trentino, 
eventuell auch der friauliſchen Ebene lauten würden. Die 
öſterreichiſch-ungariſchen Miniſter des Außeren haben ſich bis 
zum Kriegsausbruch gegen dieſe italieniſche Interpretation des 
Vertragstextes gewehrt, ohne daß es ihnen gelungen wäre, 
bei den wiederholten Erneuerungen des Vertrages eine andere 
Textierung des Artikel VII durchzuſetzen. 

Während der Annexionskriſe verſuchte die italieniſche Re— 
gierung, ganz im Widerſpruche mit dem Vertragstexte auch 
Bosnien unter die Beſtimmungen dieſes Artikels zu ſtellen. 
Graf Ahrenthal hat dieſe Zumutung mit Erfolg abgewieſen, 
er hat Italien dazu gebracht, auf eine territoriale Kompenſation 
für die von uns ſeit 30 Jahren okkupierten Gebiete zu ver; 
zichten, er mußte aber allerdings ſeine Zuſtimmung dazu geben, 
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daß der von uns geräumte Sandſchak von Novibazar als türki⸗ 
ſches Gebiet in Zukunft nach den Beſtimmungen des Artikels VII 
behandelt werden ſolle. 

Der Artikel hat während des tripolitaniſchen Krieges zu 
einer ziemlich ſcharfen Kontroverſe mit dem italieniſchen Ka⸗ 
binett Anlaß gegeben, als Italien die türkiſchen Inſeln im 
Agäiſchen Meere beſetzte und Graf Berchtold ſeinerſeits die 
Kompenſationsklauſel geltend machte. Italien zog ſich durch 
eine ſpitzfindige geographiſche Auslegung der Vertragsbeſtim⸗ 
mungen in geſchickter Weiſe aus einem Dilemma, indem es 
behauptete, die Inſeln an der kleinaſiatiſchen Küſte gehörten 
nicht zur eur opäiſchen Türkei. Es zeigte ſich auch hier wieder, 
daß die Interpretations möglichkeiten internationaler Verträge 
ſehr groß ſind und von der jeweiligen Situation abhängen. 
Italien hatte in den letzten Jahren ſeine Stellung den beiden 
anderen Dreibundkontrahenten gegenüber gekräftigt, weil es 
nicht mehr ganz auf ſie angewieſen war und ſich ſchon im Jahre 
1902 mit Frankreich, ſpäter mit England und nach der Annexi⸗ 
onskriſe auch mit Rußland in Racconigi geeinigt hatte. Es 
konnte den Dreibund ſofort durch eine andere „Combinazione“ 
erſetzen, während wir, beſonders aber Deutſchland, ein Intereſſe 
daran hatten, den unzuverläſſigen Bundesgenoſſen nicht ganz 
aus dem Vertrage ausſpringen zu laſſen und ihn zum offenen 
Feind zu machen. Nur ſo ſind die wiederholten Erneuerungen 
des Dreibundes ohne weſentliche Textänderungen, vor allem 
die während des Balkankrieges im Jahre 1912 erfolgte, er⸗ 
klärlich; es erſchien weniger nachteilig, den Vertrag unver⸗ 
ändert zu erneuern als ſich in langwierige Verhandlungen 
einzulaſſen, in deren Verlauf das Aufwerfen viel weiter gehender 
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italieniſcher Forderungen mit Beſtimmtheit erwartet werden 
konnte. 

Auch hier gab der deutſch-engliſche Gegenſatz den Ausſchlag. 

Italien hat die durch die engliſche Einkreiſungspolitik ge⸗ 
botenen politiſchen Möglichkeiten meiſterhaft auszunutzen ge⸗ 
wußt. Der Dreibundvertrag bot ihm Sicherheiten gegen Öfter; 
reich⸗Ungarn und deſſen Vordringen am Balkan, und je mehr 
die Weſtmächte und Rußland das Königreich als Zünglein an 
der Wage im europäiſchen Gleichgewichtsſyſtem umbuhlten, deſto 
mehr waren die italieniſchen Staats männer in der Lage, nach je⸗ 
der Seite hin Bedingungen zu ſtellen. Sie hatten nicht die Angſt 
vor komplizierten Klaviaturen, welche die Nachfolger Bismarcks 
in Deutſchland ſeinerzeit dazu bewogen hat, von einer Erneue⸗ 
rung des Rückverſicherungsvertrages mit Rußland abzuſehen. 

Graf Berchtold war in den letzten Jahren vor dem Welt⸗ 
kriege bemüht, die Schwenkung Italiens in das feindliche Lager 
auf andere Weiſe wenigſtens zu verzögern. Er ſuchte den ita⸗ 
lieniſchen Miniſter des Außeren Marcheſe di San Giuliano 
davon zu überzeugen, daß die Intereſſen der Dreibundmächte 
in allen Mittelmeerfragen identiſch ſeien und daß gerade 
Italien aus dieſer Sachlage viel größeren Nutzen ziehen könnte, 
als wenn es ſich auf kleinliche und wenig Gewinn verheißende 
Beſtrebungen in Albanien feſtlege. San Giuliano zeigte für 
dieſe Auffaſſung ein gewiſſes Verſtändnis, Italien war aber 
in der anderen Richtung ſchon zu ſehr gebunden, und die Ber 
weggründe, die für eine Umkehr ſprechen konnten, waren auch 
damals zu wenig formulierbar, um gegen die günſtige Stellung 
Italiens im europäiſchen Gleichgewichtsſyſtem ernſtlich in Rech⸗ 
nung geſtellt zu werden. 
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Ich glaube hier die eingehenden, teilweiſe ſehr ſchwierigen 
Beſprechungen mit dem römiſchen Kabinett während des al⸗ 
baneſiſchen Intermezzos übergehen zu dürfen; für den weiteren 
Gang der Ereigniſſe waren ſie nur inſofern von Bedeutung, 
als ſie uns unſere Gebundenheit wieder vor Augen führten 
und klar zeigten, welche Gefahren uns italieniſcherſeits bei 
jedem Verſuche, das unſere Exiſtenz in Frage ſtellende ſerbiſche 
Problem zu löſen, bedrohen müßten. 

Der Dreibundvertrag war tatſächlich nur mehr eine Bin⸗ 
dung für beide Teile geworden, ſein einziger Vorteil beſtand 
noch darin, daß er uns vor einer kriegeriſchen Auseinander⸗ 
ſetzung mit Italien bewahrte, die ſonſt wohl unvermeidlich 
geweſen wäre. 

Der Generalſtab hat gegen die öſterreichiſch-ungariſche 
Diplomatie ſtets den Vorwurf erhoben, ſie habe von den wahren 
Zielen und Ambitionen Italiens keine Ahnung gehabt und 
ſei immer wieder durch die offiziellen Freundſchaftsbeteuerungen 
der italieniſchen Regierung getäuſcht worden. Dieſer Vorwurf 
iſt unbegründet. Ich glaube nicht, daß es in den letzten Jahren 
einen führenden öſterreichiſchen Diplomaten gegeben hat, der 
daran zweifelte, daß Italien den Vertrag nur dann halten 
würde, wenn dies den italieniſchen Intereſſen im gegebenen 
Augenblicke entſpreche. Das Remedium aber, das der Generalſtab 
anwenden wollte, nämlich der Präventivkrieg gegen Italien und 
eine „saignee à blanc“ des Königreichs, hätte das Übel in keiner 
Weiſe beſeitigt, wohl aber unſere internationale Lage ſehr 
verſchlechtert. Der Weltkrieg hat bewieſen, wie ſchwer, ja faſt 
unmöglich die Zertrümmerung eines Staates in militäriſcher 
Hinſicht iſt. Wir haben trotz unſerer Siege weder Serbien 
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noch Rumänien ſchachmatt machen oder verhindern können, 
daß beide Länder mit Hilfe der Entente neue Armeen gegen uns 
aufſtellten. Hätten wir Italien nach einem glücklichen Feld⸗ 
zuge in Mailand einen ſchmachvollen Frieden diktiert, ſo wäre 
es für alle Zeiten zu unſerem erbittertſten Feinde geworden, 
es hätte in dieſer Eigenſchaft bei den Weſtmächten jede Unter⸗ 
ſtützung gefunden und unſere Einkreiſung wäre noch vor dem 
Weltkriege eine vollſtändige geweſen. Dank dem Dreibund⸗ 
vertrage iſt Italien erſt neun Monate nach dem Ausbruch des 
Weltkrieges gegen uns ins Feld gezogen, dieſer Zeitraum wurde 
aber damals von allen Sachverſtändigen für genügend an⸗ 
geſehen, um den Krieg zu beenden. Es iſt auch ſehr möglich, 
daß ein deutſcher Sieg in der Marneſchlacht des Jahres 1914 
Italien zur Teilnahme am Kriege auf unſerer Seite veran⸗ 
laßt hätte. 

Nach dem Vorhergehenden wird es leichter ſein, die Hal— 
tung des Grafen Berchtold gegenüber Italien nach der Er; 
mordung des Erzherzogs Franz Ferdinand zu begreifen. Man 
hat ihm ſeit unſerem Zuſammenbruch vielfach vorgeworfen, 
er habe Italien durch Verheimlichung ſeiner Abſichten in das 
feindliche Lager getrieben. Und doch war es wahrſcheinlich 
nur durch Schaffung eines fait accompli möglich, Italiens 
Neutralität zu ſichern, für eine gewiſſe Zeitſpanne, die je nach 
dem Kriegsglücke zur Teilnahme Italiens am Kriege mit 
oder gegen uns führen mußte. Hätte er die italieniſche Re⸗ 
gierung von ſeinen Abſichten ſo eingehend in Kenntnis geſetzt 
wie die deutſche, ſo hätte Italien vorausſichtlich ſofort als 
Kompenſation die Abtretung des Trentino verlangt. Unter 
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diskutierbar zurückgewieſen worden, es wäre zu einem Konz 
flikte gekommen, der Italien viel früher zum Anſchluſſe an 
unſere Feinde getrieben hätte. 


Daß das Königreich ſeine Neutralität während des ganzen 
Krieges hätte bewahren können, halte ich für ausgeſchloſſen. 
Abgeſehen von den Gewinnchancen, welche die Teilnahme 
am europäiſchen Kriege bot, darf nicht vergeſſen werden, daß 
der Krieg als ſolcher für das junge Staatsweſen zur Not⸗ 
wendigkeit wurde, ſobald alle anderen Mächte daran teilnahmen. 
Als emporwachſende, von imperialiſtiſchen Ambitionen erfüllte 
Großmacht konnte Italien den europäiſchen Händeln nicht 
fernbleiben, ohne ſeiner Entwicklung untreu zu werden. So⸗ 
bald die Entente ſich ſicher genug fühlte, hätte ſie einen ſo ein⸗ 
ſchneidenden wirtſchaftlichen Druck auf das Königreich aus⸗ 
geübt, daß deſſen Neutralität unhaltbar geworden wäre. Nach 
der deutſchen Niederlage in der Marneſchlacht gab es für Italien 
keine gewinnverheißende Politik mehr, als den Frontwechſel 
und den Anſchluß an die Entente. 


Se Seit dem Friedensſchluß hat man die internationale Frei⸗ 
im Welt⸗ maurerei vielfach für die Niederlage der Zentralmächte im 
wie Weltkriege verantwortlich gemacht und ihr namentlich, was 

die Kriegserklärung Italiens betrifft, eine entſcheidende Rolle 
zugeſchrieben. Bis zu einem gewiſſen Grade beruht dieſe Be; 
hauptung jedenfalls auf Wahrheit. Es ſcheint feſtzuſtehen, 
daß die mit den franzöſiſchen Logen eng verbrüderten italieniſchen 
Freimaurer, zu denen auch der größte Teil der aktiven Politiker 
Italiens gehörte, für die Regierung Salandra⸗Sonnino eine 
wertvolle Hilfstruppe bildeten und daß ſie viel dazu beitrugen, 


um das friedliche italieniſche Volk in den Krieg hineinzuhetzen. 
Die Freimaurer der lateiniſchen Länder ſind ausgeſprochene 
Gegner des monarchiſchen Prinzips, in Italien waren ſie 
auch die treibende Kraft in der Irredenta gegen Sſterreich. 
Im geeigneten Zeitpunkte wurde ihre Aktion von der Ne; 
gierung losgelaſſen, an ſich wären ſie aber kaum ſtark genug 
geweſen, um Italien in den Krieg zu drängen, wenn die Inter⸗ 
eſſen der italieniſchen Außenpolitik ſich nicht mit den ihrigen 
gedeckt hätten. Der Weltkrieg hat die gegen die beſtehenden 
Inſtitutionen gerichtete Minierarbeit der antimonarchiſchen und 
antiklerikalen revolutionären Geheimorganiſationen aller Länder 
aufgedeckt, weil die kriegführenden Mächtegruppen kein Mittel 
unbenützt ließen, um ihr Ziel zu erreichen. Auch die Zentral⸗ 
mächte ſind in dieſer Hinſicht nicht frei von Schuld, ſie haben 
die iriſche, flämiſche und ukrainiſche Bewegung für ihre Zwecke 
auszunutzen verſucht. Auf dieſem Gebiete hatten unſere Gegner 
allerdings die größeren Erfolge aufzuweiſen, und dies iſt nicht 
zum geringſten Teile dem Umſtande zu verdanken, daß ſie 
über die weltumfaſſende Organiſation der Freimaurerlogen 
verfügen konnten und daß die letztere ſehr gut funktioniert 
haben muß. Es kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß der 
Eintritt Amerikas in den Krieg mit der Propagandatätigkeit 
der Freimaurer im engſten Zuſammenhange ſteht und 
daß auch die Friedensgrundſätze Präſident Wilſons durch die 
internationalen Logen ſtark beeinflußt waren. Auch heute 
noch kann man in der Ententepolitik den Unterton der gegen 
die katholiſche Kirche und die monarchiſch⸗chriſtliche Weltan⸗ 
ſchauung gerichteten Beſtrebungen der internationalen Logen 
genau verfolgen. 
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Die Verhandlungen des Wiener Kabinetts mit der italieni⸗ 


Oſterreich⸗ ſchen Regierung im Winter des Jahres 191415 konnten an der 


Ungarns mit 


Italien. 


gegebenen Sachlage, welch letztere Italien zum Anſchluſſe an 
die Entente drängte, nichts mehr ändern. Dieſe Verhandlungen 
wurden, ſobald Sonnino das Außenminiſterium übernahm, 
italieniſcherſeits mit Abſicht dilatoriſch geführt, um dann 
im April durch die Vertragskündigung und das Ultimatum 
ſchroff abgebrochen zu werden. 

Die deutſche Regierung glaubte noch bis zuletzt an die 
Möglichkeit, Italien durch weitgehende Zugeſtändniſſe auf unſere 
Koſten in ſeiner Neutralität erhalten zu können. In Wien war 
man anderer Anſicht. Es lag nicht in der gewiſſenhaften Natur 
Baron Burians, der den Grafen Berchtold erſetzt hatte, altöſter⸗ 
reichiſchen Beſitzſtand leichthin preiszugeben. Seine Intranſi⸗ 
genz und das langſame Tempo der Verhandlungen wurden 
ihm in Berlin ſehr übelgenommen. Die deutſche Diplomatie hat 
damals einen ſehr weitgehenden Druck auf unſeren Außen⸗ 
miniſter ausgeübt, der von deutſchen und auch von öſterreichi⸗ 
ſchen Parlamentariern, Finanzgrößen und Journaliſten mit 
dem größten Eifer nach dem Diktate des Auswärtigen Amtes 
und der deutſchen Botſchaft in Wien unterſtützt wurde. 

Man hätte die Neutralität Italiens meiner Anſicht nach 
im Frühjahre 1915 durch territoriale Zugeſtändniſſe möglicher⸗ 
weiſe um einige Wochen oder Monate verlängern können. 
Es wäre dem Fürſten Bülow dann vielleicht gelungen, Giolitti 
an Stelle Salandras zu ſetzen und den Zeitpunkt der Kriegs⸗ 
erklärung auf dieſe Weiſe hinauszuſchieben. Es iſt ſchwer, 
ſich ein Urteil darüber zu bilden, ob dies für den Ausgang 
des Weltkrieges von ausſchlaggebender Bedeutung geweſen 
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wäre. Wir wiſſen heute, daß das Eingreifen Italiens im Mai 
1915 die Zentralmächte nicht daran gehindert hat, Galizien 
von der ruſſiſchen Armee zu ſäubern. Der Aufmarſch der ita⸗ 
lieniſchen Armee dauerte ſo lange, und Cadorna ging auch 
ſpäter mit ſolcher Vorſicht zum Angriff über, daß Sſterreich⸗ 
Ungarn erſt nach der Wiedereroberung Galiziens größere 
Truppenmaſſen an die ſüdliche Grenze zu ſenden brauchte 
Eine andere Frage iſt es, ob die Hartnäckigkeit, welche 
Oſterreich-Ungarn in den Verhandlungen mit Italien an den 
Tag legte, Herrn Sonnino nicht die Ausführung ſeiner gegen 
den Dreibund gerichteten Politik erleichtert hat. Graf Berch⸗ 
told fiel wegen der italieniſchen Frage, weil Graf Tiſza ſein 
Entgegenkommen gegenüber den italieniſchen Erpreſſungs⸗ 
verſuchen mißbilligte und ſich von einer weniger verſöhnlichen 
Stellungnahme unſeres Außenminiſteriums größere Erfolge 
verſprach. Tiſza ſtand noch im Februar 1915 auf dem Stand⸗ 
punkte, daß jedes Zugeſtändnis an Italien wertlos ſei, weil ein 
italieniſcher Angriff nicht durch territoriale Konzeſſionen unſerer⸗ 
ſeits, ſondern nur durch den günſtigen Verlauf der kriege⸗ 
riſchen Operationen an der Oſt-⸗ und Weſtgrenze hintangehalten 
werden könne. In merito hatte er wohl recht, in taktiſcher Be⸗ 
ziehung glaube ich aber auch heute noch, daß Fehler begangen 
wurden und daß es vorteilhafter geweſen wäre, die Möglichkeit 
von Gebietsabtretungen im Trentino zuzugeben, dafür aber die 
italieniſche Regierung zu einer Erklärung darüber zu veranlaffen, 
welche Gegenleiſtungen ſie für dieſes Opfer auf ſich nehmen 
würde. Am Ballplatz trat man dieſer Auffaſſung damals mit 
großer Entſchiedenheit entgegen und fürchtete, alle Karten aus 
der Hand zu geben, wenn man Italien gegenüber auch nur von 
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der Möglichkeit der Preisgabe öſterreichiſchen Gebietes etwas ver; 
lauten laſſe. In der Politik läßt ſich die Probe auf gegenteilige, 
nicht zur Ausführung gebrachte Anſichten nicht anſtellen, es 
ſcheint mir aber doch, daß hierdurch eine breitere Verhandlungs⸗ 
grundlage geſchaffen worden wäre und Italien nicht ſo leicht einen 
Grund gefunden hätte, den Dreibund ex abrupto zu kündigen. 
Jedenfalls wäre unſere Stellung der deutſchen Regierung 
gegenüber eine viel ſtärkere geweſen, wenn ſich im Laufe der 
Verhandlungen gezeigt hätte, daß Italien ſich zu keiner Gegen⸗ 
leiſtung, nicht einmal zur Aufrechterhaltung der Neutralität 
bis zum Kriegsende verpflichten wolle. 

Italien hat im Weltkriege eine namhafte territoriale Ver⸗ 
größerung erfahren, ſeine nationalen Aſpirationen ſind bis auf 
den Erwerb des kleinen, noch zur Schweiz gehörigen Teſſin⸗ 
gebietes befriedigt, und es hat gute Ausſichten, jenſeits der 
Adria über die nationale Grenze hinaus imperialiſtiſche Ziele 
zu verwirklichen. 

Das Paſſivſaldo des Krieges iſt aber für das in ſeinen Fi⸗ 
nanzen zerrüttete und durch die revolutionäre Bewegung ernſt⸗ 
lich bedrohte Königreich ein ſehr großes. Durch die Bildung 
eines ſüdſlawiſchen Staates iſt es, was die Adriafrage betrifft, 
tatſächlich vom Regen in die Traufe gekommen. Der größte 
Paſſivpoſten iſt aber wohl die vollſtändige Abhängigkeit Italiens 
von den Weſtmächten, ſowohl auf politiſchem wie auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete. Für Italien wäre es vorteilhafter ge⸗ 
weſen, wenn die Mittelmächte den Krieg gewonnen hätten 
oder es wenigſtens zu einer partie remise gekommen wäre. 
Ein Abhängigkeitsverhältnis zu Deutſchland, wie es heute zu 
Frankreich und England beſteht, wäre auch im erſteren Falle 


unmöglich geweſen, Italien wäre immer wieder in die Lage 
gekommen, ſeine Schaukelpolitik zwiſchen den beiden Mächte⸗ 
gruppen wieder aufzunehmen, die ihm in den Vorkriegsjahren 
ſo nützlich war. 

Deshalb glaube ich auch, daß Italien im Laufe der nächſten 
Jahre wieder verſuchen wird, eine Anlehnung an Deutſchland 
zu finden, wenn es gelingen ſollte, das durch den Zuſammen⸗ 
bruch und die Revolution zu Boden geworfene Deutſche Reich 
in ein neues Energiezentrum für Mitteleuropa umzuwandeln. 
An die Verläßlichkeit der vom „sacro egoismo“ diktierten 
italieniſchen Politik glauben ſeine neuen Bundesgenoſſen heute 
wohl ebenſowenig, wie wir es vor dem Kriege taten. 


Der Weltkrieg. 


Der Balkankrieg war der erſte Auftakt eines großange⸗ 
legten panſlawiſtiſchen Planes zur Vereinigung aller Slawen 
unter ruſſiſcher Herrſchaft und damit zur Zertrümmerung 
Oſterreich⸗Ungarns. 

Die Vorausſetzungen für die Verwirklichung dieſes ehr⸗ 
geizigen Beginnens erſchienen durch die internationale Lage 
gegeben. In Petersburg rechnete man damit, daß das Ab⸗ 
leben Kaiſer Franz Joſephs, welches nach menſchlicher Vor; 
ausſicht nahe bevorſtand, zu einer allgemeinen Erhebung der 
unter ſeinem Zepter vereinigten Völker führen und die Mon⸗ 
archie ſich auflöſen werde. In England und Frankreich war 
der Glaube an die Notwendigkeit des Beſtandes Hfterreich- 
Ungarns für das europäiſche Gleichgewichtsſyſtem geſchwunden. 
Man erblickte in der Monarchie nur mehr eine Hilfskraft Deutſch⸗ 
lands und glaubte ben mitteleuropäiſchen Block an ſeiner 
Achillesferſe treffen zu können, wenn man eine Entwicklung 
förderte, die vorerſt den ganzen Balkan für die antideutſche 
Koalition nutzbar machen und ſpäterhin auch die flamifchen 
Gebiete Sſterreich-Ungarns dem deutſchen Einfluſſe entziehen 
ſollte. 

Für die Ausführung dieſes Planes war Serbien am Balkan 
der geeignetſte Exponent. Seine radikalen Staatsmänner 
hatten ſeit der Ermordung König Alexanders das Ziel verfolgt, 
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ihr Land zum Piemont der Südſlawen zu machen und dieſe 
auf Koſten Sſterreich⸗-Ungarns in einer Nation zu vereinigen. 
Der große Machtzuwachs, den Serbien im Balkankriege er; 
fahren hatte, galt ihnen als Etappe auf dieſem Wege, als Ab; 
ſchlagszahlung eines weit größeren Gewinnes in der Zukunft. 

Man kann der öſterreichiſchen Politik den Vorwurf machen, 
daß ſie die Löſung der ſüdſlawiſchen Frage auf außen⸗ und 
innenpolitiſchem Gebiete zu lange verzögert hat, daß ſie die 
ihr wiederholt gebotenen Gelegenheiten verſäumte, zu einem 
Zeitpunkte, wo Rußland anderswo engagiert war und man 
in Petersburg bereit geweſen wäre, Serbien dem öſterreichiſch— 
ungariſchen Rivalen gegen entſprechende Konzeſſionen am 
Schwarzen Meere preiszugeben. Für die Auseinanderſetzung 
zwiſchen Sſterreich-Ungarn und Serbien wäre zweifelsohne die 
Weltlage im Jahre 1903 und auch noch im Jahre 1908 eine 
günſtigere geweſen. Eine auf Eroberungen ausgehende aktive 
Politik hätte dieſe Gelegenheiten gewiß benutzt. Der kon⸗ 
ſervative und friedliche Charakter der öſterreichiſchen Außen⸗ 
politik war aber durch die Konſtruktion der Doppelmonarchie 
und durch die Überzeugung aller maßgebenden Stellen, daß 
Oſterreich-Ungarn keinen weiteren Gebietszuwachs gegen Oſten 
oder Süden aſſimilieren könnte, ſo feſt begründet, daß man 
den Entſchluß, gegen Serbien einzuſchreiten, erſt faßte, als 
der Brand das eigene Gebäude zu ergreifen drohte und die 
Aktion aus Notwehr zur Verteidigung des eigenen Beſitz— 
ſtandes unternommen werden mußte. 

Durch den Ausgang des Balkankrieges waren an unferer 
Südoſtgrenze unhaltbare Zuſtände geſchaffen worden. Serbien 
hatte aus dem Kriege unverhofft reichen Gewinn gezogen, 
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es hatte fein Gebiet faſt verdoppelt und war zu einer ſtarken 
Militärmacht geworden. Damit ſtiegen die Ausſichten für 
die Verwirklichung des großſerbiſchen Einigungsgedankens ins 
Unermeßliche. Nicht nur in Serbien ſelbſt, auch in den von 
Südſlawen bewohnten öſterreichiſch-ungariſchen Gebieten griff 
die Überzeugung um ſich, daß der Zuſammenbruch Sſterreich— 
Ungarns nahe bevorſtehend ſei und daß Jugoſlawien nur von 
Belgrad aus mit Hilfe der ſerbiſchen Armee und deren Ver⸗ 
bündeten geſchaffen werden könnte. In Belgrad tat der rührige 
ruſſiſche Geſandte Herr v. Hartwig ſein Beſtes, um die ſerbiſche 
Regierung in ihren ehrgeizigen Plänen zu unterſtützen. Serbien 
und Rumänien waren ſeit dem Bukareſter Frieden aufeinander 
angewieſen, und die Möglichkeit, Bulgarien für ein gemein⸗ 
ſames Vorgehen gegen Sſterreich⸗-Ungarn wiederzugewinnen 
und fo einen neuen Balkanbund unter ruſſiſcher Agide ins 
Leben zu rufen, war eine ſehr große. 

Dies war die politiſche Atmoſphäre an unſerer Südoſt⸗ 
grenze, als Erzherzog Franz Ferdinand nach Bosnien fuhr 
und dort den Tod fand. In den annektierten Provinzen hatten 
ſich die inneren Verhältniſſe ſeit dem Abſchluß des Balkan⸗ 
krieges andauernd verſchlechtert; zwar herrſchte noch äußerlich 
Ruhe im Lande, unter der Hülle aber glühten die von Belgrad 
aus geſchürten Feuer um ſo ſtärker. Alle Kenner des Landes 
hatten den Eindruck, daß eine Exploſion nahe bevorſtehend ſei. 
Namentlich in den Schulen hatte die großſerbiſche Propaganda 
ſo chaotiſche Zuſtände geſchaffen, daß eine regelrechte Fortführung 
des Unterrichts kaum mehr möglich erſchien. Die bosniſche 
Landesregierung erklärte auf das entſchiedenſte, daß ent 
ſprechende ſtrenge Maßregeln zur Abwehr der ſerbiſchen Agitation 
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unternommen werden müßten, wenn eine Kataſtrophe ver⸗ 
mieden werden ſolle. 

Die zu dieſem Zwecke von General Potiorek in Vorſchlag 
gebrachte Abwehraktion war ſo drakoniſcher Natur, daß ſie 
zu einer Militärdiktatur geführt und dem konſtitutionellen Syſtem 
der beiden Provinzen ein jähes Ende bereitet hätte. Es wäre 
vielleicht gelungen, die Länder auf dieſe Weiſe für einige Jahre 
zu galvaniſieren, ihre Entwicklung wäre aber in nicht wieder 
gutzumachender Weiſe aufgehalten worden. Eine ſolche Po; 
litik hätte früher oder ſpäter zum elementaren Ausbruch des 
Volkswillens führen müſſen. 

Unſer Ultimatum an Serbien wird erſt durch die Kenntnis 
dieſer innerpolitiſchen Situation in Bosnien und der Herzegowina 
verſtändlich: Infolge der von Rußland und deſſen Verbündeten 
unterſtützten großſerbiſchen Propaganda drohte das Experiment, 
den Bewohnern Bosniens und der Herzegowina allmählich 
einen den Zeitverhältniſſen entſprechenden Einfluß auf die 
Regierung ihres Landes einzuräumen, Schiffbruch zu leiden. 
Es blieben uns unter dieſen Umſtänden zwei Wege offen, der 
eine führte zur gepanzerten Fauſt, zu einem militäriſchen Pro⸗ 
viſorium, welches die neu annektierten Provinzen in Feindes 
land verwandelt hätte und auf die Dauer nicht aufrechtzuer— 
halten geweſen wäre, der zweite Weg, der dann auch beſchritten 
wurde, war der des chirurgiſchen Eingriffs gegen den Krank; 
heitserreger. Er wurde gewählt, weil man ſich die Möglichkeit 
erhalten wollte, die freiheitliche Entwicklung der Länder im 
Rahmen der Monarchie fortzuſetzen. Jede Verfaſſung muß, 
wenn ſie lebensfähig ſein ſoll, einen evolutionären Charakter 
tragen, beſonders trifft dies bei einem jungen und wenig ent: 
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wickelten Volksſtamm zu, der zur Freiheit und Selbſtregierung 
erſt herangezogen werden muß. Es iſt gewiß, daß die bosniſche 
Verfaſſungsfrage durch die dualiſtiſche Geſtaltung der Mon⸗ 
archie weſentlich kompliziert wurde und daß die Wünſche der 
Einwohner in einem Einheitsſtaat viel raſcher hätten befriedigt 
werden können. Ich kann aber mit gutem Gewiſſen ſagen, 
daß alle maßgebenden Faktoren in Wien und Budapeſt von 
der Notwendigkeit überzeugt waren, die politiſchen, kulturellen 
und wirtſchaftlichen Beſtrebungen Bosniens und der Herz 
zegowina nach Kräften zu unterſtützen und die Bewohner dieſer 
Länder zu zufriedenen Teilhabern am Reiche der Habsburger 
zu machen. Darum wurden auch die weitgehenden Anträge 
General Potioreks ſowohl von dem mit der Verwaltung Bos⸗ 
niens betrauten gemeinſamen Finanzminiſter Bilinſki wie auch 
von dem Grafen Berchtold und den beiden Miniſterpräſidenten 
auf das entſchiedenſte abgelehnt. Eine Zwangs herrſchaft in Bos⸗ 
nien, wie ſie General Potiorek befürwortete, hätte die Einigung 
des Balkans beſchleunigt, ſie wäre in Sofia als Bekenntnis 
unſerer Unfähigkeit, gegen Serbien direkt vorzugehen, ange⸗ 
ſehen worden. Die Einſicht, daß ein Fortſchreiten auf dem 
verfaſſungsmäßig gewieſenen Weg der Evolution bis zur voll⸗ 
ſtändigen Autonomie die innere Lage nur verſchlechtern und 
chaotiſche Verhältniſſe heraufbeſchwören müßte, ſolange gegen 
die großſerbiſche Wühlarbeit nichts unternommen werde, be; 
einflußte nach der Ermordung des Erzherzogs den Entſchluß 
zur Aktion gegen Serbien. Hinter Serbien ſtand Rußland 
und die beiden anderen Ententemächte, die Gefahr eines euro⸗ 
päiſchen Krieges war daher vorhanden, ſobald wir irgendetwas 
gegen Serbien unternahmen, unter der Vorausſetzung, daß 
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Rußland den Moment für gekommen hielt, loszuſchlagen, um 
ſeine weitgehenden Eroberungspläne zu verwirklichen. 

Ich habe nie geglaubt, daß die Ermordung des Erzherzogs 
Franz Ferdinand von maßgebender Stelle in Belgrad oder 
Petersburg aus vorbereitet oder gewollt worden iſt. Nach der 
damaligen Situation erſchien die Tat vielmehr als das vor; 
zeitige Losgehen einer geladenen Piſtole. Der neue Balkan⸗ 
bund war noch nicht geſchloſſen, und die ruſſiſchen Rüſtungen 
ſollten nach Anſicht der Militärs erſt im Jahre 1916 beendet 
ſein. Möglicherweiſe hatte die ruſſiſche Regierung auch nicht 
die Abſicht, auf unſer Ultimatum an Serbien ſogleich mit der 
Kriegserklärung zu antworten. Anfangs ſchien es, als wolle 
Herr Sazonoff temporiſieren, ſein Plan ging angeblich dahin, 
acht Armeekorps gegen uns zu mobiliſieren und uns durch eine 
militäriſche Aufſtellung an der galiziſchen Grenze in der Flanke 
zu bedrohen, um dann im gegebenen Augenblick ſeine Me⸗ 
diation anbieten und Serbien retten zu können. Durch den 
Suchomlinow⸗Prozeß iſt bekannt geworden, in welcher Weiſe 
dieſer an ſich durchaus glaubwürdige und dem Intereſſe Ruß⸗ 
lands entſprechende Plan durch die ruſſiſche Militärpartei durch⸗ 
kreuzt wurde. Jedenfalls geht aus der Berichterſtattung des 
Grafen Szapary in den letzten Tagen vor dem Kriegsausbruch 
hervor, daß der ruſſiſche Miniſter des Außeren nicht den Krieg 
um jeden Preis wollte und nach einem Wege ſuchte, um die 
Entſcheidung hinauszuſchieben, was ihm auch gelungen wäre, 
wenn der ruſſiſche Generalſtab dies nicht durch raſches Handeln 
unmöglich gemacht hätte ). 


1) Ich habe es bedauert, daß Sſterreich-Ungarn anläßlich der Er; 
mordung des Erzherzogs Franz Ferdinand die fremden Staatsober— 
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1 nn Graf Berchtold erblickte in der Mordtat von Serajewo 
Auffaſ⸗ 
ſung der Lage, den Höhepunkt in dem Zerſetzungsprozeſſe, der ſeit dem 
ſeine Anfrage 


in Berlin. Frieden von Bukareſt in Bosnien und der Herzegowina 


Un eingeſetzt hatte. Wie ich oben ausführte, war der Gedanke, 


a diefen Anlaß zu einer Auseinanderſetzung mit Serbien zu be; 
nützen und in Bosnien endlich reinen Tiſch zu machen, haupt⸗ 
ſächlich innerpolitiſchen Erwägungen entſprungen. Einerſeits 
waren alle maßgebenden Faktoren darüber einig, daß die Ver⸗ 
hältniſſe in den annektierten Ländern unhaltbar geworden 
waren, anderereits bildete auch die durch das Verbrechen an 
dem Thronfolger in der ganzen Monarchie, namentlich aber 
in den ſüdſlawiſchen Ländern hervorgerufene Erbitterung gegen 
Serbien ein Einigungsmoment, das ſchwer ins Gewicht fallen 
mußte. Rückſichten auf die außenpolitiſche Situation haben 
ſelbſtverſtändlich auch mitgeſprochen, namentlich die Befürch⸗ 
tung, daß Bulgarien über uns als zerfallenden Kadaver hin⸗ 
weggehen würde, wenn wir uns gegen die fortgeſetzten ſerbiſchen 
Übergriffe nicht wehrten. Trotzdem war Graf Berchtold nicht 


häupter nicht zu den Beiſetzungsfeierlichkeiten nach Wien eingeladen hat. 
Bei dem Eindruck, welchen das Verbrechen an dem Thronfolger allent—⸗ 
halben hervorgerufen hatte, wäre es vielleicht möglich geweſen, den Frie— 
denswillen in letzter Stunde neu zu beleben und ſo die drohende Kata— 
ſtrophe wenigſtens für einige Jahre aufzuhalten. Ich lege zwar ſolchen 
höfiſchen Veranſtaltungen keine große Bedeutung bei, es wäre aber doch 
vielleicht in dieſem Augenblick gelungen, den Kaiſer von Rußland, der 
den Krieg wegen der damit verbundenen Revolutionsgefahr fürchtete, 
von der furchtbaren Gefahr der ſerbiſchen Treibereien für den Weltfrieden 
zu überzeugen und ſo doch einen Aufſchub der Entſcheidung zu erreichen. 
Allerdings wäre der Zar kaum perſönlich zu den Feierlichkeiten erſchienen 
und war überdies der Einfluß der Panſlawiſten in Rußland ſchon ſo ſtark, 
daß es eines heroiſchen Entſchluſſes des Kaiſers bedurft hätte, um die 
Kriegspartei in Rußland zu unterdrücken. 


ein unbedingter Anhänger des ſofortigen Krieges gegen Serbien, 
ebenſowenig wie Kaiſer Franz Joſeph es war. Was er aber 
vermeiden wollte, war die neuerliche Anſpannung der inter⸗ 
nationalen Lage durch eine Bedrohung Serbiens unſererſeits, 
wie fie in den Jahren 1908 und 1912 erfolgt war, ohne daß 
dann die ſerbiſche Frage eine endgültige Löſung fand. Wir 
konnten die fortgeſetzte Beunruhigung durch den ſerbiſchen 
Nachbar nicht mehr ertragen, die wiederholten Mobiliſierungen 
unſerer Reſervejahrgänge drohten die Diſziplin in der Armee 
zu untergraben, Handel und Induſtrie ſtockten, und allen Kreiſen 
ſchien es damals, daß ein Krieg der ſeit ſechs Jahren andau⸗ 
ernden Bereitſchaft vorzuziehen wäre. Graf Berchtold wäre 
aber bereit geweſen, alle dieſe ſchwerwiegenden Gründe, die 
für den Krieg ſprachen, zurückzuſtellen und ſich im Gegenſatz 
zur ganzen öffentlichen Meinung in Sſterreich und Ungarn 
auf ein zuwartendes, der Auseinanderſetzung mit Serbien 
aus dem Wege gehendes Programm feſtlegen zu laſſen, wenn 
ihm eine ſolche Politik anläßlich ſeiner Anfrage in Berlin an⸗ 
geraten worden wäre. Ebenſoſehr wie die Entſcheidung über 
die Kriegsfrage lag ihm eine Regelung unſeres Verhältniſſes 
zu Bulgarien am Herzen, wie dieſe in einer von mir nach Berlin 
überbrachten Denkſchrift!) eingehend beſprochen wurde.“ 
Die von uns angeſtrebte Verſtändigung mit Bulgarien Die Verſtan— 


digung mit 


hatte bis dahin keine Fortſchritte gemacht, weil man in Berlin Bulgarien. 


) Die von dem öſterreichiſchen Staatsamte des Außern im Jahre 
1919 veröffentlichte Sammlung diplomatiſcher Aktenſtücke über die Vor— 
geſchichte des Krieges 1914 enthält wichtige Dokumente über den Kriegs; 
ausbruch. Die hier erwähnte Denkſchrift ſowie die Telegramme des 
öſterreich-ungariſchen Botſchafters in Berlin find in dieſer Sammlung 
erſchienen. 
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den Bulgaren nicht traute und fürchtete, Rumänien zu ver; 
lieren, wenn man ſich mit Bulgarien einlaſſe. Das Nachgeben 
des Berliner Kabinetts in dieſer Frage hätte immerhin eine ge⸗ 
wiſſe Sicherung für unſere Zukunft am Balkan geboten und 
wenigſtens die Gefahr der Begründung eines neuen Bundes 
aller Balkanvölker gegen uns verkleinert. Es iſt richtig, wenn 
in der nach dem Zuſammenbruch veröffentlichten Broſchüre 
des im Wiener Staatsamte des Außeren in Verwendung 
ſtehenden Archivars Dr. Gooß geſagt wurde, unſere Demarche 
in Berlin habe einen informativen Charakter gehabt. Wir 
hatten uns vorher auf keine Politik feſtgelegt, wenn auch die 
Möglichkeit eines ſofortigen Einſchreitens gegen Serbien von 
uns erwogen worden war und eine kriegeriſche Auseinander⸗ 
ſetzung mit dieſem Lande früher oder ſpäter unvermeidlich ſchien. 
Ich bedauere die Polemik, welche auf Grund der Gooßſchen 
Schrift über die Schuld am Weltkriege ausgebrochen iſt, und 
ſehe auch heute keinen Nutzen in dem Verſuch, die Verantwortung 
allein auf Oſterreich-Ungarn oder Deutſchland abzuſchieben, zur 
mal nicht objektive, ſondern politiſche Opportunitätsziele damit 
verfolgt wurden. Da aber die Kontroverſe in dieſer Form 
aufgeworfen worden iſt, halte ich mich für verpflichtet, feft; 
zuſtellen, daß ſowohl Graf Szögyény wie ich in Berlin den 
Eindruck gewannen, daß die deutſche Regierung für ein ſofor⸗ 
tiges Einſchreiten unſererſeits gegen Serbien eingenommen 
war, obwohl ſie die Gefahr klar erkannte, daß ein Weltkrieg 
daraus entſtehen konnte. Dies geht auch aus dem Telegramm 
des Grafen Szögyeny vom 6. Juli 1914 hervor, in welchem 
geſagt wird, vom internationalen Standpunkt halte der Reichs⸗ 
kanzler den gegenwärtigen Augenblick für günſtiger als einen 
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ſpäteren. Herr von Tſchirſchky teilte dieſe Auffaſſung, es ift aber 
meiner Anſicht nach falſch, ihn allein als Kriegshetzer hin⸗ 
zuſtellen. 

Eine genaue Einſicht in die Beweggründe, welche die 
deutſche Regierung zu einer ſo rückhaltloſen Unterſtützung 
unſerer Kriegspolitik veranlaßten, wird möglicherweiſe das 
Studium der nunmehr veröffentlichten deutſchen Archive aus 
der Zeit vor dem Kriegsausbruch bringen. Den Erinnerungen 
des Staatsſekretärs von Jagow iſt zu entnehmen, daß man 
in Berlin ernſtlich über die Schwächeerſcheinungen beſorgt 
war, die ſich in den letzten Friedensjahren in Oſterreich⸗Ungarn 
gezeigt hatten, daß man an unſerem Werte als Bundes; 
genoſſe zu zweifeln begann und einer Verſchiebung der Kräfte; 
verhältniſſe Europas vorbeugen wollte, die ſich zuungunſten 
Deutſchlands vollziehen mußte, wenn Rußland nach dem Aus⸗ 
bau der Bahnlinien, Ergänzung der Artillerie und Vergröße⸗ 
rung des Rekrutenkontingents ſtrategiſch „fertig“ war, Hfter; 
reich⸗-Ungarn aber, bei zunehmender Erſchlaffung, der groß 
ſerbiſchen und panſlawiſtiſchen Propaganda immer mehr zum 
Opfer fiel. Vertraulich uns zugekommenen Informationen 
zufolge hatte man in Berlin ſchon im Frühjahre 1914 ſehr 
ernſte Nachrichten aus Rußland über die zunehmende Schlag⸗ 
fertigkeit des ruſſiſchen Heeres erhalten und ſich mit der Mög⸗ 
lichkeit eines Krieges beſchäftigt. Das Problem ſtellte ſich da; 
mals einfacher als jetzt, wo die Imponderabilien des Kriegs; 
glückes und der Art der Kriegführung im modernen Kriege 
noch unbekannte Komponenten waren und niemand die lange 
Dauer des Krieges vorausſehen konnte. Auf Grund des Wehr— 


beitrages hatte die deutſche Armee eben eine namhafte Ver— 
Hoysos, Europ, Politik. 6 
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ſtärkung erfahren, das Vertrauen in ihre Schlagfertigkeit war 
ein unbegrenztes, man rechnete faſt allgemein mit einer Kriegs⸗ 
dauer von höchſtens ſechs Monaten und konnte daher auch den 
Wert der englichen Bundeshilfe für Frankreich und Rußland 
niedrig einſchätzen. All dieſes hat zweifellos dazu beigetragen, 
daß die maßgebenden Kreiſe in Berlin, obwohl ſie den Frieden 
bewahren wollten und ſich ganz ehrlich nach dem Kriegsaus⸗ 
bruch als die Angegriffenen betrachtet haben, ſich auch durch 
die Eventualität des Weltkrieges nicht davon abhalten ließen, 
uns in unſerer geplanten Aktion gegen Serbien zu ermuntern. 

Eine erfolgreiche Strafexpedition Öfterreich-Ungarng gegen 
Serbien und die im Anſchluſſe hieran ſich als ſelbſtverſtändlich 
ergebende Löſung der ſüdſlawiſchen Frage im öſterreichiſchen 
Sinne hätte, vom europäiſchen Standpunkte aus beſehen, 
das größte Gefahrenmoment für den Frieden unſeres Kontinents 
beſeitigt und eine Periode der Ruhe und Konſolidierung ein⸗ 
leiten müſſen. Weder engliſche noch franzöſiſche Intereſſen 
wurden durch dieſen Waffengang berührt, im Gegenteil, wäre 
der deutſch⸗engliſche Gegenſatz nicht vorhanden geweſen, wäre 
England nicht im Lager der Tripleentente geſtanden, ſo hätte 
es eine ſolche Aktion wahrſcheinlich unterſtützt. Denn England 
konnte kein Intereſſe daran haben, Rußland zum Herrn des 
Balkans zu machen und Konſtantinopel auf dieſe Weiſe preis⸗ 
zugeben. Wir haben alles, was in unſerer Macht ſtand, getan, 
um den Konflikt zu lokaliſieren, wir haben uns ſogar zu der 
Erklärung verſtanden, daß wir kein ſerbiſches Gebiet dauernd 
in Beſitz nehmen würden, um die ruſſiſche Intervention hintan⸗ 
zuhalten. Für Rußland handelte es ſich aber in der ganzen 
Frage um ein tieferliegendes Problem. Dank der engliſchen 
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Unterſtützung hatte es eine Ausgangsſtellung für weitgehende 
Eroberungspläne auf unſere Koſten erreicht, und ein Zurück⸗ 
weichen in der ſerbiſchen Frage hätte das ganze von Iswolſki 
errichtete Gebäude ſprengen und den Zuſammenbruch der 
Tripleentente herbeiführen können. 

Vielfach wird heute gegen unſere und die deutſche Dis 
plomatie der Vorwurf erhoben, daß wir die Unmöglichkeit 
für Rußland, nachzugeben und ſich an dem ſerbiſchen Kon⸗ 
flikte nicht zu beteiligen, in unſeren Berechnungen nicht ge⸗ 
nügend berückſichtigt hätten, daß es ein Unrecht war, die „aut- 
aut“⸗Frage zu ſtellen und Rußland mit feinen Verbündeten 
in eine Zwangslage hineinzudrängen, aus der es nur mehr 
einen Ausweg, den Krieg, gab. Wer ſolche Vorwürfe erhebt, 
verkennt die damalige Sachlage. Hätten wir eine radikale Lö⸗ 
ſung des ſerbiſchen Problems damals unterlaſſen und uns 
wie im Jahre 1908 mit einem diplomatiſchen Erfolg begnügt, 
ſo wäre die Stellung Rußlands am Balkan in keiner Weiſe 
beeinträchtigt worden. Es hätte die Wühlarbeit gegen uns 
in Serbien fortgeſetzt und die kriegeriſche Entſcheidung zu dem 
geeignetſten Zeitpunkte herbeiführen können. Sowohl in Öfter; 
reich⸗Ungarn wie in Deutſchland war man davon überzeugt, 
und dieſe Überzeugung war nach den allgemeinen Prämiſſen 
eine durchaus berechtigte, daß Rußland auf den Krieg metho⸗ 
diſch hinarbeite und daß die einzige Möglichkeit, einen europäi⸗ 
ſchen Konflikt allenfalls zu vermeiden, darin liege, das Gleich; 
gewichtsverhältnis zwiſchen Dreibund und Tripleentente zu— 
gunſten der mitteleuropäiſchen Mächtegruppe zu redreſſieren, 
ſolange es noch zweifelhaft war, ob die ruſſiſchen Rüſtungen 
jenen Grad der Bereitſchaft erreicht hatten, der genügte, um 
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die Regierung in Petersburg zum Losſchlagen zu bewegen. 
So erſchien die Aktion gegen Serbien den verantwortlichen 
Staats männern in Wien und Berlin als ein letzter, allerdings 
ſehr problematiſcher Verſuch, den Weltenbrand zu vermeiden, 
indem die in Belgrad angezündete Lunte noch in elfter Stunde 
gewaltſam entfernt wurde. 

Die Angſt, daß das Gefüge der Tripleentente einen Riß 
erhalten und damit die engliſche Einkreiſungspolitik gegen 
Deutſchland illuſoriſch werden würde, hat die engliſchen Staats⸗ 
männer gezwungen, in Petersburg alles zu unterlaffen, was 
dort als Unterbindung der durch die Weltlage für die ruſſiſche 
Politik gebotenen Möglichkeiten aufgefaßt werden konnte. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß ſowohl der franzöſiſche 
wie der engliſche Botſchafter in jenen für Rußland verhängnis⸗ 
vollen letzten Julitagen eher für als gegen eine kriegeriſche 
Entſcheidung arbeiteten, mögen ſie nun den Krieg gewollt 
oder aber gehofft haben, den Mittelmächten neuerlich eine 
diplomatiſche Niederlage zu bereiten. Ohne dieſe moraliſche 
Rückendeckung hätte ſich der Kaiſer von Rußland wohl nie 
mals dazu entſchloſſen, den allgemeinen Mobiliſierungsbefehl 
zu unterſchreiben und damit das tragiſche Schickſal ſeines Hauſes 
und Reiches zu beſiegeln. 

Für ein ſelbſtbewußtes und in ungeahnter Entwicklung 
begriffenes, kraftſtrotzendes Volk, wie es das deutſche damals 
war, konnte ſich die Frage, eine kriegeriſche Verwicklung um 
jeden Preis zu vermeiden, um den Frieden zu erhalten, gar 
nicht ſtellen. Die ganze Rüſtungspolitik der letzten Jahre wäre 
ſinnlos geweſen, wenn man der „ultima ratio“ unter allen 
Umſtänden hätte ausweichen wollen. Macchiavelli ſagt in ſeinem 
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„Fürſten“, man dürfe einem Kriege nie aus dem Wege gehen 
denn man erreiche damit nur das eine, daß der Krieg ſpäter 
um ſo unvermeidlicher werde, jedoch unter ungünſtigeren Um⸗ 
ſtänden geführt werden müſſe. Die europäiſche Politik war 
eine Kriegspolitik, wie es Lowes Dickinſon in ſeinem wertvollen 
Buche „The European Anarchy“ in überzeugender Weiſe 
darlegt. Man ſtellte ſich in Berlin auf den damals durchaus 
berechtigten Standpunkt, daß man den Krieg zwar nicht wolle, 
ihn aber ſchlagen müſſe, wenn das europäiſche Allianzſyſtem 
ihn heraufbeſchwöre. Die Schuld am Weltkriege liegt nicht 
an einzelnen Perſonen, ſondern am erſtarrten Allianzſyſtem 
Europas und an der hierdurch geförderten Rüſtungspolitik. 
Wie überall in unſerer mechaniſierten Zeit, war auch in der 
europäiſchen Politik die Maſchine zu mächtig geworden. Es 
fehlte der geniale Staatsmann, der, ihre Gefahren aus der 
Vogelperſpektive erkennend, neue Wege eingeſchlagen hätte. 
Ein Titane wie Bismarck hätte durch eine gewaltſame Wen⸗ 
dung den Weltkrieg vielleicht vermeiden können. 

Ich hatte während des Krieges einmal Gelegenheit zu 
einer längeren Ausſprache mit einem engliſchen Diplomaten 
über die Urſachen des Krieges. Er gab mir im Weſen zu, daß 
wir berechtigt waren, gegen Serbien vorzugehen, ließ auch den 
von mir vorgebrachten Vergleich mit dem Burenkrieg gelten, 
erklärte aber, der Burenkrieg habe den Weltfrieden nicht in 
Frage geſtellt, und bezeichnete es als ein Verbrechen Sſterreich— 
Ungarns, daß es eine Aktion gegen Serbien begonnen habe, 
welche Rußland und damit die ganze Entente in den Weltkrieg 
hineingezwungen hätte. Damit gab er zu, daß die Entente 
durch ihre Abmachungen ſo gebunden war, daß ſie gegen ihren 
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Willen in den Krieg gedrängt wurde, als das ſerbiſche Ge— 
ſchwür aufging. Die ganze Frageſtellung wird durch eine ſolche 
Argumentation verſchoben. Im Intereſſe des Weltfriedens 
verlangte die Entente von uns, daß wir der gegen uns ge⸗ 
richteten ſerbiſchen Wühlarbeit, welche ſie unterſtützte, keinen 
Widerſtand leiſten ſollten. 

Die Sal Anfangs hatte es den Anſchein, als billige England unſer 

Englands Vorgehen gegen Serbien und als würde es auf die Lokaliſie⸗ 
rung des Konfliktes hinarbeiten. Erſt als man in London be⸗ 
merkte, daß die Kriegspartei in Petersburg die Führung über; 
nommen habe, änderte ſich der Ton. Die Wut der Engländer 
richtete ſich dann gegen Deutſchland, weil es uns nicht in den 
Arm gefallen war. Eine Verhinderung des Kriegsausbruches 
durch eine Konferenz hätte die ſerbiſche Frage für uns offen 
gelaſſen, ob die europäiſche Politik damit in ein beſſeres Fahr⸗ 
waſſer gelangt wäre und eine Verſtändigung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und England, wie fie Sir Edward Grey in einer Unter; 
redung mit dem deutſchen Botſchafter noch kurz vor dem Kriegs⸗ 
ausbruch in Ausſicht ſtellte, möglich geweſen wäre, bleibt eine 
offene Frage. Jedenfalls hätte dieſe Verſtändigung nur auf 
unſere Koſten erfolgen können, man wäre in Berlin genötigt 
geweſen, über das ſterbende Oſterreich⸗-Ungarn hinwegzugehen, 
um neue Bundesgenoſſen zu ſuchen. Nach all dem Furcht; 
baren, was die Welt in den Kriegsjahren und ſeither durch⸗ 
gemacht hat, kann die Liquidierung der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie auf friedlichem Wege, wie ſie ſich allmählich bei 
fortſchreitendem Verfalle, ähnlich wie dies in der Türkei ge⸗ 
ſchehen iſt, vollzogen hätte, faſt als das kleinere Übel erſcheinen. 
Im Jahre 1914 aber herrſchte noch keine Anämie in unſerem 
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Organismus, wie ſie der Krieg hervorgerufen hat, und kein 
verantwortlicher öſterreichiſch-ungariſcher Staatsmann konnte 
damals daran denken, ſich dem unvermeidlichen Tod wehrlos 
preiszugeben. Auch in Berlin dachte niemand an eine ſolche 
Verleugnung der bis dahin befolgten Dreibundpolitik. Man 
fühlte ſich kriegsbereit und wollte durchaus nicht den Frieden 
um jeden Preis erkaufen. Die in der Marokko- und Agadir⸗ 
Kriſe gemachten Erfahrungen hatten den deutſchen Staats- 
männern die Überzeugung beigebracht, daß ihre Friedens⸗ 
politik die zum Kriege treibenden Elemente in der Entente 
geſtärkt und die Lage Deutſchlands verſchlechtert habe. Man 
hoffte in Berlin, daß unſere Aktion gegen Serbien lokaliſiert 
bleiben würde und daß die Stärkung, welche Sſterreich— 
Ungarn durch Beſeitigung der großſerbiſchen Gefahr er— 
halten mußte, auf die Weltlage im allgemeinen im Sinne 
der Befeſtigung des Friedens günſtig einwirken würde. Wenn 
man die Gefahr beziehungsweiſe die Möglichkeit des Aus⸗ 
bruches eines europäiſchen Krieges nicht als abſolutes Hinder⸗ 
nis gegen unſere ſerbiſche Aktion empfand, ſo ließ man ſich dabei 
von der Vorausſetzung leiten, daß dieſer Krieg an und für ſich 
unvermeidlich ſein würde, wenn die Kriegspartei in Rußland 
ihren Einfluß auf die internationale Politik beibehielte und 
weiter von England unterſtützt werde. Durch die Probe aufs 
Exempel ſollten die vernünftigen Elemente, namentlich Kaiſer 
Nikolaus, zur Beſinnung und Abkehr von der Kriegspolitik 
bewogen werden, gelang dies nicht, ſo war dies ein Beweis 
dafür, daß der Krieg nicht zu vermeiden war. Im Jahre 1914 
konnte er nach Anſicht aller leichter beſtanden werden, als ein 
bis zwei Jahre ſpäter, wo der öſterreichiſch-ungariſche Bundes; 
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genoſſe durch den Verfallsprozeß noch mehr an feiner Schlag⸗ 
kraft eingebüßt haben würde. Unſere Gegner haben ein be⸗ 
greifliches Intereſſe daran, den Krieg in den Augen ihrer ſchwer 
geprüften Völker als den vollkommen unbegründeten und 
unprovozierten Akt einiger deutſcher und öſterreichiſch-ungari⸗ 
ſcher Abenteurer hinzuſtellen und Sühne für das der Menſchheit 
angetane „Verbrechen“ zu fordern. Die Wahrheit liegt aber 
anderswo. Der Weltkrieg war die notwendige Folge eines 
ungeſunden politiſchen Gleichgewichtsſyſtems, das im Laufe 
der Zeit in den Kampf zweier Mächtegruppen um das Über⸗ 
gewicht in Europa ausgeartet und deſſen Schwerpunkt ſo 
ſtark labil geworden war, daß auch ein lokaler Anlaß 
zum Zuſammenbruch führen konnte. Dieſer Anlaß war aber 
im gegebenen Falle eine Lebensfrage der zunächſt Beteiligten. 
Oſterreich-Ungarn hatte alles Intereſſe daran, den Frieden 
Europas geſichert zu ſehen, und Deutſchland hatte die Gewiß⸗ 
heit, auf friedlichem Wege viel mehr zu erreichen als in einem 
Weltkriege, der nach menſchlicher Vorausſicht Siegern und 
Beſiegten die gleichen Nachteile bringen mußte. Das Welt; 
gericht hat gegen die Mittelmächte entſchieden, Oſterreich⸗-Ungarn 
iſt zertrümmert und Deutſchland zu Boden geworfen. Dies 
macht die in der Heimat erhobenen Anklagen gegen jene, welche 
nach außen hin den letzten Anlaß zum Kriegsausbruch gaben, 
verſtändlich, ändert aber nichts an der Wahrheit, daß die letzten 
Entſcheidungen aus einer Zwangslage hervorgegangen ſind und 
nur das unvermeidliche Endglied einer hiſtoriſchen Kauſalkette 
darſtellen ). 


1) In ſeinem Appell an die Intellektuellen Europas hat der Cam⸗ 
bridger Profeſſor und bekannte Pazifiſt Bertrand Ruſſell ſehr richtig über 


die Schuldfrage geſagt, es gebe für ihn in dieſem Kriege keine größere 
Überraſchung als der fortgeſetzte Appell an Argumente, die jeder zivili⸗ 
ſierte Menſch im Frieden mit Ekel zurückgewieſen hätte. Die Deutſchen 
ſprechen vom brutalen Egoismus Englands und ſtellen Deutſchland hin, 
als verteidige es ein großes Ideal gegen eine Welt von Neidern. Die 
Engländer wieder ſprechen von dem zügelloſen Militarismus in Deutſch— 
land, von deſſen Machthunger; von ſich behaupten ſie, ſie hätten den Krieg 
zum Schutze der kleinen Nationen und um die Heiligkeit der Verträge 
zu wahren begonnen. In kaltem Blute würden viele, die heute ſo ſprechen, 
merken, daß ſie melodramatiſch fabeln. Alle Staaten ſind zu allen Zeiten 
vor allem Egoiſten geweſen. Es könne zufällig vorkommen, daß ein Staat, 
der ſein eigenes Intereſſe verfolgt, dabei auch die Ziviliſation fördere 
oder die Heiligkeit der Verträge verteidige. Kein unparteiiſcher Beobachter 
könne aber eruſtlich glauben, daß ein Staat für ſolche Zwecke Millionen 
von Menſchenleben und Milliarden von Pfund Sterling opfern würde. 
Zu ſolchen Opfern habe ſich ein Staat noch nie entſchloſſen, außer die Bes 
friedigung ſeines nationalen Intereſſes ſei im Spiele geweſen. Bevor 
man nicht einſehe, daß alle Staaten, die an dieſem Kriege teilnahmen, 
ohne Ausnahme vollſtändige Egoiſten ſeien, werde man über die Folgen 
des Krieges keine auf Wahrhaftigkeit beruhenden Gedanken faſſen können. 
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In den vorhergehenden Ausführungen habe ich darzutun 
verſucht, daß der deutſch-engliſche Gegenſatz das vom Fürften 
Bismarck aufgebaute kontinentale Friedens⸗ und Gleichge⸗ 
wichtsſyſtem zerſtört und zuletzt den Weltkrieg heraufbeſchworen 
hat. Ich erinnere mich heute noch eines Geſprächs, das ich bei 
Ausbruch des Krieges mit einem deutſchen Publiziſten hatte 
und in deſſen Verlauf ich die Bemerkung fallen ließ, der ganze 
Krieg wäre ſinnlos, wenn er nicht in ſeinen Folgen zur end⸗ 
gültigen Einigung Europas führe. Die Staatenpolitik iſt 
meiner Überzeugung nach jeweilig durch beſtimmte, wenn auch 
dem menſchlichen Erkenntnisvermögen nicht immer faßbare 
Polariſierungsgeſetze höherer Ordnung bedingt, ſie ſchafft nur 
Dauerndes, Lebensfähiges, inwieweit fie dieſen Geſetzen ent; 
ſpricht. Tatſächlich kann man als Grundton der europäiſchen 
Geſchichte der letzten oo Jahre eine zur Konſolidierung und 
organiſchen Verbindung hinſtrebende Tendenz verfolgen, die 
durch falſche Maßnahmen einzelner jeweilig unterbrochen, doch 
im großen und ganzen immer wieder in Erſcheinung trat. 

Überblickt man von dieſem Geſichtspunkte aus die Ge⸗ 
ſchehniſſe der letzten Jahrzehnte, ſo muß man ſich ſagen, daß 
Fürſt Bismarck nach der Begründung des Deutſchen Reichs 
durch ſeine maßvolle und weitblickende Gleichgewichtspolitik den 
Weg eingeſchlagen hat, der, den Polariſierungsgeſetzen ſeiner 
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Zeit entſprechend, allmählich zu einer friedlichen Einigung 
Europas führen mußte. Der Friedensblock, den er mit engli⸗ 
ſcher Konnivenz im Herzen Europas geſchaffen hatte, dem Ru⸗ 
mänien und Spanien nähergetreten waren, konnte im Laufe 
der Zeit eine ſolche Anziehungskraft gewinnen, daß auch Frank⸗ 
reich trotz des Revanchegedankens in ſein Syſtem hineingezogen 
worden wäre. Man iſt zeitweilig dieſem Ziele näher geweſen 
als bekannt wurde. Realiſierbar war es aber nur unter der 
Vorausſetzung, daß es den Nachfolgern des Fürſten in der 
Wilhelmſtraße gelungen wäre, das Kapital an perſönlichem 
Vertrauen, welches Bismarck ſich in Europa erworben hatte, 
intakt zu erhalten. Dazu mußten ſie naturgemäß alles ver⸗ 
meiden, was als ein Übergreifen Deutſchlands in fremde, 
alterworbene Intereſſenſphären gedeutet werden konnte. Dies 
iſt, wie wir wiſſen, nicht geſchehen, beſonders was England 
betrifft; die deutſche Politik ſchlug im Gegenteil nach Bismarcks 
Entlaſſung neue Wege ein, die eine Bedrohung der engliſchen 
See⸗ und Weltherrſchaft in ſich ſchloſſen. Ohne die tätige Mit⸗ 
wirkung des Inſelreiches wird ſich die Einigung Europas aber 
niemals durchführen laſſen. Daß Fürſt Bismarck es verſtand, 
ſein Syſtem auf ſolchen Grundlagen zu fundieren, daß die 
engliſche Politik darin ihren eigenen Vorteil finden mußte, 
iſt wohl eine der größten Leiſtungen dieſes Staatsmannes 
geweſen. Der Bruch mit England erfolgte, weil der „neue Kurs“ 
Deutſchland über die durch feine kontinentalen Intereſſen ge; 
zogenen Grenzen hinausdrängte, die engliſche Seeherrſchaft 
bedrohte und ſo die eigene funktionelle Miſſion des Deutfchen 
Reichs als Wächters des europäiſchen Friedens vergaß. 
Man kann darüber ſtreiten, ob eine dauernde Konſolidie— 


— 92 — 


rung Europas im Sinne meiner Auffaſſung überhaupt möglich 
war und ob die Völkergeſchichte nicht immer den Kampf heran⸗ 
wachſender Rivalen gegen den jeweils Stärkſten als Lebens⸗ 
prinzip in ſich trägt. Wer dies glaubt, muß die deutſche Po⸗ 
litik der letzten 30 Jahre in ihren Grundzügen gutheißen und 
kann ihren Fehlern nur taktiſche, nicht aber meritoriſche Be⸗ 
deutung zuerkennen. Ich aber bin anderer Anſicht; ich er⸗ 
blicke im Weltkriege die Folge einer willkürlich auf falſche Bah⸗ 
nen gelenkten Politik und halte den Krieg darum für eine 
Krankheitserſcheinung, für eine Unterbrechung des natürlichen 
Werdeganges der europäiſchen Entwicklung. Es beſtand keine 
organiſche Notwendigkeit dafür, daß England dasſelbe Schickſal 
erleide wie ſeinerzeit Holland oder Spanien und daß Deutſchland 
nicht nur Europa, ſondern die Welt beherrſche. Dazu hatte 
das deutſche Volk keine größere Veranlagung als das engliſche, 
im Gegenteil. Aber durch dieſen Ehrgeiz wurde es ſeiner eigent⸗ 
lichen europäiſchen Aufgabe entfremdet, dieſe wurde ihm ge⸗ 
radezu unmöglich gemacht, ſobald England in Deutſchland 
den gefährlichſten Konkurrenten ſah und ſich gegen die deutſche 
Gefahr dadurch ſchützte, daß es das junge europäiſche Eini⸗ 
gungswerk durch eine widernatürliche Umkehr der Bündniſſe 
zerſchlug und ſich jenen Mächten anſchloß, die alles Intereſſe 
daran hatten, den mitteleuropäiſchen Friedensblock zu ſprengen. 
Man behauptet heute vielfach, Deutſchland habe den Welt⸗ 
krieg verloren, weil es kein beſtimmtes Kriegsziel mit ent⸗ 
ſprechender Zähigkeit verfolgte, ich möchte dieſe Auffaſſung 
dahin modifizieren, daß Deutſchlands nicht formulierbares und 
an ſich unbegrenztes Kriegsziel ebenſo wie die vorhergegangene 
Flottenpolitik mit der durch die organiſche Entwicklung Eu⸗ 
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ropas gegebenen Determinierung der deutſchen Politik im 
Widerſpruche ſtand und darum nicht durchdringen konnte. 

Noch eines wäre in Betracht zu ziehen. An einer Stelle 
ſeiner Weltgeſchichte ſagt Leopold von Ranke: „Neben den 
Staatsbegebenheiten, die unſere Vorväter wohl als Emergenzien 
bezeichnen, erſcheint in einer tieferen Schicht auch immer eine 
mit den erſteren zuſammenhängende, aber doch von ihnen 
abweichende innere Bewegung, durch welche die gleichzeitigen 
Ereigniſſe modifiziert und ſpätere vorbereitet werden.“ Die 
innere Bewegung, welche den Zeitraum ſeit der franzöſiſchen 
Revolution beherrſchte, iſt der Drang der unteren Volksſchichten, 
möge es ſich nun um Bourgeoiſie oder Proletariat handeln, 
nach größerer Machtbetätigung. Die konſervative Politik Bis⸗ 
marcks hat dieſer Bewegung beharrlich widerſtanden, er ſelbſt 
fand den Ausdruck des „rocher de bronze“ für ſich, er hat 
das Reich gegen die demokratiſche Welle aufgerichtet und 
erblickte in Deutſchland nicht nur das Fundament des euro⸗ 
päiſchen Friedens, ſondern auch das wirkſamſte Bollwerk gegen 
die Revolution. In ſeiner ſtarken Hand bedeutete dieſe doppelte 
Funktion einen Gewinn für Deutſchland, ſchon deshalb, weil 
die Bewegungsfreiheit der deutſchen Politik durch ſie ſtreng 
abgegrenzt wurde und der verantwortliche Leiter ſich ſagen 
mußte, daß jeder europäiſche Krieg die durch die Reichsgründung 
gebundenen revolutionären Kräfte in und außerhalb Deutſch⸗ 
lands wieder frei machen müſſe. Vielleicht iſt hierin der Grund 
für das Vertrauen zu ſuchen, das Fürſt Bismarck ſich ſowohl 
in Petersburg als auch in London erworben hatte. In beiden 
Städten muß man die Grenzen der Betätigungs- 
möglichkeiten Deutſchlands, wie ſie durch dieſe konſervative 
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Einſtellung gegeben war, gekannt haben. In Rußland baute 
man auf die monarchiſche Geſinnung des erſten Kanzlers, 
in England aber wußte man, daß er Deutſchland nicht zum 
einſeitig wirtſchaftlich orientierten Handelsſtaat werden laſſen 
könne, ohne den demokratiſchen und revolutionären Strömun⸗ 
gen der Zeit neue Wege zu öffnen und damit die Grundfeſten 
ſeines Syſtems zu erſchüttern. Auch in wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung blieb die Bismarckiſche Politik eine konſervative, boden⸗ 
ſtändige. Der erſte Reichskanzler konnte natürlich die ökonomi⸗ 
ſche Entwicklung eines großen Reichs, wie es Deutſchland war, 
nicht aufhalten wollen, aber ein gewiſſes geſundes und von 
politiſchen Erwägungen diktiertes retardierendes Moment lag 
zweifelsohne in der von ihm vertretenen deutſchen Handels⸗ 
politik. Unter ſeinen Nachfolgern verſchwanden dieſe Hem⸗ 
mungen, der deutſche Welthandel trat in den Vordergrund, 
mit der ungeahnten Entwicklung der deutſchen Induſtrie wuchs 
die Macht des deutſchen Proletariats und ein Werdegang, 
der nach außen hin, bei Außerachtlaſſung der Rückſichten auf 
alterworbene Rechte anderer, die Handelskonkurrenz zu einem 
Politikum erſter Ordnung erheben und Deutſchland alle Welt 
zum Feinde machen ſollte, ſtärkte im Innern die aufſtrebende 
Demokratie und ihre roten Ausläufer. 

Das Freundſchaftsverhältnis Englands zu Deutſchland 
hatte den großen Vorteil, daß die auf die Unterſtützung der 
konſervativen Politik Bismarcks fundierte auswärtige Orientie⸗ 
rung Englands von einer Verbindung mit der demokratiſch⸗ 
revolutionären Bewegung Europas ferngehalten wurde. Das 
Konzept änderte ſich gründlich, ſobald England ſich mit Frank⸗ 
reich verbündete. Sehr charakteriſtiſcherweiſe hörte man erſt 
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von dieſem Zeitpunkte an davon, daß engliſche Freimarerlogen 
mit franzöſiſchen und italieniſchen in politiſche Verbindung zu 
treten und ihren Einfluß geltend zu machen begannen. Jede 
politiſche Einſtellung unterliegt dem Geſetze der Wahlverwandt— 
ſchaften, jede findet die ihr naturgemäßen Freunde und Bundes⸗ 
genoſſen. Ich zweifle nicht daran, daß die engliſche Freimaurerei 
ebenſo wie jene aller anderen Länder ſchon vor der Entente 
mit Frankreich von demokratiſch⸗revolutionären Strömungen 
durchſetzt war, eine Bedeutung konnten dieſe aber erſt gewinnen, 
als die engliſche Politik ſich ſo gewendet hatte, daß ſie die frei⸗ 
heitliche Bewegung in Europa für ihren Zweck verwenden zu 
können glaubte. In welch wirkſamer Weiſe England es ver⸗ 
ſtanden hat, die weltumfaſſende Organiſation der Freimaurerei 
in ſeinen Dienſt zu ſtellen, haben wir im Weltkriege erfahren. 

Man kann ſich heute die Frage vorlegen, ob die durch den 
Weltkrieg vollzogene Demokratiſierung Europas nicht eine 
Notwendigkeit war, ob unſere Gegner alſo nichts anderes getan 
haben, als eine reife Frucht zu pflücken. In gewiſſer Hinſicht 
iſt dies richtig, die Lebenslinie des deutſchen Volkes ſtrebte 
ſchon vor dem Kriege der demokratiſchen Staatsform zu, die 
Faſſade der altpreußiſchen Inſtitutionen entſprach nicht mehr 
der zunehmenden Kapitaliſierung und Induſtrialiſierung der 
Volkswirtſchaft. Aber man kann den nachbismarckiſchen Len⸗ 
kern der deutſchen Politik den Vorwurf machen, daß ſie dieſen 
an ſich vielleicht unvermeidlichen Umwandlungsprozeß mehr als 
nötig beſchleunigt haben, indem ſie ihren politiſchen Apparat 
ganz in den Dienſt der aufſtrebenden Induſtrie ſtellten und 
ſo eine Organiſation groß werden ließen, deren fie nicht mehr 
Herr waren. Auch die Handelskonkurrenz wäre in das deutſche 
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Friedensſyſtem einzugliedern geweſen, wenn man die kom⸗ 
merziellen Intereſſen den höheren politiſchen untergeordnet 
hätte. An ſich war das Bismarckiſche Axiom, wonach die Han⸗ 
delsbeziehungen mit der Staatenpolitik nichts zu tun hätten, 
vielleicht falſch, als pragmatiſche Einſtellung bot ſie aber jeden⸗ 
falls größere Friedensbürgſchaften als die Anſchauung, die 
ſpäter um ſich griff und die das hauptſächlichſte Ziel der deut⸗ 
ſchen Politik darin erblickte, den deutſchen Handelsunternehmun⸗ 
gen überall Vorſchub zu leiſten. Das wilhelminiſche Deutſchland 
hat durch die von höchſter Regierungsſtelle aus rückſichtslos 
betriebene Unterſtützung des deutſchen Außenhandels einen 
Weg betreten, der dann von allen Mächten eingeſchlagen wurde 
und letzthin die politiſchen Friedensbindungen durchbrechen 
mußte. In China, im nahen Orient und in Marokko diktierten 
der deutſche Kaufmann und die hinter ihm ſtehenden Groß; 
banken vielfach die deutſche Politik. Jedes größere Handels; 
geſchäft, jede Anleihetransaktion wurde dadurch zum Politikum, 
man begann im Ausland in jeder Errungenſchaft des deutſchen 
Handels eine Vergrößerung der deutſchen Weltſtellung zu 
ſehen. — Das von Deutſchland gegebene Beiſpiel fand überall 
Nachahmer, Geldmarkt und Börſe wurden politiſiert, die Re⸗ 
gierungen machten die Gewährung von Anleihen im Ausland, 
die Inveſtierung von Kapital für Induſtriezwecke von politi⸗ 
ſchen Erwägungen abhängig, und ſo wurde das, was früher 
als private Transaktion auf der politiſchen Schaubühne kaum 
in Erſcheinung getreten war, zu einer Angelegenheit von höchſter 
internationaler Bedeutung. Ein weitblickender Staatsmann, 
wie Bismarck es war, hätte die Gefahren dieſer Entwicklung 
erkannt, er hätte das Schickſal ſeines Landes weniger dem 
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Unternehmungsſinn einzelner ausgeliefert. Deutſchlands 
Welthandel hätte ſich dann vielleicht nicht ſo raſch entwickelt, 
aber die Gefahren der Handelskonkurrenz für den europäiſchen 
Frieden wären ſtark herabgemindert worden. 

Dieſe Handelskonkurrenz und die mit ihr im engſten Zu— 
ſammenhange ſtehende deutſche Flottenpolitik waren es aber, 
die eine Fortſetzung der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
England und Deutſchland unmöglich machten und zuletzt den 
Weltkrieg heraufbeſchworen haben. 

Der Ausgang des Krieges und die Beſeitigung der Mon— 
archien in Sſterreich-Ungarn und Deutſchland haben den de; 
mokratiſchen Prinzipien der Weſtmächte nunmehr in ganz 
Europa zum Siege verholfen. Man könnte glauben, daß dieſe 
Egaliſierung unſeres Kontinents, die reſtloſe Erfüllung des 
Nationalitätenprinzips und der republikaniſchen Regierungsform 
den Weg zu einer Völkerverſöhnung und zu der endgültigen 
Einigung des Kontinents freigemacht habe. Die Erfahrungen 
der letzten drei Jahre müſſen jeden Unparteiiſchen von dem Gegen; 
teil überzeugen. Niemals hat nationaler Egoismus, Handels; 
neid und willkürliche Eroberungsluſt üppiger gewuchert als 
heute, der Weltkrieg hat alle die Friedensbindungen der Vor— 
kriegszeit geſprengt, ohne irgendwelche neuen zu ſchaffen. Wir 
ſind an dem Zuſtande der europäiſchen Anarchie angelangt. 
Vielleicht werden ſpätere Generationen, wenn fie auf die Anz 
fänge des 20. Jahrhunderts zurückblicken, den Verſuch, Europa 
zu demokratiſieren, als den größten Fehler betrachten lernen 
und einſehen, daß es weder der konſervative, von Metternich 
her übernommene Geiſt der öſterreichiſchen Politik noch die 
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ditionen des Deutſchen Reichs waren, die den Krieg herauf⸗ 
beſchworen, ſondern gerade die demokratiſchen Strömungen, 
die, aus der Induſtrialiſierung Europas hervorgegangen, die 
internationale Politik auch nur mehr zum Handelsgeſchäft 
herabgewürdigt hatten. Nicht weil Deutſchland der ſtärkſte 
Militärſtaat Europas war, iſt es zum Kriege gekommen, ſon⸗ 
dern weil es der treibenden Kraft der in Induſtrie und Handel 
aufſtrebenden deutſchen Demokratie nicht widerſtand und ſeine 
Militärmacht in ihren Dienſt ſtellte, wurde der Krieg unver; 
meidlich. Die Weſtmächte behaupteten, dieſen Krieg gegen 
veraltete Autokratien, gegen den Militarismus einzelner Mon⸗ 
archen zu führen, tatſächlich kämpften ſie, was Deutſchland 
betrifft, mit weſensgleichen Gegnern, und deren Niederlage 
hat an dem Probleme, wie Europa ſeinem eigentlichen Ziele, 
ſeiner Polariſierung, näherzubringen iſt, nichts geändert, ſie hat, 
ganz im Gegenteil, deſſen Verwirklichung in weite Ferne gerückt. 

Der Weltkrieg hat alle organiſchen Hemmungen der inter; 
nationalen Politik ſcheinbar ſo gründlich beſeitigt, daß es der 
menſchlichen Phantaſie heute freiſteht, jede Möglichkeit einer 
Neugruppierung und Neugeſtaltung unſeres Weltteils auszu⸗ 
denken, ohne daß ſie fürchten müßte, in ihrem Gedankenfluge 
durch die harte Realität des Völkerlebens behindert zu werden. 
Und doch wirkt dieſe Realität fort, ſie iſt ſchon im ſtillen an 
der Arbeit, um Europa auf ſeine naturgeſetzlich gewieſene 
Bahn zurückzuführen und die vielen Auswüche verblendeten 
menſchlichen Wollens und Handelns als etwas Vorübergehendes, 
Abſterbendes abzuſtreifen. Zu dieſem Abſterbenden gehören meiner 
Überzeugung nach vor allem die in Paris mit den Mittel⸗ 
mächten abgeſchloſſenen Friedenstraktate. 
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Die Durchführung des Friedens von Verſailles halte ich 
für eine Unmöglichkeit, nicht nur weil er Deutſchland für Jahr— 
zehnte hinaus unerträgliche Leiſtungen auferlegt hat, ſondern 
vor allem, weil er Frankreich nicht vor der deutſchen Bedrohung 
ſchützt, es vielmehr für immer zwingen wird, gegen deutſche 
Revanchegelüſte auf der Hut zu ſein. Der Friede iſt kein po— 
litiſcher, ſondern ein finanztechniſcher, von franzöſiſchem Rentner— 
geiſt diktierter, als ſolcher kann er die durch die Natur gewieſene 
Entwicklung niemals aufhalten. Für das politiſche Frank; 
reich konnte es nur ein Kriegsziel geben, und das war die Ver— 
nichtung der deutſchen Einheit. Wenn Deutſchland wieder 
in Teilſtaaten zerfiel, Oſterreich-Uungarn dagegen als fran; 
zöſiſcher Bundesgenoſſe im Oſten erhalten und geſtärkt werden 
konnte, ſo wäre es möglich geworden, die napoleoniſche Kon— 
zeption eines in Paris zentrierenden europäiſchen Syſtems zu 
verwirklichen. Durch dieſes Syſtem würde Frankreich zum 
Herrn Europas werden, nicht nur in politiſcher, ſondern auch 
in wirtſchaftlicher Beziehung. Die deutſche Kohlen- und Eifen; 
produktion würde unter franzöſiſche Oberhoheit gelangen, es 
würde ſich ſo der Zuſammenſchluß der europäiſchen Induſtrie 
unter der Agide Frankreichs vollziehen. Es würde ſich ein 
europäiſches Produktionsgebiet herausbilden, das durch die 
reichen und bisher wenig ausgenützten franzöſiſchen Kolonien 
mit Rohſtoffen verſorgt werden könnte und eine Autarchie 
darſtellen würde. Aber das heutige Frankreich wäre mit ſeinen 
veralteten bureaukratiſchen und zentraliſtiſch organiſierten Ver— 
waltungsmethoden auf die Dauer kaum in der Lage, die Füh— 
rung eines ſolchen Konzerns zu behalten. Wer die Verhält— 


niſſe kennt, kann nicht im Zweifel darüber fein, daß die wirt 
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ſchaftliche Hegemonie mit der Zeit notwendigerweiſe wieder 
der beſſer organiſierten und kräftigeren deutſchen Induſtrie 
zufallen müßte. Die treibende Kraft des induſtriellen Fort; 
ſchritts müßte aber auch die politiſchen Hemmungen früher 
oder ſpäter ſprengen. Am Ende würde der deutſche Unter— 
nehmungsgeiſt doch wieder die Lage beherrſchen. 

Eine ſolche Löſung des europäiſchen Problems hätte vieles 
für ſich, fie würde eine ſtarke Kontinentalmacht ins Leben rufen, 
die gleichberechtigt mit England und Amerika die Konkurrenz; 
auf dem Weltmarkte aufnehmen könnte. 

Die Hinderniſſe nationalpolitiſcher und wirtſchaftlicher 
Natur find aber zu groß, als daß ſich ein folder Plan ver; 
wirklichen ließe, vor allem würde England eine Konſolidierung 
Europas auf dieſer Grundlage niemals zugeben können und 
beſtrebt ſein müſſen, die franzöſiſche Vorherrſchaft durch neue 
Koalitionen zu vernichten. England kann keinem europäiſchen 
Syſtem zuſtimmen, in dem es nicht eine führende Rolle ſpielt. 

Bei der heutigen internationalen Lage, die an Halbheiten 
ſtehengeblieben iſt und einen Zuſtand geſchaffen hat, der kein 
europäiſches Land zur Ruhe und Ordnung kommen laſſen 
kann, muß man mit der Fortſetzung der bisher geübten Real⸗ 
und Kriegspolitik rechnen. Solange nicht der Weg für eine 
europäiſche Einigung durch weitherziges Vergeſſen der Ders 
gangenheit und durch eine radikale Abkehr von der bisher be— 
folgten Methode freigemacht wird, können nur die Intranſigenz 
Frankreichs, wieder zu ſeinem Gelde zu kommen, und die durch 
die fortgeſetzten Demütigungen andauernd geſteigerte Revanche⸗ 
luſt des deutſchen Volkes für den Politiker als aktuelle Faktoren 
in Frage kommen. Es iſt unter den gegebenen Verhältniſſen 


nur natürlich, daß das Deutſche Reich an Vergeltung denkt, 
ſich überall nach Bundesgenoſſen umſieht und daß ſelbſt der 
Gedanke, ſolche in Sowjet⸗Rußland zu finden und dem 
gegenwärtigen Zuſtand durch eine kulturvernichtende Welt; 
revolution ein Ende mit Schrecken zu bereiten, Anhänger ge; 
funden hat. Dieſer Plan dürfte ſehr bald durch den unver; 
meidlichen Zuſammenbruch der Sowjetregierung an Aktualität 
verlieren, es mehren ſich aber heute die Stimmen, welche ge; 
rade in dieſem Zuſammenbruch die Möglichkeit erblicken, die 
traditionelle Verbindung Deutſchlands mit Rußland und ſo 
auch das europäiſche Gleichgewicht wiederherzuſtellen. Ich 
halte auch dieſe Vorausſicht für eine gefährliche Illuſion. 
Niemand kann heute ſagen, wer in Rußland an Stelle der 
Herren Lenin und Trotzki treten wird, es kann eine farbloſe 
Bauernrepublik fein, ebenſo möglich iſt eine monarchiſche Ne; 
ſtauration oder der Cäſarismus, aber was immer kommen mag, 
eines ſcheint mir ſicher, daß das neue Rußland national-ruſſiſch 
denken und fühlen wird, und daß ſeine neuen Machthaber 
noch viel mehr als ihre zariſtiſchen Vorgänger mit dem ruſſiſchen 
Nationalismus werden rechnen müſſen. Es mag geſchehen, 
daß die heute noch von tiefem Haſſe gegen Frankreich und 
auch gegen England beſeelte ruſſiſche Reaktion ſich mit Deutſch—⸗ 
land verbünden, deſſen organiſatoriſche Fähigkeiten zum Wieder; 
aufbau der ruſſiſchen Volkswirtſchaft benutzen wird, aber ein 
ſolches Bündnis würde lediglich momentanen Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen entſpringen, es könnte keine Dauer haben, weil die 
Tendenz der ruſſiſchen Politik naturgemäß wieder ſehr bald 
dem Panſlawismus und damit dem Kampfe gegen Deutſch— 
land zuſtreben müßte. Das Lebensgeſetz des ruſſiſchen Volkes 
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verlangt dies. Heute, wo Deutſchland zu Boden liegt, eine 
Reihe kleiner ſlawiſcher Volksgruppen den Balkan und das frühere 
Gebiet der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie ausfüllen, müßte 
die Verwirklichung der panflamiftifchen Träume relativ einfach er; 
ſcheinen. Die neuen ruſſiſchen Staatsmänner werden kaum 
ſo töricht ſein, Deutſchland nur aus Rachegefühl gegen Frank⸗ 
reich wieder groß und ſtark werden zu laſſen und damit gerade 
jene Hemmung wiederherzuſtellen, welche bisher der ruſſiſchen 
Expanſion nach Weſten im Wege ſtand. Viel naheliegender 
wäre es, daß Rußland ſich in Kürze wieder mit Frankreich ver— 
binden und bei Ausnützung der franzöſiſchen Angſt vor Deutſch— 
land um den Preis Polens, der von Slawen bewohnten öfter: 
reichiſchen Gebiete und des Balkans die Garantie des heutigen 
franzöſiſchen Beſitzſtandes übernehmen würde. 

Damit wäre aber wieder die Situation geſchaffen, welche 
Lord Dunſany im Jahre 1874 treffend richtig beurteilte und 
die ihn zum Anhänger eines deutſch-engliſchen Bündniſſes 
machte. 

England wäre dann genötigt, zu der Politik Disraelis 
und Salisburys zurückzukehren, es müßte wieder den Verſuch 
unternehmen, in Mitteleuropa einen Schutzwall gegen Ruß⸗ 
land aufzurichten. 

Dies bringt uns zur dritten Löſung des europäiſchen Pro— 
blems, die meiner Anſicht nach die einzig dauerverſprechende 
wäre. Es iſt dies eine Ausſöhnung zwiſchen Deutſchland und 
England und die Ausgeſtaltung der Bismarckiſchen Kontinental; 
politik in der Richtung eines Völkerbundes, in dem England 
eine führende Rolle übernehmen und ſein koloniales Weltreich 
als Morgengabe einbringen würde. Wäre England im Jahre 1920 
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nicht durch die maßloſe Verhetzung eines fünfjährigen Krieges 
verblendet geweſen, hätten ſich die engliſchen Friedensdelegierten 
in Verſailles weniger durch das Wechſelſpiel der Leidenſchaft, 
durch die öffentliche Meinung ihres Landes beeinfluſſen laſſen 
und ſich im Bunde mit Präſident Wilſon für einen gerechten 
Frieden und für die Verwirklichung des Völkerbundes auf 
europäiſcher Grundlage eingeſetzt, ſo wäre ihr Bündnis mit 
Frankreich zwar einer ſchweren Probe ausgeſetzt geweſen, viel—⸗ 
leicht wäre ſogar die Koalition geſprengt worden, aber die 
Vorausſetzungen würden heute beſtehen für die Wiederher— 
ſtellung eines europäiſchen Friedensſyſtems, das, auf Bismardi; 
ſcher Tradition beruhend, potentiell die Möglichkeit eines dauz 
ernden Zuſammenſchluſſes Europas in ſich getragen hätte. 

Die Gelegenheit wurde verſäumt, ſeither iſt der Völkerbund⸗ 
gedanke ſo in Mißkredit geraten, daß man füglich zweifeln kaun, 
ob er je wieder lebendige Geſtalt annehmen und ſich durchſetzen 
wird. Vielleicht iſt er in der demokratiſch-freiheitlichen Form, 
wie ihn der ſchulmeiſterliche Sinn des amerikaniſchen Prä— 
ſidenten ausgeſonnen hatte, für immer tot, aber die Not- 
wendigkeit, das europäiſche Einigungswerk zu vollenden, be— 
ſteht fort, die Sehnſucht nach einer friedlichen und den Wieder; 
aufbau der europäiſchen Trümmer ermöglichenden Zukunft 
wird in allen Ländern von Tag zu Tag fühlbarer, und wenn 
es auch möglich iſt, daß die Löſung des Problems auf anderen, 
konſervativeren Grundlagen erfolgen wird, als dies Präſident 
Wilſon wollte, ebenſo wie die deutſche Einigung nicht nach 
den demokratiſchen Prinzipien der Paulskirche, ſondern nach den 
Geſetzen des geſchichtlichen Werdeganges der Menſchheit von 
Bismarck verwirklicht wurde, ſo ſpricht doch alles dafür, daß 
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der innere Drang der Zeit gepaart mit der äußeren Not den 
Zuſammenſchluß herbeiführen wird. 
Von allen Ländern iſt England heute am ſtärkſten daran 
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Bölterbund, intereſſiert, daß die Ruhe in Europa wieder einkehre und daß 


eine höhere Syntheſe für die zwiſchenſtaatlichen Beziehungen 
gefunden werde. Denn ohne eine ſolche wird es nicht nur die 
ſeinem Wirtſchaftsſyſteme im Weltkriege verurſachten Schäden 
nicht wiedergutmachen können, ſondern es wird für feine Staats; 
männer auch ſehr ſchwer ſein, ihre eigenen, die Exiſtenz des 
britiſchen Weltreichs bedrohenden Probleme einer günſtigen 
Löſung zuzuführen. Die iriſche, ägyptiſche und indiſche Frage 
wären viel leichter zu löſen, wenn der Völkerbundgedanke ver⸗ 
wirklicht und eine neue Form der internationalen Föderierung 
gefunden werden könnte. Das britiſche Weltreich iſt auf die 
Dauer nur auf Grundlage der weiteſtgehenden Toleranz gegen 
alle Völker aufrechtzuerhalten; nur ſolange England ſeinen 
Beſitzſtand der ganzen Welt zur freien und mit den eigenen 
Staatsangehörigen gleichberechtigten Betätigung offenhalten 
kann, wird die Menſchheit die Tatſache ertragen, daß faſt 
ein Drittel der Welt heute unter engliſcher Oberhoheit ſteht. 
Der in dem Weltkriege großgezogene engliſche Chauvinismus, 
der ſich beſonders in den engliſchen Dominions geltend macht 
und zur Abſperrung gegen alles Fremde drängt, trägt an ſich 
die Keime der Auflöſung des Reichs in ſich. Es wird für die 
engliſche Regierung nicht leicht ſein, die Entwicklung zum ge⸗ 
ſchloſſenen Handelsſtaat aufzuhalten, in Kanada, Auſtralien 
und auch in Südafrika wird ſie auf Widerſtand ſtoßen; dieſen 
zu überwinden, wird es einer ideellen Suggeſtion bedürfen, 
die ſich nur im Völkerbundgedanken und in der Anerkennung 
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eines über den Nationen ſtehenden höheren Bürgerrechtes 
der Menſchheit finden läßt. Das Land aber, in welchem die 
dahin führenden Prinzipien am eheſten Geſtalt gewinnen wer⸗ 
den, iſt Deutſchland, und darum erſcheint es mir unzweifelhaft, 
daß England durch ſein eigenſtes Intereſſe dazu genötigt ſein 
wird, ſich wieder dem mitteleuropäiſchen Syſtem anzuſchließen 
und im Bündniſſe mit dem deutſchen Volke der Welt die Treuga 
Dei aufzuerlegen, ohne welche unſer Weltteil dem ſicheren Unter⸗ 
gange entgegengehen müßte. 
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Deutſchland und die große Politik. 
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Die Rolle Amerikas im Weltkriege. 
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